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Vorwort  1 
Vorwort 
An den Universitäten Leipzig und Halle-Wittenberg ist ein Forschungsvorhaben mit dem 
Titel „Ziele und übertragbare Handlungsstrategien für ein kooperatives regionales Flä-
chenmanagement unter Schrumpfungstendenzen in der Kernregion Mitteldeutschland“ 
(KoReMi) angesiedelt. Vor dem Hintergrund demographischer Transformationsprozesse 
werden Leitbilder und Instrumente der Regionalentwicklung auf ihre Anwendbarkeit unter 
Nachhaltigkeitsgesichtspunkten untersucht und modifiziert. Das Projekt ist eingebunden 
in das Forschungsfeld „Forschung für die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme und 
ein nachhaltiges Flächenmanagement (REFINA)“ des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung (BMBF). 
Mit der Schriftenreihe des Forschungsverbundes KoReMi soll fortlaufend sowohl über das 
Projekt und seine wesentlichen Arbeitsergebnisse als auch über weiterführende Erkennt-
nisse der Fachdisziplinen berichtet werden. Die Kommunikation zwischen Wissenschaft 
und Praxis sowie auch zwischen den einzelnen wissenschaftlichen Disziplinen, die sich 
aus ganz unterschiedlichen Blickwinkeln mit den Problemen nachhaltiger Entwicklung von 
Regionen unter dem Vorzeichen von demographischer Transformation beschäftigen, soll 
mit dieser Schriftenreihe forciert und intensiviert werden. 
Schwerpunkt des vorliegenden ersten Bandes ist die Charakterisierung des Untersu-
chungsgebietes „Kernregion Mitteldeutschland“, die sich um die Städte Halle (Saale) und 
Leipzig erstreckt und durch einen heterogenen, bipolaren städtischen, aber auch ländlich 
geprägten Wirtschaftsraum gekennzeichnet ist. Die Region wird hinsichtlich ihrer Raum-
struktur, der demographischen und wirtschaftlichen Entwicklungen, der technischen und 
verkehrlichen Infrastrukturen sowie der öffentlichen Finanzen beschrieben und es werden 
aktuelle Entwicklungstrends und Probleme dargestellt. Die Charakterisierung dient im 
Projektverlauf als Grundlage einer Clusterung der Kommunen im Untersuchungsraum, 
auf die im zweiten Band der Schriftenreihe eingegangen wird. 
Dieser erste Band der Schriftenreihe des Forschungsverbundes KoReMi soll Ihr Interesse 
sowohl an dem Projekt selbst als auch am drängenden Thema des nachhaltigen Flächen-
managements wecken. Wir würden uns sehr freuen, wenn Sie dem weiteren Verlauf der 
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Das Förderprogramm „Forschung für die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme und 
ein nachhaltiges Flächenmanagement (REFINA)“ des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung steht für Projekte, die sich mit Strategien für einen effizienteren Umgang mit 
Grund und Boden vor dem Ziel der Reduzierung der derzeitigen täglichen Inanspruch-
nahme von Boden für neue Siedlungs- und Verkehrsflächen auf 30 Hektar pro Tag sowie 
eine vorrangige Innenentwicklung bis zum Jahr 2020 auseinandersetzen. Das interdiszi-
plinäre Projekt KoReMi („Ziele und übertragbare Handlungsstrategien für ein kooperatives 
regionales Flächenmanagement unter Schrumpfungstendenzen in der Kernregion Mittel-
deutschland“) wird unter diesem Dach einen Beitrag zur ökonomisch, ökologisch, sozio-
demographisch und regionalpolitisch umsetzbaren Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme, zum Erhalt der Lebensqualität und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
in polyzentrischen Verdichtungsregionen mit raumstrukturellem Wandel leisten. Die Ziel-
stellung des Projektes erwächst aus folgenden, miteinander verknüpften Problemfeldern:  
Die gegenwärtigen Entwicklungstendenzen weichen stark von den aus der Vergangenheit 
heraus geplanten und prognostizierten Entwicklungen ab. Die Siedlungs- und Bevölke-
rungsentwicklung innerhalb der Region veränderte sich überdurchschnittlich schnell und 
führte zu so nicht erwarteten Entwicklungsmustern. Planungen, die Kommunen aufgrund 
ihrer räumlichen Lage und anhand gängiger Entwicklungsmuster trafen, konnten daher 
häufig nicht erfüllt werden. Darüber hinaus nahm die Bevölkerung flächendeckend ab und 
die Wohnpräferenzen wechselten. Die Gewerbeentwicklung entsprach ebenfalls nicht den 


















Einwohner 2006 [-] 506.578 235.720 187.873 122.004 146.816 130.297 206.146 94.900
Bevölkerungsentwickung 1995 bis 2006 
[%] -2,53 -16,64 -14,08 -3,38 -2,23 -0,80 -1,53 -9,53
Flächengröße 2006 [km²] 298 135 1.453 852 752 895 1.433 1.168
Einwohnerdichte 2006 [EW/km²] 1.702 1.746 129 143 195 146 144 81
Veränderung S+V-Flächen (1996 - 2005) 
[%]
18,3 9,5 22,0 11,2 14,8 10,0 25,7 7,0
Veränderung S+V-Flächen (2000 - 2005) 
[%]
8,0 5,0 12,5 4,9 8,2 1,9 4,5 1,9
Geburtenrate 2006 pro Tausend EW 8,7 8,5 6,5 6,9 6,6 7,2 6,8 7,0
Sterberate 2006 pro Tausend EW 10,7 11,2 12,4 10,6 11,1 10,2 10,9 11,3
Wanderungssaldo 2006 [-] 4.939 -825 -1.797 -728 -424 -867 -1.100 -919
Arbeitslosenquote Sep. 2007 [%] 18,8 18,3 17,5 15,9 15,8 15,2 15,1 15,7
SV-pflichtig Beschäftigte am Arbeitsort 
2006 [-] 195.672 89.381 42.586 34.304 34.207 31.772 60.965 25.790
Gewerbeanmeldungen 2006 [-] 7.213 1.975 1.404 1.350 1.378 1.339 1.826 826
Gewerbeabmeldungen 2006 [-] 5.026 2.071 1.318 1.125 1.209 964 1.470 670
Gewerbesteueraufkommen 2005 [€/EW] 288,63 132,90 108,31 203,24 161,20 124,41 81,91 105,66
BIP zu Marktpreisen 2005 [Mill. €] 12.190 5.222 3.040* 2.199 2.223 2.219 5.008 1.664
Anzahl Wachstums- und Leitbranchen 
2006 [-]
3 keine 2 keine keine keine 3 keine
* nur die ehemaligen Landkreise Bitterfeld und Köthen  
Tabelle 1: Übersicht über wesentliche statistische Daten des Untersuchungsgebie-
tes1 
 
                                          
1  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, Bundesagentur für Arbeit, eigene 
Berechnungen. 
6  1 Einleitung 
Problematisch ist, dass die Kommunen einerseits bei der Flächenbereitstellung in Vorleis-
tung gehen (Bauleitplanung) und andererseits die Wiedernutzung integrierter Standorte 
oft mit großen Problemen verbunden ist. Das hat einen anhaltenden Flächenverbrauch 
bei gleichzeitig brachfallenden Wohn- und Gewerbegebieten sowie unangepasster Infra-
struktur- und Verkehrssysteme zur Folge. Damit einher geht eine Verschwendung der 
wertvollen Umweltressource Boden und eine Veränderung bis zur Überformung der Kul-
turlandschaft. Gleichzeitig verschärft sich die Kostensituation für Kommunen und Ein-
wohner durch die Finanzierung neuer Siedlungsflächen und sich addierender Infrastruktu-
ren.  
Diese Transformationsproblematik erfordert zusammen mit dem Flächenreduktionsziel 
eine hieran orientierte Gestaltung der zukünftigen Raumentwicklung. Es ist jedoch zu be-
fürchten, dass die gegenwärtigen Steuerungsinstrumente nicht effizient eingesetzt wer-
den, um eine angepasste Regionalentwicklung zu gewährleisten. Denn eine planerische 
Gestaltung des raumstrukturellen Wandels steht vor dem Problem 
• der nicht einheitlichen Planbarkeit von vernetzten Regionen, 
• der ungenügenden Kooperation von Kommunen und Akteuren bei der gemeinsa-
men Planung und schließlich 
• der mangelnden Anpassung von raumplanerischen Ansätzen und finanzwissen-
schaftlichen sowie infrastrukturellen Entwicklungszielen an den raumstrukturellen 
Wandel. 
Im Rahmen des Projektes liegt der Schwerpunkt auf interkommunalen Ansätzen eines 
Flächenmanagements und nicht auf intrakommunalen Strategien. Eine stärkere über-
kommunale Koordination der Kommunen erscheint aber auch über Flächenmanagement-
aspekte hinaus notwendig, da Regionen zunehmend wichtige Bezugsräume im Standort-
wettbewerb und wesentliche Handlungsräume zur Erreichung von Nachhaltigkeitszielen 
werden. Gerade Regionen, die sich nicht mit administrativen Grenzen decken, können 
sich kaum auf gemeinsame regionale Konzepte verständigen, die über Länder- und Regi-
onsgrenzen hinweg sowohl die städtischen wie auch die ländlichen Räume berücksichti-
gen. Angesichts der Notwendigkeit, die „Kernregion Mitteldeutschland“ (als polyzentri-
sche Region um Halle (Saale) in Sachsen-Anhalt und Leipzig in Sachsen) in globaler 
Hinsicht wettbewerbsfähig zu gestalten, ist jedoch ein koordiniertes Regionalmanage-
ment eine zentrale Voraussetzung.  
Mit der Zielstellung, mit kommunalen, regionalen und überregionalen Akteuren ein über-
tragbares, kooperatives Flächenmanagement im Untersuchungsraum zu entwickeln, ge-
hen folgende Projektschwerpunkte einher.  
1. Sensibilisierung der kommunalen, regionalen und überregionalen Akteure für die 
Notwendigkeit einer gemeinsamen regionalen Koordination zur Optimierung regi-
onaler und kommunaler Entwicklungsperspektiven der Flächenentwicklung. In die-
sem Zusammenhang werden unter anderem Workshops mit den „Akteuren vor 
Ort“ durchgeführt. Hier soll die Praxistauglichkeit von (auch vorläufigen) Projekt-
ergebnissen u. a. auch durch Kommunalvertreter getestet werden.  
2. Darstellung und Bewertung soziodemographischer, siedlungs- und kulturräumli-
cher Strukturveränderungen, gegenwärtiger Entwicklungstrends bei verkehrlicher 
und umwelttechnischer Infrastruktur und bestehender Aufgabenverteilungen und 
deren finanzielle Berücksichtigung unter Schrumpfungsbedingungen. 
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3. Eine alle Akteursebenen einbindende regionale Zieldiskussion zur Flächen- und 
Regionalentwicklung. Hier werden theoretische Zielaussagen der Flächennutzung 
unter Schrumpfungsbedingungen mit den Zielstellungen der regionalen Akteure 
verglichen.  
4. Analyse instrumenteller Defizite zur Zielerreichung, Erarbeitung und Bewertung 
von Vorschlägen zur Weiterentwicklung und Ausgestaltung notwendiger selbstbe-
stimmter und hoheitlicher Instrumente sowie ggf. Erarbeitung von Vorschlägen für 
neu einzuführende Instrumente.  
5. Hierzu steht die Akzeptanz bestehender Instrumente und deren Modifizierbarkeit 
im Mittelpunkt des Interesses, um einem interregionalen, nachhaltigen Flächen-
management entsprechen zu können. Gleichzeitig stellt sich die Frage, inwieweit  
neue Instrumente angewendet bzw. entwickelt werden müssen? 
6. Die Forschungsergebnisse und die gewonnenen Erfahrungen werden in akteurs-
spezifischen Leitfäden aufbereitet, die den Akteuren in der Untersuchungsregion 
regionalpolitische Entscheidungsmöglichkeiten und deren Konsequenzen aufzei-
gen. 
Der vorliegende, erste Band der Schriftenreihe des Forschungsverbundes KoReMi stellt 
die Untersuchungsregion vor und fasst die ersten Untersuchungsergebnisse zusammen. 
Hierzu werden die relevanten aktuellen Rahmenbedingungen in den Bereichen Demogra-
phie, Siedlungs- und Gewerbeflächenentwicklung, Umwelt- und Verkehrsinfrastrukturen 
sowie die finanzwirtschaftliche Situation für den Untersuchungsraum analysiert.  
Die in diesem Band vorgestellten Untersuchungen bereiteten die Klassifizierung der Kom-
munen des Untersuchungsgebietes nach ähnlichen Rahmenbedingungen und Entwick-
lungsvoraussetzungen vor, die Ergebnisse dieser Klassifizierung werden in Band 02 der 
Schriftenreihe KoReMi veröffentlicht. Mithilfe dieser Klassifizierung und in Ergebnis von 
Gesprächen mit Kommunalvertretern werden im weiteren Verlauf des Projektes repräsen-
tative Kommunen ausgewählt, um die Ziel- und Instrumentendiskussion des Flächenma-
nagements räumlich zu konkretisieren und allgemeingültige Aussagen für die Untersu-








2 Zum Umgang mit Grenzen in der Kernregion Mittel-
deutschland 
Die Kernregion Mitteldeutschland erstreckt sich über die Landesgrenze von Sachsen und 
Sachsen-Anhalt hinweg (vgl. Abbildung 1). Aber nicht nur durch diese Grenze, sondern 
durch viele weitere Grenzverläufe wird der Untersuchungsraum geprägt. 
 
Abbildung 1: Kernregion Mitteldeutschland in Sachsen- und Sachsen-Anhalt2 
Die Vielfalt der Grenzziehungen ergibt sich aus dem Umstand, dass ein „Untersuchungs-
raum“ nicht nur ein zweidimensionales Abbild von funktionalen Zusammenhängen dar-
stellt. Vielmehr ist ein komplexes und relationales Verständnis von „Raum“ erforderlich. 
Das Objekt des Flächenmanagements stellt zwar der zweidimensionale physische Raum 
als Teil der Erdoberfläche dar. Um aber Management als akteursbezogenen Prozess 
betreiben zu können, reicht diese eingeschränkte Auseinandersetzung nicht aus. Not-
wendig ist vielmehr auch das Erfassen der auf den physischen Raum einwirkenden Grö-
ßen sowie, damit zusammenhängend, der gesellschaftlichen Konventionen.3 
Daher umfasst der „Raum“ im Sinne dieses Projektes die materiell-physische Dimension, 
die Dimension der Handlung, die Dimension der Planung sowie die Dimension der Wahr-
                                          
2  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM, eigene Darstellung. 
3  Dieses komplexe Verständnis folgt auch dem Umstand, dass es sich bei dem Verbundprojekt um eine in-
terdisziplinäre Auseinandersetzung handelt. 
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nehmung.4 Alle diese Dimensionen haben eigene Reichweiten, die sich voneinander un-
terscheiden. Zur Analyse und Optimierung von Flächenmanagement als Teil von Raum-
entwicklung ist es erforderlich, diese Reichweiten und ihre Grenzen zu erfassen. Entspre-
chend wird zwischen drei grundsätzlich verschiedenen Arten von „Grenzen“ 
unterschieden: 
• Funktionsräumliche Grenzen: Diese beziehen sich auf die Ausdehnung einer Nut-
zung oder einer Gestaltung und umfassen demnach die materiell-physische Di-
mension sowie die Dimension der Handlung. 
• Wahrnehmungsgrenzen: Sie beziehen sich auf die Fragen nach der Identität eines 
Raumes und seiner Einwohner sowie nach der Fremdwahrnehmung durch Außen-
stehende. Sie beeinflussen das Handeln der Einwohner und damit auch die funkti-
onalen Verflechtungen. 
• Verwaltungsräumliche Grenzen: Diese markieren den Hoheits- und Handlungsbe-
reich einer mit Macht ausgestatteten Institution. Zugleich zeichnen sie den Gel-
tungsbereich der Planung und des Rechts nach. 
Die Funktionsräume der Kernregion Mitteldeutschland werden in den folgenden Kapiteln 
untersucht (vgl. Kapitel 3, 5, 6 und 8). Die dort abgebildeten Karten zeigen unter ande-
rem, wie weit sich die Suburbanisierung in das Umland hinein erstreckt, wie sich die 
Pendlersalden darstellen und wie die Trinkwasserversorgung in der Kernregion durch Ver-
sorgungsnetze räumlich strukturiert ist. Entsprechend können funktionsräumliche Reich-
weiten identifiziert werden. Dies ermöglicht zudem eine Aussage über die Grenzen der 
jeweiligen Reichweiten. 
Die Wahrnehmungsgrenzen der Kernregion Mitteldeutschland (und die Frage, ob inner-
halb des Untersuchungsraumes trotz der Ländergrenze von einer gemeinsamen Identität 
der Einwohner gesprochen werden kann) werden derzeit im Rahmen einer Dissertation 
an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg untersucht.5 
Neben den funktionsräumlichen und den Wahrnehmungsgrenzen sind im Untersuchungs-
raum Verwaltungsräume und entsprechende Verwaltungsgrenzen vorhanden. In dem da-
bei abgegrenzten Territorium gelten jeweils die Gesetze und die Hoheitsrechte der hierfür 
zuständigen politischen und administrativen Institutionen.6 Diese Struktur kann unmittel-
bar weder anhand des physischen Raumes und der funktionalen Verflechtungen noch an-
hand der Eigen- oder Fremdwahrnehmung der Region identifiziert werden. So haben sich 
im so genannten „Nordraum Leipzig“ trotz der administrativen Einteilung in zwei Verwal-
tungsräume7 funktionale Verflechtungen im gewerblichen Sektor entlang der Autobahn 
A 14 entwickelt, die über die Landesgrenze hinweggehen (vgl. Abbildung 2). Neue funkti-
onale Verflechtungen sind hier entstanden, und der Nordraum trägt zur wirtschaftlichen 
Prosperität der gesamten Region bei.8 
                                          
4  Damit folgt das Raumverständnis des Verbundprojektes im Wesentlichen den Ausführungen von Läpple, 
Dieter (1991): Essay über den Raum. In: Häußermann, Hartmut et al. (Hrsg.): Stadt und Raum: soziolo-
gische Analyse; Pfaffenweiler, S. 196 - 197, zu den „gesellschaftlichen Räumen“. 
5  Kranepuhl, Susanne: „Regionale Identität im Verdichtungsraum Halle-Leipzig. Einfluss von Regionalbe-
wusstsein auf die Entwicklung der Kernregion Mitteldeutschland“ (Arbeitstitel). 
6  Vgl. Davy, Benjamin (2004): Die Neunte Stadt. Wilde Grenzen und Städteregion Ruhr 2030; Wuppertal, 
S. 40. 
7  Je nach Standort der Gewerbefläche ist eine andere Wirtschaftsförderung zuständig. 
8  Vgl. Pallasch, Johannes (2006): Wachstumspol Nordraum Leipzig. Eine Standortuntersuchung unter Be-
rücksichtigung regionaler und überregionaler Netzwerkpotentiale; Diplomarbeit. Institut für Geographie 
der Fakultät für Physik und Geowissenschaften an der Universität Leipzig, unveröffentlicht, S. 52. 




Abbildung 2: Bundesautobahnen in der Kernregion Mitteldeutschland9 
2.1 Verwaltungsräume und -grenzen 
Die verwaltungsräumliche Strukturierung entfaltet eine große Wirkung auf die Raument-
wicklung, da sie das politische und administrative Handeln im Raum bestimmt, Planung 
erstellt und vollzieht sowie Recht setzt. Dadurch wirken sich die ökonomische und die ge-
sellschaftliche Entwicklung auch auf die Wirtschaft und die Bürger aus. 
Nicht nur der Verwaltungsraum der öffentlichen Akteure ist für die Auseinandersetzung 
mit Grenzen relevant. Auch das Handeln der privaten Akteure wie etwa der Wohnungs-
wirtschaft oder Logistik unterliegt Reichweiten und deren Begrenzungen; diese müssen 
ergründet werden, um den Raum in seiner Gesamtheit zu verstehen. 
Im Bereich der öffentlichen Hand fällt das Flächenmanagement in den Verantwortungsbe-
reich der einzelnen Kommunen oder des Gemeindeverbandes10. Im Rahmen des Boden-
rechts11 hat der Bundesgesetzgeber das Baugesetzbuch (BauGB) verabschiedet, in dem 
die kommunale Bauleitplanung geregelt wird. Diese fällt unter die kommunale Selbstver-
waltungsgarantie, da gemäß Art. 28 II GG den Gemeinden das Recht eingeräumt wird, 
alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Ver-
antwortung zu regeln. 
                                          
9  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM, eigene Darstellung. 
10  Gemeindeverbänden können gem. § 203 Abs. 2 BauGB per Landesgesetz kommunale Aufgaben übertra-
gen werden. 
11  Gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG. 
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In der Kernregion Mitteldeutschland sind 247 Kommunen vertreten, denen grundsätzlich 
das Recht auf Selbstverwaltung verfassungsrechtlich garantiert wird (vgl. Abbildung 3).12 
Wie die folgenden Kapitel zeigen werden, erstrecken sich die Funktionsräume des Unter-
suchungsraumes, insbesondere die Arbeitsmarkt- und die Wohnungsmarktregionen über 
die einzelnen Gemeindegrenzen hinweg. Für ein nachhaltiges Flächenmanagement rei-
chen die kommunalen Instrumente des Bodenrechts möglicherweise nicht aus. 
 
Abbildung 3: Gemeindegrenzen in der Kernregion Mitteldeutschland und kommunale 
Selbstverwaltungsgarantie13 
Diese Herausforderung ist aber nicht neu. Der Gesetzgeber hat daher auf Landes- und 
regionaler Ebene bereits weitere Planungen vorgesehen, um die räumliche Entwicklung 
auf überörtlicher Ebene zu steuern. In der Kernregion Mitteldeutschland werden entspre-
chend in den Planungsregionen Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg, Halle und Westsachsen Re-
gionalpläne erarbeitet. Die Grenzen der drei Planungsregionen fallen jeweils mit kommu-
nalen und Landesgrenzen zusammen; sie unterteilen aber den Untersuchungsraum in 
drei Teilräume (vgl. Abbildung 4). 
                                          
12  Zur Bildung von Gemeindeverbänden vgl. Kap. 2.2. 
13  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM, eigene Darstellung. 




Abbildung 4: Regionale Planungsgemeinschaften/Planungsverbände als Träger der 
Regionalplanung in der Kernregion Mitteldeutschland14 
Die Ziele der Regionalplanung müssen von den Gemeinden beachtet werden.15 Allerdings 
sollen sich nicht nur die Entwicklung, Ordnung und Sicherung der Teilräume in die Gege-
benheiten und Erfordernisse des Gesamtraums16 einfügen. Vielmehr soll im Sinne des so 
genannten Gegenstromprinzips17 die Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Gesamt-
raums auch die Gegebenheiten und Erfordernisse seiner Teilräume18 berücksichtigen. 
In der deutschen Planungspraxis führt dies oft zu einer lediglich schwach ausprägten Re-
gionalplanung im Vergleich zu einer starken kommunalen Bauleitplanung, die unter Be-
zug auf die kommunale Selbstverwaltungsgarantie Vorgaben der regionalen Planungs-
ebene missachtet. Bezogen auf das Flächenmanagement bedeutet dies, dass oftmals 
mehr Fläche ausgewiesen wird, als die Regionalplanung einer Gemeinde für ihre aus ü-
berörtlicher Perspektive vorgesehene siedlungsstrukturelle Entwicklung vorgesehen hat. 
Besonders vor dem Hintergrund von Nachfragerückgängen führt dies zu einem Ange-
botsüberschuss. Auch in den Kommunen der Kernregion sind zu viele Flächen ausgewie-
sen worden. Dies führte zur Herausbildung von Brachflächen und zu einem Rückgang der 
Flächenproduktivität. Die Tatsache, dass Flächennutzungspläne von der höheren Verwal-
tungsbehörde, im Untersuchungsraum vom Regierungspräsidium Leipzig bzw. vom Lan-
                                          
14  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM, eigene Darstellung. 
15  Gem. § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung anzupassen. 
16  Hier: der jeweiligen Planungsregion. 
17  Gem. § 1 Abs. 3 ROG. 
18  Hier: der jeweiligen Kommunen. 
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desverwaltungsamt Sachsen-Anhalt (vgl. Abbildung 5), genehmigt werden muss,19 konn-
te diese Fehlentwicklung in der Bauleitplanung bis heute nicht verhindern. 
 
Abbildung 5: Höhere Verwaltungsbehörden im Untersuchungsraum20 
Daher sind Lösungen erforderlich, wie Flächenmanagement in der Region nachhaltig ges-
taltet werden kann. Im Sinne einer Auseinandersetzung mit Verwaltungsräumen stellt 
sich die Frage, wie für ein nachhaltiges Flächenmanagement ein anderer Umgang mit 
Verwaltungsgrenzen erreicht wird. Da die Kompetenz für das Flächenmanagement bei 
der kommunalen Ebene rechtlich verankert ist, zugleich aber der regionale Planungsträ-
ger für die überörtliche Planung verantwortlich zeichnet, ist eine Analyse der Möglichkei-
ten zum Umgang mit diesen Grenzen erforderlich. 
2.2 Möglichkeiten im Umgang mit Grenzen 
Zur Steuerung des Flächenmanagements in der Kernregion Mitteldeutschland ist es er-
forderlich, die Inkongruenz von Funktions- und Verwaltungsräumen zu ermitteln und Lö-
sungen zum Umgang damit aufzuzeigen. Dies bedeutet nicht immer eine Verschiebung, 
Vereinheitlichung oder Vergrößerung der Verwaltungsräume, sondern ist mit verschiede-
nen Mitteln möglich. Im Untersuchungsraum liegen bereits zahlreiche unterschiedliche 
Erfahrungen vor, das Steuerungsproblem zu lösen. 
Traditionell wird die Lösung zur verbesserten Steuerung regionaler Entwicklung mit einer 
Erweiterung und Zentralisierung des Hoheitsbereiches öffentlicher Institutionen verbun-
                                          
19  Gem. § 6 Abs. 1 BauGB. 
20  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM, eigene Darstellung. 
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den.21 Die Hoffnung auf eine verbesserte Steuerung verknüpft sich dabei mit dem 
Bestreben, das Verwaltungshandeln effizient zu gestalten und damit letztlich die öffentli-
chen Haushalte zu entlasten. Zur Bündelung der Verantwortung für das Flächenmanage-
ment und zur Gewährleistung der Zielerreichung wurden seit der deutschen Wiederverei-
nigung auch im Untersuchungsraum kontinuierlich Eingemeindungen vorgenommen.22 
Allerdings erfolgten die kommunalen Neugliederungen in Sachsen und Sachsen-Anhalt zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten und auch in unterschiedlicher Intensität. Dies hat zur Fol-
ge, dass die Gemeindegrößen im sachsen-anhaltinischen Teil bis heute kleiner sind als im 
sächsischen (vgl. Abbildung 6). Zugleich verwaltet die Stadt Leipzig eine größere Ge-
meindefläche als die Stadt Halle (Saale).  
Eine Eingemeindung bedeutet zunächst Vorteile, denn für die Entwicklung und Ordnung 
des Raumes und die Steuerung funktionsräumlicher Verflechtungen ist nur noch eine In-
stitution zuständig. Intensive Abstimmungsverfahren sind nicht mehr notwendig. Sie be-
deutet aber auch Nachteile, denn durch die Hinzunahme von ehemals selbstständigen 
Einheiten wird der Siedlungskörper der neuen Einheitsgemeinde komplexer und teilweise 
auch polyzentrisch. Eine bis dahin einfache Unterscheidung, wo sich die Mitte und wo sich 
die Peripherie befindet, ist unter Umständen nicht mehr möglich. Zudem entstehen flä-
chenmäßig immer größere Gebilde.23 Dies bedeutet unter Umständen auch einen Verlust 
an Bürgernähe der Verwaltung und beeinträchtigt ggf. die Identifikation der Bevölkerung 
mit ihrer Kommune. Zusätzlich ist zu befürchten, dass die politisch forcierte „Innenent-
wicklung“24 zur Verortung neuer Siedlungsflächen gerade in schrumpfenden Regionen zu 
einer Benachteiligung zentrumsferner Stadtteile führt.25 Diese Befürchtung richtet sich 
aus Sicht kleinerer Umlandgemeinden gegen eine Eingemeindung in eine größere Kom-
mune. 
Demgegenüber haben dezentrale Verwaltungsstrukturen Vorteile: Die dort Verantwortli-
chen weisen eine größere Nähe zum Raum, seinen Einwohnern und Nutzern auf und kön-
nen individuell auf Probleme und Aufgaben eingehen. Eine kleinere Einheit weiß unter 
Umständen besser um ihre eigenen Bedarfe und Wünsche. 
Gemäß der neueren theoretischen Auseinandersetzung der border studies26 sind Grenzen 
per se nicht gut oder schlecht. Ihnen sind drei Funktionen zuzuweisen: Grenzen teilen, 
trennen und verbinden. Sie sind dann voll funktionsfähig, wenn sie alle drei Funktionen 
aufweisen: sie teilen ein Ganzes in Teile, sie trennen das Innere vom Äußeren und sie 
verbinden zwei voneinander abgegrenzte Einheiten.27 
                                          
21  Vgl. Davy, Benjamin (2004): Die Neunte Stadt. Wilde Grenzen und Städteregion Ruhr 2030; Wuppertal, 
S. 37. 
22  Neben der kommunalen Gebietsreform fand auch eine Gebietsreform der Bundesländer und der Landkreise 
statt. Zudem wurden in Sachsen-Anhalt die Regierungspräsidien aufgelöst. 
23  Beispielsweise ist mittlerweile die drittgrößte Stadt Deutschlands das brandenburgische Wittstock/Dosse – 
nach Berlin und Hamburg, noch vor Köln. 
24  Gem. § 13a BauGB. Vgl. Bergmann, Eckhard (2006): Flächenrecycling im Rahmen der nationalen Nachhal-
tigkeitsstrategie. In: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) in Kooperation mit dem Umwelt-
bundesamt und dem Projektträger Jülich (Hrsg.): MehrWert für Mensch und Stadt: Flächenrecycling in 
Stadtumbauregionen. Freiberg, S. 22; vgl. Ministerium für Umwelt und Verkehr Baden-Württemberg 
(Hrsg.) (2003): Innenentwicklung vor Außenentwicklung. Strategien – Konzepte – Instrumente. Doku-
mentation des Fachkongresses am 15./16. Mai 2003 in Karlsruhe. 
25  Zur Problematik der Konzentration auf „Innenentwicklung“ vgl. Wiest, Karin (2005): Reurbanisierung als 
Mainstream der ostdeutschen Stadtentwicklung? Wohnungsmarkt und Planungspolitik in sächsischen Groß-
städten. In: RaumPlanung Nr. 123, S. 242. 
26  Davy, Benjamin (2002): Wilde Grenzen. Die Städteregion Ruhr 2030 als Möglichkeitsraum. In: Informati-
onen zur Raumentwicklung Nr. 9.2002, S. 534 - 535. 
27  Davy, Benjamin (2004): Die Neunte Stadt. Wilde Grenzen und Städteregion Ruhr 2030; Wuppertal, S. 68. 
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In der Regionalwissenschaft existieren daher neuere Ansätze zielführender Steuerung der 
regionalen Entwicklung.28 Im Kern verfolgen sie eine Beibehaltung der bestehenden 
Grenzen und ergründen, welche Funktion, welchen Sinn ihnen zugeschrieben werden 
kann, um zugleich eine übergeordnete – hier interkommunale und regionale – Bedeutung 
zu entfalten. Eine Auseinandersetzung mit der übergeordneten Bedeutung regionaler 
(und damit kooperativer) Steuerung erfordert daher eine gleichberechtigte Beschäftigung 
mit dem kommunalen Eigensinn. Ein kooperativer Steuerungsansatz im Flächenmanage-
ment ist dann Erfolg versprechend, wenn er sich aus dem Eigennutz der Beteiligten er-
gibt. Auch im Untersuchungsraum wurden hierzu bereits Projekte durchgeführt und Er-
kenntnisse gewonnen.29 
 
Abbildung 6: Verwaltungsgemeinschaften in der Kernregion Mitteldeutschland30 
Zur Verbesserung der Steuerung haben sich im Untersuchungsraum viele Kommunen zu 
Verwaltungsgemeinschaften zusammengeschlossen, ohne ihre Eigenständigkeit auf-
zugeben (vgl. Abbildung 6). Während die Bebauungsplanung weiterhin bei den Kommu-
nen verbleibt, zeichnen die Verwaltungsgemeinschaften unter anderem für die Flächen-
                                          
28  Vgl. für die Stadtregion Gießen-Wetzlar: Magistrat der Stadt Gießen; Magistrat der Stadt Wetzlar (Hrsg.) 
(2003): Gießen-Wetzlar 2030. Von Konkurrenz durch Kooperation zu Konsens. Strategie kooperativen 
Handelns/Stadtinitiative 2010; Fernwald, S. 45 - 46. 
29  Stadt Schkeuditz; Usbeck GmbH; UFZ Leipzig-Halle GmbH (2002): Schkeuditz – Eine wachsende Stadt im 
suburbanen Raum!? – Bundeswettbewerb „Stadt 2030“. Abschlussbericht. Schkeuditz, S. 223; Gormsen, 
Niels (2005): „Grüne Wende“ bietet Lebensqualität – Urbanes Landschaftsprojekt „Grüner Ring Leipzig“. 
In: Schmidt, Helga; Mayer, Gudrun; Wiktorin, Dorothea (Hrsg.): Der Leipzig Atlas. Unterwegs in einer 
weltoffenen Stadt am Knotenpunkt zwischen West- und Osteuropa; Köln, S. 140. 
30  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM, eigene Darstellung. 
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nutzungsplanung31 verantwortlich. Allerdings hat sich hier in der Vergangenheit zum ei-
nen gezeigt, dass bei der Neuaufstellung von Flächennutzungsplänen die bisherige vorbe-
reitendende Bauleitplanung oft nur addiert wurde. Damit wurden die Ziele der Kommu-
nen weitgehend weiterverfolgt, eine Neuausrichtung und eine Überprüfung der bisherigen 
Plandarstellungen blieben demgegenüber aus. Zum anderen erfordern die dabei neu ent-
stehenden Grenzen sowie die Grenzen der Planungsregionen neue Abstimmungen mit 
den benachbarten Institutionen.32 
Eine weitere Herausforderung ergibt sich im Untersuchungsraum aus der Landesgrenze. 
Denn die Einrichtung von Verwaltungsgemeinschaften endet jeweils an der übergeordne-
ten Grenze: Es ist nicht möglich, Gemeindeverbände zu gründen, die über die Länder-
grenze reichen. Das Gleiche gilt für die Grenzen der Planungsregionen sowie der Land-
kreise (vgl. Abbildung 7). Die Landkreise der Kernregion Mitteldeutschland setzen sich 
aus Kommunen zusammen, die teilweise in Gemeindeverbänden organisiert sind.33 
 
Abbildung 7: Landkreise in der Kernregion Mitteldeutschland34 
Als Alternative zu Eingemeindung und Bildung von Verwaltungsgemeinschaften steht die 
freiwillige, doch verbindliche Zusammenarbeit im Sinne einer gleichberechtigten Koope-
ration. Dies ermöglicht die Beibehaltung der politischen und administrativen Souveränität 
einer Kommune. Zugleich ist es möglich, individuell auf die jeweilige Aufgabe einzugehen 
                                          
31  Im Rahmen einer gemeinsamen Flächennutzungsplanung gem. § 204 BauGB. 
32  Ante, Ulrich (1995): Grenze. In: Akademie für Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.): Handwörter-
buch der Raumordnung; Braunschweig, S. 436. 
33  Im Bezug auf das Flächenmanagement sind die Landkreise zudem für Baugenehmigungsverfahren verant-
wortlich. 
34  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM, eigene Darstellung. 
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und im Sinne einer „variablen Geometrie“35 Kooperationen mit benachbarten oder über-
geordneten Institutionen einzugehen. Dies erfordert aber eine Auseinandersetzung dar-
über, den kommunalen Eigensinn zu überwinden und einen regionalen Gemeinsinn zu 
entwickeln, um die Fähigkeit zur Selbstorganisation auszubauen.36 Zugleich ist es wich-
tig, eine Kultur der räumlichen Entwicklung zu stärken, mit der die vorhandenen endoge-
nen Potenziale aktiviert werden.37 Diese Auseinandersetzung soll im Laufe des Verbund-
projektes geführt werden. 
Dabei geht es nicht darum, eine regionale Institutionalisierung zu verfolgen, die eine Pla-
nungsebene „Kernregion“ schafft und damit in Konkurrenz zu den etablierten Institutio-
nen tritt. Vielmehr werden Lösungen gemeinsam mit den bestehenden Einrichtungen ge-
sucht. 
2.3 Fazit und Ausblick: Die Kernregion Mitteldeutschland als eigen-
ständige Region? 
Die Kernregion Mitteldeutschland ist auf der politischen Landkarte nicht präsent. Der 
Begriff wird entsprechend vielfältig genutzt. Die Abgrenzung im Sinne des Verbundpro-
jektes folgt zunächst verwaltungsräumlich, indem die Begrenzung des Untersuchungs-
raumes sich mit aktuellen Kreisgrenzen deckt. Bei der Auswahl der zu untersuchenden 
Landkreise wurde davon ausgegangen, dass diese die Mehrheit der funktionalen Verflech-
tungen mit den beiden Oberzentren Halle (Saale) und Leipzig umfassen. Der „Kern“ von 
„Mitteldeutschland“ im Sinne des Projektes bilden räumlich gesehen demnach die Ober-
zentren Halle (Saale) und Leipzig und ihr Verflechtungsbereich. 
Allerdings sind diese Verflechtungen jeweils unterschiedlich abzugrenzen. Sowohl funkti-
ons- als auch verwaltungsräumlich reichen die Verflechtungen unterschiedlich weit in das 
Umland hinein. Aus der Gegenüberstellung der Reichweiten und Grenzen von Funktions- 
und Verwaltungsräumen wird die Problemstellung der Raumentwicklung als Steuerungs-
prozess offenbar. Denn im Ergebnis ist festzuhalten, dass funktions- und verwaltungs-
räumliche Verflechtungen und Grenzen im Untersuchungsgebiet in der Regel inkongruent 
sind. 
Der Funktionsraum wirkt, bezogen auf die Frage der Neuinanspruchnahme von Flächen 
zu Siedlungs- und Verkehrszwecken, über die kommunalen Grenzen hinaus. In der Kern-
region Mitteldeutschland hat dabei in den 1990er Jahren eine Suburbanisierung stattge-
funden, die den Siedlungskörper vergrößert und die Vernetzung erweitert hat. Dies er-
schwert zunächst die Maßgabe, räumliche Entwicklung – und hier im Speziellen das 
Flächenmanagement – nachhaltig zu steuern. Hierfür ist eine Abstimmung der Ziele, Pla-
nungen und Umsetzungen unter einer Vielzahl von Akteuren erforderlich. 
                                          
35  Zur „variablen Geometrie“ als individuelle themenbezogene Zusammenarbeit vgl. Kommunikative Stadt- 
und Regionalentwicklung; Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung e.V. (IÖR); Institut für Wirt-
schaftsforschung Halle (IWH) (2006): Metropolregionen – Chancen der Raumentwicklung durch Polyzent-
ralität und regionale Kooperation; Endbericht des BBR-Forschungsprojektes „Voraussetzungen für erfolg-
reiche Kooperationen in den großen Wirtschaftsräumen der neuen Länder am Beispiel der Metropolregion 
Halle/Leipzig-Sachsendreieck“; Hannover, S. 67. 
36  Vgl. Sinning, Heidi (2004): Stadtmanagement. Ein Beitrag zu Modernisierung der Stadt(-Region)? In: 
RaumPlanung Nr. 117, S. 241. 
37  Vgl. Ganser, Karl (2005): Die Region die Stadt der Zukunft – Perspektiven für die Regionalisierung. In: 
Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.): Zukunft von Stadt und Region; Band II: Perspektiven der Regio-
nalisierung. Beiträge zum Forschungsverbund „Stadt 2030“; Wiesbaden, S. 24. 
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Für die Auseinandersetzung mit den Herausforderungen und Chancen eines nachhaltigen 
Flächenmanagements ist die Analyse des Raumes nicht nur im physischen, sondern auch 
im gesellschaftlichen und administrativen Sinne erforderlich. 
Als Lösung zur Steuerung bieten sich Eingemeindungen an. Diese stellen eine mögliche, 
aber nicht die alleinige Lösung dar. Die bisherigen Erfahrungen mit Eingemeindungen in 
der Region zeigen, dass sie nicht nur Vorteile gebracht haben. Im Bezug auf ein nachhal-
tiges Flächenmanagement sind sie teilweise wirkungslos geblieben, weil nach der Einge-
meindung einer Umlandgemeinde die bestehende Bauleitplanung für diesen Bereich bis-
lang nicht aufgehoben wurde. Ähnliche Erfahrungen sind auch im Bereich der 
Verwaltungsgemeinschaften festzustellen. 
Wie aber kann Flächenentwicklung betrieben werden, damit der Funktionsraum nachhal-
tig strukturiert wird und zugleich der Verwaltungsraum die räumlichen Ziele nachhaltiger 
Entwicklung verfolgt? Wie kann der Eigensinn der Region gestärkt werden, indem der Ei-
gensinn ihrer Teile verfolgt wird? 
Mit dieser Frage wird sich das Verbundprojekt in den folgenden Arbeitsschritten ausei-
nandersetzen. Die Belange des Einzelnen sollen erfasst, bestehende und sinnvolle For-
men der Kooperation gefunden werden. Für den Einzelnen aus diesem Vorgehen auftre-
tende Nachteile sind dabei aber ebenfalls zu berücksichtigen. Hier schließt sich die Frage 
an, ob und wie ein Interessenausgleich – durch Kooperation oder hoheitliche Instrumente 
– gefunden werden kann. 
Es ist nicht Ziel des Verbundprojektes, eine neue institutionalisierte Ebene einzuführen. 
Dies würde der bestehenden tragfähigen Struktur widersprechen, die sich aus den beiden 
Bundesländern, den Regierungsbezirken, regionalen Planungsebenen, Landkreisen, Ver-
waltungsgemeinschaften und Kommunen zusammensetzt. In dem Projekt geht es nicht 
um eine neue Planungsregion, sondern um einen neuen Handlungsraum über Grenzen 
hinweg. Im Sinne einer „variablen Geometrie“ gilt es, die bestehenden funktions- und 
verwaltungsräumlichen Strukturen zu nutzen und die Ziele der regionalen Akteure zu er-
gründen, um ihre Kräfte zu bündeln und gemeinsam einzusetzen. 
Die Kernregion Mitteldeutschland hat das Potenzial, durch ein nachhaltiges Flächenmana-
gement ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und ihre Lebensqualität zu wahren. Dabei 
wird auch die Leistungsfähigkeit der umgebenden Metropolregion Sachsendreieck ge-
stärkt. Grenzen sollen genutzt, überwunden und gestärkt werden. In der Zukunft erge-
ben viele bunte Steine ein lebendiges Mosaik. 
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3 Räumliche Merkmale der Bevölkerungsentwicklung  
Die „Kernregion Mitteldeutschland“ ist sowohl aus ökonomischer als auch aus soziodemo-
graphischer Sicht ein heterogener Raum, dessen Entwicklungspotenziale und -hemmnisse 
Anlass für ein angemessenes Flächen- und Raummanagement liefern. Die (kleinräumi-
gen) Bevölkerungsentwicklungen und -bewegungen haben hierbei direkten Einfluss auf 
die Funktionen der Region und ihrer Teilräume.  
Im Untersuchungsgebiet lebten Ende 2006 ca. 1,63 Mio. Menschen auf einer Gesamtflä-
che von 6.985 km². Dies entspricht einer durchschnittlichen Bevölkerungsdichte von 
233 EW/km², die somit etwas über dem Bundesdurchschnitt von 231 EW/km² liegt. Da-
bei variieren diese Dichtewerte im Untersuchungsraum zum einen zwischen den beiden 
Bundesländern Sachsen (231 EW/km²) und Sachsen-Anhalt (119 EW/km²), zum anderen 
zwischen den siedlungsstrukturell ganz unterschiedlichen Landkreisen und den beiden 
kreisfreien Städten Halle (Saale) und Leipzig und ihren Verflechtungsräumen. Halle (Saa-
le) weist mit 1.746 EW/km² einen etwas dichteren Kompaktheitsgrad auf als die Stadt 
Leipzig mit 1.697 EW/km² auf. Während beispielsweise der Landkreis Anhalt-Bitterfeld 
durchschnittlich 129 EW/km² verzeichnet, liegt der Vergleichswert im am dünnsten be-
siedelten Kreis Torgau-Oschatz bei einer Dichte von nur 82 EW/km².  
Die tiefgreifenden siedlungsstrukturellen und ökonomischen Umbrüche der meisten ost-
deutschen Städte und Regionen seit der Wiedervereinigung übertreffen die westdeut-
schen Erfahrungen in ihrer Intensität und Kurzfristigkeit bei weitem. Die öffentliche Dis-
kussion und Wahrnehmung der demographischen Entwicklung seit der Wende ist auch im 
Untersuchungsraum vor allem durch Verlusterfahrungen geprägt. Drastisch zurückge-
hende Geburtenraten, Abwanderungen nach Westdeutschland und auch Fortzüge aus den 
Kernstädten in die Umlandgemeinden tragen dazu bei, dass hohe Einwohnerverluste als 
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Abbildung 8: Bevölkerungsentwicklung in der Kernregion Mitteldeutschland38 
 
                                          
38  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. 
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In den acht Landkreisen der Untersuchungsregion ist die Bevölkerungszahl um insgesamt 
159.964 Personen oder 8,9 % kontinuierlich zurückgegangen (vgl. Abbildung 8), auch ist 
der Alternsprozess deutlich ausgeprägt. Die demographische Entwicklung verläuft inner-
halb des Untersuchungsraumes jedoch nicht einheitlich und widerspricht damit der ver-
breiteten Wahrnehmung genereller demographischer Regressionstendenzen. Bei genaue-
rer Betrachtung der Bevölkerungsentwicklung auf Gemeindeebene zeichnen sich 
deutliche Zu- und Fortzugsregionen ab. Ebenso ist die lokale Struktur von generativem 
Verhalten, intra- und interregionaler Migration und Pendlerverhalten sowie den auch 
hieraus resultierenden Wohnbaufertigstellungen unterschiedlich ausgeprägt. Die Analyse 
der vorliegenden Daten seit der Wende bis heute zeichnet einen hochgradigen Wandel 
der Siedlungs- und Bevölkerungsentwicklung nach, der als „doppelter turnaround“ be-
zeichnet werden kann.39 Gemeint ist, dass die betrachteten Indikatoren im Zeitverlauf in 
zweifacher Weise eine unterschiedliche Entwicklung mit unterschiedlichen regionalen 
Konsequenzen genommen haben: 
• Seit Mitte der 1990er Jahre dominierte der Prozess der Diffusion und Dekonzent-
ration von Bevölkerung aus den ehemals kompakten Kernstädten in neue Sied-
lungsfraktionen im Umland (diese Wohnsuburbanisierung hat inzwischen ihren 
Höhepunkt überschritten). 
• Seit wenigen Jahren zeichnet sich andererseits die Tendenz zur dezentralen Kon-
zentration ab, in deren Gefolge zahlreiche Mittelzentren und Zwischenachsen Be-
völkerungszuwächse verbuchen. 
In jüngster Zeit können Reurbanisierungstendenzen vor allem für die beiden Oberzentren 
registriert werden, die jüngere Personen und Haushalte und damit künftige Träger einer 
positiven demographischen Entwicklung in die Städte führen.40 
Schrumpfung und Wachstum findet gleichzeitig statt und soll hier in seiner regionalen 
und zeitlichen Differenzierung im Untersuchungsgebiet betrachtet werden. Die Kenntnis 
dieser Grundmuster ist aus Sicht des KoReMi-Verbundprojektes unabdingbar, um ange-
messene Lösungsansätze im Sinne der Projektzielsetzung zu entwickeln. 
3.1 Bevölkerungsdynamik im Untersuchungsgebiet  
Die Bevölkerungsentwicklung seit 1995 zeigt für die Kreise des Untersuchungsgebietes 
einen deutlichen allgemeinen Rückgang spätestens seit dem Jahr 2000. Bis zu diesem 
Zeitpunkt konnten vor allem der Muldentalkreis und der Saalekreis sowie das Leipziger 
Land und auch der Landkreis Delitzsch ihre Bevölkerungszahlen leicht steigern, der Trend 
in den zentrumsferneren Kreisen wie im Großkreis Anhalt-Bitterfeld und im Landkreis 
Torgau-Oschatz ist seit 1995 tendenziell negativ (vgl. Abbildung 9). 
                                          
39  Friedrich, Klaus; Schultz, Andrea (2007): Abwanderungsregion Mitteldeutschland. Demographischer Wan-
del im Fokus von Migration, Humankapitalverlust und Rückwanderung. In: Geographische Rundschau 59/6 
(2007), S. 28 - 33. 
40  Siewert, Sven (2007): Intraregionale Migration zwischen der Stadt Halle und ihrem Umland im Jahr 2005. 
Diplomarbeit am Institut für Geowissenschaften, AG Sozialgeographie; Kabisch, Nadja (2007): Raumzeitli-
che Analysen von Reurbanisierungsprozessen unter Verwendung soziodemographischer Indikatoren am 
Beispiel Leipzigs. Diplomarbeit am Institut für Geowissenschaften der MLU Halle-Wittenberg, AG Sozialge-
ographie. 
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Abbildung 9: Bevölkerungsentwicklung in den Kreisen und kreisfreien Städten des Un-
tersuchungsraumes seit 1991 (Angaben zum 31.12.)41 
Die auffälligsten Verluste unter den Kreisen des Untersuchungsraumes hat der Kreis An-
halt-Bitterfeld zu verzeichnen, auf seinem heutigen Kreisgebiet sank die Bevölkerung re-
lativ kontinuierlich von 224.583 (1991) auf 187.873 Einwohner (2006). Dabei ist dieser 
Kreis mit dem Leipziger Land (das zwischenzeitlich von der Wohnsuburbanisierung Leip-
zigs profitieren konnte) der am dichtesten besiedelte Kreis im Untersuchungsraum.  
In den beiden Oberzentren Halle (Saale) und Leipzig hat sich der nach der Wende gravie-
rende Bevölkerungsverlust abgeflacht und in Leipzig seit 2002 zu einem leichten Bevölke-
rungsanstieg gewandelt (in Leipzig auch durch die großzügigen Eingemeindungen). Seit 
2005 konnte wieder die 500.000-Einwohner-Marke überschritten werden. Insgesamt hat 
jedoch Leipzig seit 1991 ca. 42.000 Einwohner verloren, was einem Verlust von 7,7 % 
entspricht. Die Einwohnerzahl der Stadt Halle (Saale) konnte sich zwischen 2002 und 
2003 kurzfristig stabilisieren, fällt jedoch seit 2004 wieder leicht. Zu diesem zwischen-
zeitlichen Anstieg trug wesentlich der Zuwachs an Studierenden bei, die seit 2003 ihren 
Zweitwohnsitz in Halle (Saale) anzumelden haben. Insgesamt hat die Saalestadt seit 
1991 über 67.000 Einwohner verloren (-22,2 %). 
                                          
41  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. 
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Abbildung 10: Bevölkerungsentwicklung in den Gemeinden des Untersuchungsraumes 
1995 bis 200542 
Auch auf der Ebene der anderen Kommunen im Untersuchungsgebiet stellt sich ein diffe-
renziertes Bild der Bevölkerungsentwicklung dar. Abbildung 10 zeigt deutlich, dass vor 
allem die Umlandgemeinden der beiden Oberzentren Halle (Saale) und Leipzig seit 1995 
stark an Bevölkerung gewonnen haben. Es fällt auch auf, dass vor allem die flächen- und 
bevölkerungsmäßig kleineren Kommunen im Norden des Untersuchungsgebietes (vom 
Norden des suburbanen Ringes um Halle (Saale) bis zum Raum um Zerbst/Anhalt) einen 
Bevölkerungsrückgang von teilweise über 15 % zu verzeichnen haben – in den Gemein-
den Nedlitz und Grimme beträgt dieser Rückgang seit 1995 beispielsweise über 20 %. 
Auch im ländlichen, östlichen Teil des Untersuchungsraumes – von Kossa im Norden über 
Thallwitz, Wurzen und Grimma bis Frohburg – liegen hohe Bevölkerungsverluste vor. 
Einige Kommunen, die nicht im direkten Einzugsbereich der Städte Halle (Saale) und 
Leipzig liegen, konnten dagegen durchaus einen Bevölkerungszuwachs verzeichnen: Ret-
zau, Bobbau sowie Meilendorf im Kreis Anhalt-Bitterfeld wuchsen seit 1995 beispielsweise 
um über 20 %.  
In erster Linie haben verstädterte und zentrumsnahe Regionen durchschnittlich an Bevöl-
kerung gewonnen. Jedoch ist die Nähe zum Oberzentrum diesbezüglich kein Alleinstel-
lungsmerkmal. So hat die Gemeinde Borsdorf (im östlichen Einzugsbereich Leipzigs gele-
gen) seit 1991 beispielsweise ihre Einwohnerzahl um knapp 36 % steigern können, 
dagegen verzeichnete z. B. Schkeuditz trotz der Lage im Entwicklungskorridor zwischen 
Halle (Saale) und Leipzig einen leichten Bevölkerungsverlust von -0,7 %. Hier spielt die 
Bedeutung der Gemeinde als Wohn- oder Arbeitsort eine entscheidende Rolle ebenso wie 
z. B. die Anbindung ans überörtliche Verkehrsnetz. 
                                          
42  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-
Anhalt, eigene Darstellung. 
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3.2 Natürliche Bevölkerungsentwicklung und deren demographische 
Konsequenzen   
Zum allgemeinen Bevölkerungsrückgang in der Region trägt maßgeblich die negative na-
türliche Bevölkerungsentwicklung bei. Die Geburtenrate liegt in allen Gebietskörperschaf-
ten deutlich unter dem Bestandserhaltungsniveau, auch wenn sich die Werte inzwischen 
weitgehend den westdeutschen angeglichen haben. Alle Kreise und fast alle Gemeinden 
des Untersuchungsgebietes verzeichnen negative Salden der Geborenen und Gestorbe-
nen (vgl. Abbildung 11). Zwischen 2001 und 2004 war kurzfristig eine leichte Anglei-
chung bzw. Stagnation des Negativtrends zu beobachten, die negativen Salden im Jahr 
2006 liegen jedoch in fast allen Kreisen wieder über dem Vorjahresniveau (Ausnahmen 
sind hier die Stadt Leipzig, das Leipziger Land und der Kreis Anhalt-Bitterfeld). 
 
Abbildung 11: Natürliche Bevölkerungsentwicklung im Untersuchungsraum seit 1995 
(Salden der Geburten und Sterbefälle)43 
Bei der Stadt Halle (Saale) kann seit 2004 ein deutlicher Rückgang der Salden festge-
stellt werden, nachdem die Bilanz zwischen 2001 und 2003 fast ausgeglichen war. Es 
kann jedoch für die einzelnen Kreise und kreisfreien Städte nicht kategorisch von einem 
Trend zu mehr Geburten gesprochen werden, dazu verlaufen die Entwicklungen gerade in 
den letzten Jahren zu wenig eindeutig.  
Wie im gesamtdeutschen Trend altern auch die Kommunen im Untersuchungsraum. 
Gründe hierfür liegen sowohl in den hohen Fortzugs- als auch in den niedrigen Geburten-
raten, dazu steigt die Lebenserwartung allgemein weiter an. Dementsprechend ist der 
Anteil der über 65-Jährigen an der Gesamtbevölkerung in allen Kommunen des Untersu-
chungsgebietes mit wenigen Ausnahmen gewachsen. Allerdings tritt hier der Saalekreis 
mit einer relativ niedrigen Quote hervor, so waren im Jahr 1996 nur durchschnittlich 
12,6 % der Gesamtbevölkerung älter als 65 Jahre. Bis 2005 hat sich hier der Anteil der 
über 65-Jährigen zwar erhöht, liegt jedoch noch deutlich unter dem Durchschnittswert 
der untersuchten Kreise und kreisfreien Städte des Untersuchungsraumes von 21,2 % 
(2005). Die gemeindebezogene Darstellung zeigt einen Ring vor allem um die Stadt Leip-
zig, in dem sich die Alterung langsamer bzw. in geringerem Ausmaß niederschlägt. Dies 
ist grundsätzlich vor allem auf die vergleichsweise junge Bevölkerungsstruktur der sub-
urbanen Gemeinden zurückzuführen (vgl. Abbildung 12). 
                                          
43  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. 
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Abbildung 12: Veränderung des Anteils der über 65-Jährigen an der Gesamtbevölkerung 
1995 bis 2005 (in %)44 
3.3 Inter- und intraregionale Wanderungen 
Die Fort- und Zuzüge stellen neben der natürlichen Bevölkerungsbewegung wesentliche 
Komponenten für die Herausbildung eines kleinräumigen Mosaiks von demographischen 
Gewinnern und Verlierern im Untersuchungsraum dar. 
Vor allem die intraregionalen Wanderungsbewegungen (hier als Wanderungen innerhalb 
des Untersuchungsraumes verstanden) haben einen erheblichen Einfluss auf die Raum-
struktur und -entwicklung, da sich mit der kleinräumigen Bevölkerungsbewegung subur-
bane prosperierende Bereiche und Zentren etablieren oder auch periphere Regionen mit 
z. B. infrastrukturellem Anpassungsdruck abzeichnen können.  
Die interregionalen Wanderungen über die Grenzen der Kernregion in benachbarte Regi-
onen und ins übrige Bundesgebiet hinaus stellen ebenfalls wichtige Entwicklungsimpulse 
dar und werden, wie insbesondere der Fortzug jüngerer und gut ausgebildeter Bevölke-
rungsgruppen in westliche Bundesländer, hier ebenfalls in die Betrachtung einbezogen. 
3.3.1 Wanderungsbilanzen 
Die Salden der Zu- und Fortzüge für den Zeitraum 1995 bis 2006 auf Kreisebene zeich-
nen die Umschichtungen innerhalb der Untersuchungsregion nach, welche durch die 
Wohnstandortverlagerungen erfolgten (vgl. Abbildung 13). Ab Mitte der 1990er Jahre 
konnten die Umlandkreise von Zuzüglern (vor allem aus den beiden Oberzentren Halle 
                                          
44  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-
Anhalt, eigene Darstellung. 
3 Räumliche Merkmale der Bevölkerungsentwicklung 27 
 
(Saale) und Leipzig) profitieren – so sind beim Saalekreis und beim Muldentalkreis die 
Salden im Jahr 1995 noch sehr hoch positiv ausgeprägt. Bereits seit 1997 verzeichnen 
diese Kreise jedoch kontinuierlich hohe Wanderungsverluste, die sich seit 2002/2003 et-
was stabilisieren. Nahezu durchgängige Wanderungsverluste (mit kurzfristigen Ausnah-
men) werden für die Stadt Halle (Saale) und die Kreise Torgau-Oschatz sowie Anhalt-
Bitterfeld registriert. 
Alle Kreise des Untersuchungsraumes haben seit 2002 Wanderungsverluste zu verzeich-
nen (jedoch nicht die Stadt Leipzig). Die Stadt Halle (Saale) konnte jedoch im Jahr 2003 
aufgrund der seitdem verpflichtenden Anmeldung des Zweitwohnsitzes von Studierenden 
kurzfristig einen Bevölkerungsschub von 1.539 Einwohnern registrieren, was zu einem 
positiven Saldo führte (vgl. auch Abbildung 13). Seitdem sind für Halle (Saale) zwar noch 
negative Salden zu konstatieren, die sich jedoch langsam an einen ausgeglichenen Saldo 
annähern. 
 
Abbildung 13: Salden der Zu- und Fortzüge der Kreise und kreisfreien Städte 1995 bis 
200545 
Der Wanderungssaldo der Stadt Leipzig ist seit 1999 positiv und stieg zunächst langsam, 
seit 2002 relativ stark an, auch auf Kosten der sächsischen Umlandkreise, deren Salden 
seit 1999 (Torgau-Oschatz) bzw. 2001 (Leipziger Land, Delitzsch und Muldentalkreis) 
deutlich negativ wurden. Im anhaltinischen Teil des Untersuchungsraumes ist die Situati-
on anders: hier hatte besonders die Stadt Halle (Saale) zwischen 1995 und 2000 große 
Wanderungsverluste zu verzeichnen, die sich seitdem deutlich verringert haben. 
                                          
45  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. 
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Abbildung 14: Zu- und Fortzüge über Gemeindegrenzen im Untersuchungsgebiet seit 
2000 (Summe der Salden der Jahre 2000 bis 2005)46 
Aus den Mittelzentren finden Wanderungen auch in die umliegenden Gemeinden statt, 
daher sind hier die Salden oft weniger negativ ausgeprägt als in den Zentren selbst. Aus-
nahmen bilden nach wie vor die Einwanderungsgemeinden südlich und östlich der Stadt 
Leipzig. Diese konnte mit einem Saldo von über 5.000 Zuzügen im Jahr 2005 selbst bis-
her ihren höchsten Zuzugssaldo verzeichnen. Diese Zuzüge resultieren vor allem aus 
Wanderungsgewinnen aus sächsischen Kommunen, aus Kommunen im Entwicklungskor-
ridor zwischen Halle (Saale) und Leipzig und aus der Stadt Halle (Saale). Die ehemals 
starken Wanderungsgewinne des Saalekreises zu Ungunsten von Halle (Saale) haben sich 
seit 2000 kontinuierlich verringert. 
3.3.2 Intraregionale Wanderungen 
Ein differenziertes Bild liefert die Betrachtung der Wanderungsbewegungen zwischen den 
Kommunen des Untersuchungsgebietes: Nachdem die Wohnsuburbanisierung (Mitte bis 
Ende der 1990er Jahre) ihren Höhepunkt überschritten hat, kann für die Jahre 2000 bis 
2005 ein grundsätzlicher Rückgang dieser Randwanderung verzeichnen werden 
(vgl. Abbildung 15). 
                                          
46  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. 
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Abbildung 15: Wanderungen aus den beiden Oberzentren ins Umland in den Jahren 
2000 und 200547 
Die Situation im Umland von Halle (Saale) hat sich deutlich beruhigt: Es werden zwar 
noch Fortzüge in die Umlandgemeinden registriert, diese sind jedoch – wie bereits er-
wähnt – per Saldo weitgehend durch die Reurbanisierungstendenzen ausgeglichen. 
                                          
47  Datengrundlage: Forschungsdatenzentrum der Statistischen Landesämter, eigene Darstellung; Gebiets-
stand bis 30.06.2007. 
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Sind im Jahr 2000 die Wanderungen aus Leipzig vor allem in das direkte Umland und 
nach Westsachsen in den Muldentalkreis noch stark ausgeprägt, haben sie sich 2005 auf 
den suburbanen Ring konzentriert (hier sind vor allem Schkeuditz, Markranstädt, Mark-
kleeberg, Brandis, Borsdorf und Taucha Zuzugsgemeinden). Dieser enge Verflechtungs-
ring ist nach wie vor Zuzugsgebiet, obwohl die Baufertigstellungen hier seit dem Jahr 
2000 nicht besonders hoch ausgefallen sind (vgl. Abbildung 15). Wanderungen in westli-
che Richtung fanden kaum statt, einzig die Achse zwischen Leipzig und Halle (Saale) und 
die Stadt Halle (Saale) selbst konnten nennenswerte Wanderungsgewinne aus Leipzig 
verbuchen. Die Wanderungen aus Halle (Saale) konzentrieren sich auf den anhaltini-
schen Raum und die Stadt Leipzig, wobei auch hier eine generelle Abnahme der Wande-
rungszahlen zu verzeichnen ist. Der südwestliche Bereich des Untersuchungsgebietes 
konnte im Jahr 2000 noch eher Zuwanderung verzeichnen als im Jahr 2005 – die Ge-
meinden östlich von Querfurt sind 2005 keine direkten Zuzugsgemeinden mehr für Be-
wohner aus Halle gewesen. Dagegen lässt sich eine leichte Zuzugs-Tendenz Richtung 
Norden feststellen: die Kommunen Köthen (Anhalt), Osternienburg und Aken (Elbe) ha-
ben im Vergleich zu 2000 Wanderungsgewinne aus Halle (Saale) verbucht. Die Anzahl 
derer, die 2005 in den Suburbanisierungsring um Halle (Saale) gezogen sind, hat sich 
verringert; einzig die Gemeinde Kabelsketal (zwischen Halle (Saale) und Leipzig gelegen) 
hat Wanderungsgewinne im Vergleich zum Jahr 2000 erzielt. 
 
Abbildung 16: Zuzüge nach Halle (Saale) (links) und Leipzig (rechts) aus den Kommu-
nen des Untersuchungsgebietes im Jahr 200548 
Aufgeschlüsselt nach den Herkunftskommunen wird in Abbildung 16 ersichtlich, dass die 
Zuzüge nach Leipzig im Jahr 2005 um ein Vielfaches höher lagen als diejenigen nach 
Halle (Saale). Vor allem aus dem suburbanen Raum und aus den Kreisen Delitzsch, Mul-
dentalkreis und Leipziger Land, aus dem engeren Verflechtungsraum mit Halle (Saale) 
sowie aus der Saalestadt selbst kamen die meisten Zuzügler; Herkunftskommunen des 
anhaltinischen Teiles waren in erster Linie Mittelzentren wie Zerbst/Anhalt, Köthen (An-
halt) und Querfurt.  
                                          
48  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Forschungsdatenzentrum der Statistischen Landes-
ämter, eigene Darstellung; Gebietsstand bis 30.06.2007. 
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Die Herkunftsgemeinden der intraregionalen Zuzüge nach Halle (Saale) lagen 
2005 hauptsächlich in Sachsen-Anhalt, hier insbesondere im suburbanen Raum um Halle 
(Saale) und in den Zentren Zörbig, Bitterfeld-Wolfen und Köthen (Anhalt). Hier fallen die 
Zuzüge aus dem östlichen (sächsischen) Untersuchungsraum kaum ins Gewicht, auch die 
Zuzüge aus Leipzig selbst sind vergleichsweise gering (2005 wanderten 551 Personen 
von Halle (Saale) nach Leipzig, jedoch nur 330 Personen von Leipzig nach Halle (Saale)). 
3.3.3 Interregionale Wanderungen 
Die Wanderungen über die Landesgrenzen Sachsens und Sachsen-Anhalts spielen bei 
fehlender Kompensation der Fortzüge durch Zuzüge eine wesentliche Rolle für die Ent-
wicklung der Bevölkerungszahlen. Die Wanderungssalden mit den übrigen Bundesländern 
sind grundsätzlich negativ, obwohl sich die Verluste in den letzten Jahren reduziert haben 
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Abbildung 17: Außenwanderungssalden der Kernregion Mitteldeutschland zwischen 
2000 und 200549 
Zunächst zeigt sich ein typischer Verlauf: Wanderungsgewinne aus den östlichen Bundes-
ländern (die die negative Tendenz deutlich abschwächen) können den Gesamttrend der 
Abwanderung nach Westdeutschland nicht kompensieren. FRIEDRICH & SCHULTZ beschrei-
ben für das Großgebiet Mitteldeutschland generell eine stark negative Entwicklung der 
Wanderungssalden von 1997 bis 2001.50 Seitdem haben sich die negativen Migrations-
salden jedoch deutlich verringert, eine Entwicklung, die auch für den Untersuchungsraum 
festzustellen ist. 
                                          
49  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. 
50  Friedrich, Klaus; Schultz, Andrea (2007): Abwanderungsregion Mitteldeutschland. Demographischer Wan-
del im Fokus von Migration, Humankapitalverlust und Rückwanderung. In: Geographische Rundschau 59/6 
(2007), S. 28 – 33. 
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Wanderungen in den Jahren 
2000 bis 2005 (absolut)
in die neuen 
Bundesländer 
(ohne LSA     
und SN)







Stadt Leipzig 12.266 37.415 7.579 38.980
Stadt Halle (Saale) 6.621 24.241 28.011 5.785
Landkreis Anhalt-Bitterfeld 4.096 18.510 16.830 4.003
Landkreis Delitzsch 1.661 7.412 2.750 22.527
Landkreis Leipziger Land 2.672 8.035 1.427 28.247
Muldentalkreis 1.488 7.316 716 30.317
Saalekreis 3.129 14.511 21.696 4.836
Landkreis Torgau-Oschatz 1.570 6.882 888 20.042
Summe 33.503 124.322 79.897 154.737  
Tabelle 2: Wanderungen in die westlichen und östlichen Bundesländer 2000 bis 
2005 (absolut)51 
Aus Tabelle 2 wird ersichtlich, dass die Abwanderung in die westlichen Bundesländer zwi-
schen 2000 und 2005 weit über der Wanderung in die übrigen neuen Bundesländer liegt. 
Auch die doch relativ hohen Fortzüge aus Leipzig sowie aus den Landkreisen Delitzsch 
und Leipziger Land nach Sachsen-Anhalt können diesen Trend nicht relativieren. So sind 
zwischen 2000 und 2005 insgesamt über 124.000 Menschen aus der Untersuchungsregi-
on in die westlichen Bundesländer abgewandert, denen mehr als 33.000 Abwanderungen 
in die ostdeutschen Länder gegenüber stehen. Die Entwicklung der Fortzüge über die 
Landesgrenze verläuft in den Kreisen und kreisfreien Städten des Untersuchungsraumes 
nicht einheitlich. So hat die Stadt Leipzig seit dem Jahr 2002 einen positiven Außenwan-
derungssaldo zu verzeichnen, der sich seitdem stabilisiert hat (vgl. Abbildung 18). Hierfür 
sind in erster Linie Zuwanderungen aus den östlichen Bundesländern verantwortlich, le-
diglich aus Niedersachsen als einzigem westlichem Bundesland werden seit dem Jahr 
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Abbildung 18: Außenwanderungssalden der Stadt Leipzig 2000 bis 200552 
 
                                          
51  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung.  
52  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. 
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Die Abwanderung junger Menschen in die westlichen Bundesländer und in attraktive O-
berzentren ist auch im Untersuchungsraum relativ hoch. Sie reagieren mit fundamentalen 
Lebensentscheidungen auf wirtschaftliche Veränderungen und auch auf Perspektivlosig-
keit. So beschreibt die Studie des BERLIN INSTITUT FÜR BEVÖLKERUNG UND ENTWICKLUNG 
(2007) anhand von vielen Fallbeispielen aus zwei Regionen Ostdeutschlands treffend das 
Dilemma, vor das sich junge Leute in strukturarmen Regionen vor allem in den östlichen 
Bundesländern oft gestellt sehen.53 Sie verlassen überdurchschnittlich häufig die Region 
in Richtung wirtschaftlich prosperierender Regionen wie beispielsweise Südwestdeutsch-
land, aber auch in östliche Zentren wie Dresden oder Leipzig. Dies hat tiefgreifende Kon-
sequenzen für den Altersdurchschnitt und die Vitalität und Zukunftsfähigkeit einer Kom-
mune.  
Ein Alarmzeichen ist sicherlich die erhöhte Abwanderungsrate junger gut ausgebildeter 
Frauen. Die Abwanderung der männlichen Altersgenossen liegt jedoch im Untersuchungs-
raum nur wenig unter der der Frauen (vgl. Abbildung 19). Obwohl in allen Kreisen des 
Untersuchungsraumes die jungen Frauen bei den Abwandernden die Mehrzahl stellen, 
kann nur für die Städte Leipzig und Halle (Saale) ein signifikanter Unterschied der ge-
schlechterspezifischen Abwanderung in den Jahren 2000, 2003 und 2005 verzeichnet 
werden. Die Wanderungssalden der Kreise mit den westlichen Bundesländern sind bei 
beiden Geschlechtern 2000, 2003 und 2005 durchweg negativ, einzig Leipzig konnte im 















Saalekreis Stadt Leipzig Delitzsch Leipziger Land Muldentalkreis Torgau-
Oschatz
Frauen (2000) Männer (2000) Frauen (2003) Männer (2003) Frauen (2005) Männer (2005)  
Abbildung 19: Fortzüge der 18 bis 25-Jährigen in die alten Bundesländer in den Jahren 
2000, 2003 und 200554 
Zwischen 2000 und 2005 verließen 5.246 Frauen zwischen 18 und 25 Jahren die Stadt 
Leipzig in Richtung Westen, was einem Anteil von ca. 14 % an den Gesamtfortzügen in 
die alten Bundesländer seit 2000 entspricht. Bei den Männern in derselben Altersgruppe 
liegt der Anteil bei ca. 12 %. Ein ähnlicher Trend ist für die Stadt Halle (Saale) zu ver-
zeichnen; die Abwanderungsquote der jungen Frauen liegt hier noch etwas höher als die 
für Leipzig: Seit 2000 verließen 3.620 Frauen (18 bis 25-jährig) die Saalestadt, was hier 
einem Anteil von durchschnittlich 14,9 % an den Gesamtfortzügen entspricht.  
                                          
53  Berlin Institut für Bevölkerung und Entwicklung (2007): Not am Mann. Von Helden der Arbeit zur neuen 
Unterschicht?; Köln. 
54  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung.  
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Im Betrachtungszeitraum sind aus dem anhaltinischen Teil des Untersuchungsgebietes 
17.957 junge Menschen zwischen 18 und 25 Jahren in die alten Bundesländer abgewan-
dert, was einem Anteil von 31,4 % an den Gesamtabwanderungen aus diesem Bereich 
des Untersuchungsraumes in die alten Bundesländer entspricht; für den sächsischen Teil 
liegen die Vergleichswerte bei 29,5 %. Insgesamt wanderten seit 2000 157.825 Men-
schen aus dem Untersuchungsraum in die übrigen Bundesländer ab, 17.892 ins Ausland. 
3.4 Pendlerbewegungen 
Die Pendlerströme im Untersuchungsgebiet haben sich im Jahresvergleich 1999 und 
2005 nicht wesentlich geändert (vgl. Abbildung 20 und Abbildung 21). Eher negative Sal-
den deuten auf Kommunen mit Wohnfunktion, eher positive Salden auf Arbeitsorte hin. 
Die Städte Halle (Saale) und Leipzig weisen mit ihrem Entwicklungskorridor hohe Ein-
pendlerattraktivität auf, ebenso wie die Mittelzentren Zerbst/Anhalt, Köthen (Anhalt), Bit-
terfeld-Wolfen in Sachsen-Anhalt sowie Torgau und Grimma in Sachsen. Diese Zentren 
sind in erster Linie Arbeitsorte für Pendler aus dem näheren Umkreis, außerdem beste-
hen noch nennenswerte Pendlerverflechtungen zwischen Thüringen und den südlichen 
größeren Arbeitsorten bzw. den Einpendlerkommunen des Untersuchungsgebietes wie 
Merseburg und Grimma sowie vor allem mit den Städten Halle (Saale) und Leipzig. So ist 
beispielsweise Zerbst/Anhalt im Norden des Untersuchungsraumes Pendlereinzugsgebiet 
für sämtliche Umlandgemeinden, auch wenn hier bereits funktionelle Verflechtungen mit 
Magdeburg bestehen. Der Anteil der von hier nach Magdeburg pendelnden Personen ist 
jedoch vergleichsweise gering (276 Personen pendelten im Jahr 2005 von Zerbst/Anhalt 
nach Magdeburg).55  
 
Abbildung 20: Pendlerströme 199956 
 
                                          
55  Datengrundlage: Bundesagentur für Arbeit, Stichtag: 30.06.2005. 
56  Regionaler Planungsverband Westsachsen (Hrsg.) (2000): Planungsatlas Region Westsachsen; Leipzig. 
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Großräumige Pendlerbewegungen lösen die Oberzentren Halle (Saale) und Leipzig aus; 
jedes Mittelzentrum hat auch einen „eigenen“ Verflechtungsbereich. So reicht das Pend-
lereinzugsgebiet von Bad Düben beispielsweise bis nach Eilenburg und damit in den di-
rekten Verflechtungsbereich Leipzigs hinein, auch Merseburg hat als Arbeitsort einen sehr 
großen Einzugsbereich, der sich von Querfurt über Halle (Saale) nach Leipzig erstreckt. 
Torgau im Osten des sächsischen Untersuchungsgebietes hat einen vergleichsweise klei-
nen Pendlereinzugsbereich: liegt der Auspendleranteil nach Torgau in Mockrehna (305 
Personen pendelten 2005 nach Torgau) beispielsweise noch über dem nach Leipzig (234 
Personen), pendelten 2005 aus der Nachbargemeinde Doberschütz bereits 302 Personen 
nach Leipzig und nur noch 34 nach Torgau. Torgau selbst ist wiederum Pendlerherkunfts-
gemeinde von Leipzig: 430 Personen pendelten im Jahr 2005 von hier in die Messestadt. 
 
Abbildung 21: Pendlersalden im Untersuchungsgebiet (2005)57 
Der Fernpendlersaldo in die alten Bundesländer ist bei diesen beiden Städten negativ: so 
konnte Leipzig im Jahr 2005 2.213 Einpendler verzeichnen, jedoch pendelten im Gegen-
zug 7.089 Arbeitnehmer in die westlichen Bundesländer, vor allem nach Bayern, Nord-
rhein-Westfalen, Hessen und Baden-Württemberg (jeweils über 1.000 Auspendler 2005). 
Auch bei den östlich gelegenen Mittelzentren wie Zerbst/Anhalt und Köthen (Anhalt) sind 
die Pendlersalden mit den alten Bundesländern negativ (im Jahr 2005: Köthen (Anhalt)   
-483, Zerbst/Anhalt: -243).  
                                          
57  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Bundesagentur für Arbeit, eigene Darstellung. 
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3.5 Prognostischer Ausblick  
Die bis zum Jahr 2030 für das Untersuchungsgebiet prognostizierte Veränderung der Be-
völkerungszahl58 zeigt zunächst eine die Gesamtregion betreffende generelle Abnahme.  
Dabei zeichnet sich eindeutig ein zentral-peripheres Gefälle ab (vgl. Abbildung 22). Mit 
wenigen Ausnahmen hat der Verflechtungsraum Halle (Saale) – Leipzig und das relativ 
weit gefasste Umland mit tendenziell niedrigen Bevölkerungsverlusten (bis zu -15 %), die 
Randbereiche dagegen mit teilweise mehr als 30 % Bevölkerungsrückgang zu rechnen. 
Von einem starken Bevölkerungsverlust werden vor allem große Teile der Landkreise An-
halt-Bitterfeld und Torgau-Oschatz betroffen sein. 
 
Abbildung 22: Veränderung der Bevölkerung (in %) laut Bevölkerungsprognose bis 
2030 (für Gemeindeverbände)59 
 
                                          
58  Die kleinräumige Bevölkerungsprognose für den Untersuchungsraum wurde von Claus Schlömer, Bundes-
amt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) für Gemeindeverbände (siehe Abbildung 65 im Anhang) er-
stellt. Die Prognose beruht auf dem Status quo-Prinzip: die in der jüngeren Vergangenheit und in der Ge-
genwart beobachteten Verhaltensparameter werden berücksichtigt bzw. beibehalten. Als Stützzeitraum für 
die Fertilität und die Wanderungen wurden die Jahre 2000 bis 2005 betrachtet. Dieses Vorgehen ist auf-
grund der Kürze dieses Zeitraumes nicht unproblematisch, da der Prognosezeitraum mit dem Jahr 2030 
weit gefasst wurde und idealerweise ein ebenso langer Stützzeitraum in die Berechnung mit einfließen 
müsste. Dieses ist jedoch aufgrund der Sonderentwicklungen gerade in den Bereichen Wanderungen und 
Geburtenverhalten in den neuen Bundesländern nach der Wende hier nicht möglich, die Entwicklung der 
letzten sechs Jahre wird als relativ gefestigt angesehen. 
59  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM, Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-
Anhalt, Berechnung: Schlömer, Claus (BBR), eigene Darstellung. 
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3.6 Zusammenhänge zwischen der Wohnsuburbanisierung und den 
Baufertigstellungen 
Die Zahl der Baufertigstellungen im Wohngebäudebau spiegelt die Entwicklung der intra-
regionalen Wanderungsbewegungen teilweise wieder (vgl. Abbildung 23). Besonders 
1999 und 2000 konnten die großen Umlandkreise von Halle (Saale) und Leipzig einen 
Schub an Baufertigstellungen verzeichnen, was sich auch in der Ausprägung der Wohn-
suburbanisierung zeigt. Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld dagegen verzeichnet im gesam-
ten Untersuchungszeitraum durchschnittlich relativ wenige Baufertigstellungen. Es lässt 
sich jedoch eine „Entwicklungsachse“ von Halle (Saale) Richtung Dessau feststellen, auch 
Richtung Muldeniederung östlich von Bitterfeld-Wolfen sind die mittleren Baufertigstel-
lungen relativ hoch. 
 
Abbildung 23: Mittel der Baufertigstellungen (Wohngebäude-Neubau) je Einwohner 
1995 bis 2000 und 2000 bis 200560 
Das Mittel der Baufertigstellungen an Wohngebäuden seit dem Jahr 2000 lässt bereits ei-
nen sehr eingeschränkten Neubau erkennen. Der suburbane Ring um Leipzig ist zwar 
noch schwach auszumachen, doch nur im Saalekreis in direkter Nachbarschaft zu Halle 
(Saale) wurde noch nennenswerter Neubau betrieben. Die Baufertigstellungen haben 
auch in den Suburbanisierungskreisen Leipziger Land und im heutigen Saalekreis spätes-
tens seit dem Jahr 2000 (im kommunalen Durchschnitt) rapide abgenommen, die Wohn-
fläche je Einwohner hat jedoch seit 1995 dagegen kontinuierlich zugenommen. Immer 
mehr Menschen wohnen in größeren Wohnungen oder haben auch in Einfamilienhäusern, 
die oft jedoch nicht von Familien sondern von 1- oder 2-Personen-Haushalten bewohnt 
werden, anteilig mehr Wohnraum zur Verfügung. 
                                          
60  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. Gebietsstand 
bis 30.06.2007. 
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3.7 Ausblick 
Inwieweit in der Kernregion Mitteldeutschland ein Trend zur Reurbanisierung absehbar 
bzw. bereits eingetreten ist oder inwieweit die Suburbanisierung weiterhin zukunftsfähig 
ist, kann mit diesem ersten Einblick in die derzeitige Bevölkerungsdynamik nicht erschöp-
fend geklärt werden. Erste Anzeichen einer Reurbanisierung in die beiden Oberzentren 
sind heute bereits erkennbar, es gibt jedoch gleichzeitig noch abgeschwächte Zuzugsten-
denzen in die suburbanen Räume der beiden Oberzentren. Die Bevölkerungszuwächse 
der Umlandkommunen sind trotz der Wanderungsgewinne aus den Kernstädten jedoch 
heute relativ gering.  
Die ländlichen Regionen außerhalb des engeren suburbanen Verflechtungsraumes der 
Städte Halle (Saale) und Leipzig haben starke Bevölkerungsverluste erlitten – auch zu-
gunsten der beiden Oberzentren, die mit diesen Gemeinden Wanderungsgewinne verbu-
chen können.61 Die Landesgrenze erweist sich auch bei den Wanderungen aus den beiden 
Oberzentren als „Wanderungs-Grenze“: mit Ausnahme des direkten engeren Verflech-
tungsraumes zwischen Halle (Saale) und Leipzig und den beiden Zentren selbst finden 
vergleichsweise wenig Wanderungen zwischen den beiden Bundesländern statt. Da eine 
nach wie vor starke Abwanderung in strukturstarke Regionen und auch in die Stadt Leip-
zig anhält, dürfte sich der derzeitige Trend der Aufteilung der Region in die ländlichen, 
eher peripheren Gebiete vor allem in den östlichen Kreisen Torgau-Oschatz und Mulden-
talkreis und dem gemeinsamen Zentrum der Region Halle – Leipzig fortsetzen. 
                                          
61  Vgl. hierzu auch Siedentop, Stefan; Kausch, Steffen (2003): Die siedlungsstrukturelle Dimension der 
Schrumpfung – Räumliche Trends der Bevölkerungsentwicklung in Ostdeutschland nach der Wende. In: 
Müller, Bernhard; Siedentop, Stefan (Hrsg.): Schrumpfung – Neue Herausforderungen für die Regional-
entwicklung in Sachsen/Sachsen-Anhalt und Thüringen. Arbeitsmaterial der ARL 303/2003, S. 11 - 24. 
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Christine Falken-Großer 
4 Finanzen und öffentliche Haushalte 
4.1 Rahmenbedingungen für die kommunalen öffentlichen Finanzen 
in Sachsen-Anhalt und dem Freistaat Sachsen 
4.1.1 Öffentliche Finanzen in den neuen Bundesländern seit der Wie-
dervereinigung 
Die öffentlichen Finanzen der neuen Bundesländer sind vergleichsweise stark gekenn-
zeichnet durch eine signifikante einnahmeseitige Finanzschwäche. Ursache dafür ist der 
nach der Wiedervereinigung nur langsame und punktuelle industrielle und unternehmeri-
sche Aufbau, der vor allem aus der mangelnden Infrastruktur resultierte. Durch die feh-
lenden verkehrlichen Anbindungen und soziokulturelle Infrastruktur verzögerten sich die 
Investitionen, die zu stärkeren Steuereinnahmen in den Kommunen hätten führen kön-
nen. Noch im Jahre 2001 diagnostizierte das DIFU den neuen Bundesländern eine ausge-
prägte Infrastrukturlücke im Vergleich zu den westdeutschen Flächenländern.62  
Die fehlende bzw. nur punktuell vorhandene Ansiedlung (mit Hauptsitz) von Unterneh-
men und Industrie äußert sich in den öffentlichen Finanzen der kommunalen Haushalte 
vor allem durch ein deutlich geringeres Steuereinnahmenniveau bei der Gewerbe- 
und Einkommensteuer als dies selbst bei den finanzschwächsten westdeutschen Bundes-
ländern noch der Fall ist.63 Die Einnahmeseite der Kommunen (und der Länder) in Ost-
deutschland wird lediglich über die Zuweisungen innerhalb des Länderfinanzausgleiches 
und dann, weiterreichend an die Kommunen, innerhalb der kommunalen Finanzausglei-
che annähern nivelliert, so dass die Städte und Gemeinden letztendlich, zwar nicht aus 
eigener Kraft, aber dennoch ungefähr das Niveau der allgemeinen Deckungsmittel 
pro Kopf der alten Bundesländer zur Verfügung haben. 
Perspektivisch ist festzuhalten, dass neben den in Kapitel 4.1.2 aufgeführten demogra-
phischen Effekten auch die „reguläre“ Abschmelzung der Transfermittel in die neuen 
Bundesländer bereits jetzt festgeschrieben steht, dass die Finanzquellen, die das Ein-
nahmeniveau in den neuen Bundesländern bisher gesichert haben, schon innerhalb der 
nächsten Jahre drastisch zurückgehen werden. Ursache dafür ist das Auslaufen des So-
lidarpaktes II, beginnend im Jahr 2012 bis zum Jahr 2019 und andere externe Effekte 
wie die EU-Osterweiterung, die durch das statistische Senken des BIP/Kopf-Mittelwertes 
innerhalb der Europäischen Union zu einem Auslaufen der Mittelzuwendungen im Rahmen 
der Strukturfondförderung zumindest in der Region des Regierungsbezirkes Leipzig 
geführt hat.64 
Doch auch ausgabeseitig gibt es einige Rahmenbedingungen und Entwicklungen die ge-
rade die Situation in den neuen Bundesländern kennzeichnen. Die bereits angesprochene 
Infrastrukturlücke führte zu einem vergleichsweise hohen Investitionsbedarf in den Län-
dern und Kommunen in Ostdeutschland gleich nach der Wende. Bis heute konnte dieser 
zusätzliche Investitionsbedarf zwar reduziert, jedoch nicht eliminiert werden. Nach wie 
vor ist die Attraktivität für Investoren, in den neuen Bundesländern zu investieren und 
Arbeitsplätze zu schaffen, die das örtliche Steueraufkommen und die Kaufkraft anregen 
                                          
62  Deutsches Institut für Urbanistik (2001) (Hrsg.): Infrastrukturausstattung und Nachholbedarf in Ost-
deutschland; Gutachten im Auftrag des Sächsischen Finanzministeriums, Berlin. 
63  Lenk, Thomas (2005b): Gemeindefinanzbericht Sachsen 2004/2005. In: Sachsenlandkurier 09/2005, 
Dresden, S. 27 ff. 
64  Lenk, Thomas (2005a): Gemeindefinanzbericht Sachsen 2004/2005, S. 98 ff. 
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könnten, nur in wenigen Regionen gegeben. Die kommunalen Vertretungen argumentie-
ren, dass weitere Investitionen nur bedingt realisierbar sind. Zum einen weil lediglich ei-
ne mit den westdeutschen Bundesländern vergleichbare, nicht aber überdurchschnittliche 
Finanzausstattung vorhanden ist und daher überdurchschnittliche Investitionen nur unter 
Vernachlässigung anderer Aufgaben erreichbar wären. Und zum anderen, weil die ausga-
beseitigen Belastungen aufgrund teilungsbedingter struktureller Unterschiede noch deut-
lich höher sind als in den alten Bundesländern. Dies betrifft in erster Linie die Personal-
ausgaben, die aufgrund der sehr hohen Beschäftigtenanzahl im öffentlichen Dienst der 
ehemaligen DDR und den Grenzen der Möglichkeiten der Reduzierung des Personals auf-
grund sozialer und vor allem rechtlicher Rahmenbedingungen auf sehr hohem Niveau 
starteten und nur sehr langsam abgebaut werden können.  
Ebenfalls auf der Ausgabeseite stellen neben den notwendigen Ausgaben für Infrastruktur 
und den hohen Personalausgaben (pro Kopf) die steigenden Sozialausgaben in den 
neuen Bundesländern ein Problem dar. Bedingt durch Alterung der Gesellschaft65 und 
Schrumpfung der Einwohnerzahlen66 ergibt sich eine neue Relation von Sozialausgaben 
zu den Einnahmen. Ein Pooling bestimmter kostenintensiver Bevölkerungsgruppen in 
größeren Städten ohne direkte finanzielle Berücksichtigung innerhalb der vorherrschen-
den Verteilungsstrukturen zieht eine sehr heterogene und sich verändernde Bevölke-
rungsstruktur nach sich, die auch zu einer Herausforderung auf den einzelnen Ebenen in-
nerhalb eines Landes/einer Region werden kann und ggf. landesspezifische und auch 
dynamische Lösungsansätze erfordert.67 
Handlungsoptionen zum Umgang mit den z. T. schwierigen Rahmenbedingungen der 
Städte und Gemeinden (in den neuen Bundesländern) liegen natürlich nicht nur, aber 
auch in der Gestaltung der Finanzstrukturen und der Verteilungssysteme in den Ländern, 
da hier die Möglichkeit besteht, auf landesspezifische Besonderheiten und Bedarfe einzu-
gehen und diese fast gemeindegenau zu berücksichtigen. Die Ausgestaltung der kommu-
nalen Finanzausgleichsysteme und vor allem der darin verankerten Haupt- und Nebenan-
sätze zählt dabei zu einem sehr direkten und auch viel diskutierten Instrument. Die 
Diskussion der Anpassung der Verteilungssysteme in den einzelnen Bundesländern muss 
dabei tatsächlich länderspezifisch erfolgen, da schon die Grundkonstruktion des kommu-
nalen Finanzausgleiches in Sachsen und Sachsen-Anhalt sehr unterschiedlich ist.68 Auf 
diese Unterschiede wird an geeigneter Stelle im Projektverlauf im Detail eingegangen. 
                                          
65  Die eine Umstellung des öffentlichen Angebotes bedingt. 
66  Welche an vielen Stellen ebenfalls eine Anpassung der öffentlichen Aufgabenwahrnehmung, die Überwin-
dung von Kostenremanenzen notwendig macht und eine veränderte Einnahmen- und Ausgabenstruktur 
hinterlässt, weil vor allem der leistungsfähigere Teil der Bevölkerung abwandert (vgl. Kapitel 3). 
67  Falken, Christine (2006a): Anforderungen an einen zukunftsfesten kommunalen Finanzausgleich in Sach-
sen; unveröffentlichtes Kurzgutachten für die Linksfraktion.PDS, Leipzig. 
68  Vgl. Lenk, Thomas; Rudolph, Hans Joachim (2003a): Die kommunalen Finanzausgleichssysteme in der 
Bundesrepublik Deutschland. Der Ausgleich zwischen Finanzbedarf und Finanzkraft. In: Nierhaus, Michael 
(Hrsg.) (2005): Kommunalfinanzen – Beiträge zur aktuellen Debatte; KWI Arbeitshefte, Nr. 9; 2005, Pots-
dam, S. 57 ff. Im Detail sind die Ergebnisse eines deutschlandweiten Vergleichs der kommunalen Finanz-
ausgleichssysteme nachzulesen in: Lenk, Thomas; Rudolph, Hans-Joachim (2003a): Die kommunalen Fi-
nanzausgleichssysteme in der Bundesrepublik Deutschland. Die Bestimmung der Finanzausgleichsmasse – 
vertikale Verteilungsprobleme zwischen Land und Kommunen. In: Universität Leipzig, Institut für Finanzen 
– Finanzwissenschaft (Hrsg.), Nr. 24; Lenk, Thomas; Rudolph, Hans-Joachim (2003b): Die kommunalen 
Finanzausgleichssysteme in der Bundesrepublik Deutschland. Die Bestimmung des Finanzbedarfs. In: Uni-
versität Leipzig, Institut für Finanzen – Finanzwissenschaft (Hrsg.), Nr. 25; Lenk, Thomas; Rudolph, Hans-
Joachim (2004): Die kommunalen Finanzausgleichssysteme in der Bundesrepublik Deutschland. Die Er-
mittlung der Finanzkraft. In: Universität Leipzig, Institut für Finanzen – Finanzwissenschaft (Hrsg.), Nr. 
26. 
4 Finanzen und öffentliche Haushalte  41 
 
4.1.2 Demographische Entwicklungen und öffentliche Finanzen69 
Neben den bereits erwähnten demographischen Trends Alterung und Schrumpfung spie-
len aber auch andere demographische Effekte in Deutschland eine zunehmend wichtige 
Rolle.70 Speziell in Ostdeutschland führt die Abwanderung insbesondere von jungen Men-
schen dazu, dass Alterung und Schrumpfung noch beschleunigt werden, während dies in 
einigen westdeutschen Gebieten zu einem gemäßigten Abbremsen des Schrumpfungs-
prozesses führt. Ein Vergleich der Fruchtbarkeitsraten zeigt zudem, dass in Ostdeutsch-
land seit Beginn der 1990er Jahre im Durchschnitt eine deutlich geringere Fertilität vor-
liegt als in den westdeutschen Bundesländern.  
Die neuen Bundesländer und somit auch die Landkreise der Untersuchungsregion werden 
deshalb in dieser Entwicklung ungewollt den Vorreiter bilden und somit auch die öffentli-
chen Träger stellen, die sich als erste mit den Effekten des demographischen Wandels 
auseinandersetzen müssen. Die allgemeinen Auswirkungen der demographischen 
Entwicklung sind vielfältig.71 Die Kosten, die ein Einwohner in einer bestimmten Alters-
gruppe den öffentlichen Trägern durch die Nachfrage öffentlicher Leistungen und Güter 
verursacht, sind schätzbar.72 Werden die durch einen Einwohner bei Land und Gemeinde 
verursachten Kosten über die gesamte Lebensdauer dargestellt, ergibt dies ein so ge-
nanntes Altersstrukturkostenprofil, das anzeigt, was ein Einwohner dem öffentlichen Trä-
ger in einem bestimmten Alter „kostet“ (vgl. Abbildung 24). So fallen durch die Bereit-
stellung von Betreuungseinrichtungen für Kinder bis zum sechsten Lebensjahr bei den 
Kommunen hohe Kosten an, die wieder sinken, wenn diese Kinder älter werden und 
durch den Schulbesuch vor allem Kosten beim Land verursachten. 
 
 
                                          
69  In diesem Kapitel ist überblicksartig beschrieben, was ausführlicher nachzulesen ist in: Falken, Christine 
(2006b): Demografie und Finanzen. In: Bauer, Hartmut; Büchner, Christiane; Gründel, Olaf (Hrsg.) 
(2006): Demographie im Wandel. Herausforderungen für die Kommunen; KWI Arbeitshefte, Nr. 13; 2006, 
Potsdam. 
70  So liegen Effekte der Vereinzelung (Sinken der durchschnittlichen Haushaltsgröße), Heterogenisierung 
(Zuwanderung steigt), Suburbanisierung und Reurbanisierung sowie Wanderungsbewegungen. 
71  Dazu gehören eine Änderung der Sozialstruktur, soziale Segregation und schlecht ausgelastete Infrastruk-
turen bei z. T. ungeeigneter Infrastrukturausstattung. Auch der Rückzug von privaten und öffentlichen 
Dienstleistungen aus der Fläche wird bei sinkender Einwohnerzahl und Kaufkraft in bestimmten Regionen 
nicht ausbleiben. Effekte, die den Arbeitsmarkt betreffen, treten in Ostdeutschland vor allem durch einen 
Mangel an Schülern, Auszubildenden und letztendlich an Fachkräften hervor. 
72  So führte SEITZ im Jahr 2004 eine Untersuchung durch und stellte für die kommunale Ebene in Deutsch-
land Altersstrukturkostenprofile auf. Vgl. Seitz, Helmut (2004): Implikationen der demographischen Ver-
änderungen für die öffentlichen Haushalte und Verwaltungen; Dresden, S. 25. 
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Abbildung 24: Stilisierte Darstellung der Altersstrukturkostenprofile nach staatlichen 
Ebenen73 
Für Einwohner zwischen dem 20. und 60. Lebensjahr fallen aufgrund der gegebenen Auf-
gabenstruktur weder bei den Ländern noch bei den Kommunen besonders hohe Kosten 
für das öffentliche Angebot an, wobei mit zunehmendem Alter die Kosten durch soziale 
Einrichtungen (Alten- und Pflegeeinrichtungen) in öffentlicher Trägerschaft wieder anstei-
gen.74  
Der einwohnerorientierte Finanzausgleich orientiert sich nicht an der vorliegenden Alters-
struktur und den dadurch entstehenden Kosten. Vielmehr gehen die bestehenden Finanz-
ausgleichsysteme von einer Altersstruktur und den dazugehörigen Bedarfen aus, die 
möglicherweise in einzelnen Kommunen nicht mehr vorliegen. Tritt der erwartete Fall ein, 
dass zukünftig in mehreren Kommunen eine geringere Anzahl von Kindern und Jugendli-
chen (gesunkene Fertilität) einer geringen Zahl von Erwachsenen im Arbeitsalter (Ab-
wanderung) und einer sehr hohen Zahl von Älteren gegenüberstehen, können sich die 
Bedarfe verschieben, weil dann, bei gleicher Einwohnerzahl und demzufolge gleichen Zu-
weisungen, durch eine veränderte Altersstruktur höhere Ausgaben anfallen.75 Ausgleiche 
über die Einsparungen durch die geringere Besetzung der jüngeren Altersgruppen sind 
dabei zu erwarten, ein Ausgleich der relativ stärkeren Besetzung der Altersgruppen der 
älteren Einwohner, die über einen deutlich längeren Zeitraum ansteigende Kosten verur-
sachen, erscheint aber unwahrscheinlich.  
Bleibt es bei einer einwohnerbezogenen Zuweisungsabhängigkeit der Kommunen bei 
gleichzeitig fortschreitender Abnahme und Alterung der Bevölkerung, entstehen für die 
Kommunen verstärkte Anreize zur Anwerbung von Einwohnern, um die finanzielle Basis 
über Zuweisungen zu sichern. Erhöhen viele oder alle Kommunen ihre Bemühungen, 
Einwohner anzuziehen, kann dies zu einer „ruinösen Konkurrenz um Einwohner“ führen.76 
                                          
73  Vgl. Seitz, Helmut (2004): Implikationen der demographischen Veränderungen für die öffentlichen Haus-
halte und Verwaltungen; Dresden, S. 25. 
74  Lenk, Thomas (2005a): Gemeindefinanzbericht Sachsen 2004/2005; a. a. O., S. 9. 
75  Diese Kosten in den höheren Altersgruppen entstehen bei den Kommunen vor allem durch Beteiligungen 
an Krankenhäusern und Alteneinrichtungen und ihre Ausgabeverantwortung für die Sozialhilfe. Finden 
Ausgleiche für bestimmte Kostengruppen außerhalb der Schlüsselzuweisungen statt, müssten diese ent-
weder integriert oder das Alterstrukturkostenprofil um die betreffenden Positionen bereinigt werden. 
76  Mäding, Heinrich (2004): Demographischer Wandel und Kommunalfinanzen. Einige Trends und Erwartun-
gen. In: Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.) (2004): Deutsche Zeitschrift für Kommunalwissenschaf-
ten, Nr. 2004/1, Demographischer Wandel in Kommunen; Berlin, S. 84 - 102. 
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Dabei erhöhen Städte und Gemeinden ihre Ausgaben77 zur Minimierung von Abwande-
rungen und Steigerung ihrer Attraktivität für potenzielle Zuwanderer durch überdurch-
schnittliche Infrastrukturleistungen. Diese Konkurrenz ist für die Gesamtheit der Kommu-
nen nachteilig, denn bei einer gegebenen bzw. sinkenden Gesamtbevölkerung steigt die 
Einwohnerzahl einer Kommune immer auf Kosten einer anderen. Wodurch bei steigenden 
Ausgaben aufgrund der „Anwerbekosten“ die Pro-Kopf-Ausgaben insgesamt steigen.  
Auswirkungen auf der Einnahmeseite betreffen fast alle Einnahmepositionen. Bei den 
Zuweisungen trifft die einzelne Kommune in erster Linie der Rückgang der „eigenen“ Be-
völkerung über den direkten Einwohnerbezug der kommunalen Finanzausgleiche in 
Deutschland. Über die spezielle Konstruktion des Finanzausgleiches in Sachsen (Gleich-
mäßigkeitsgrundsatz) sind die Kommunen aber auch am Rückgang der Zuweisungen im 
Länderfinanzausgleich wegen sinkender Einwohnerzahlen beteiligt.  
Auch bei den Steuereinnahmen müssen Gemeinden wegen des demographischen Wan-
dels mit Einbußen rechnen. So hängt z. B. die Höhe der Einkommensteuereinnahmen 
nicht nur von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung sondern vor allem auch von der 
Anzahl und Alterstruktur der Bewohner der einzelnen Gemeinden ab. Bei sinkenden Ein-
wohnerzahlen und einer Abnahme der Bevölkerung mit höheren Einkommensteuerzah-
lungen kommt es zu einem deutlichen, möglicherweise sogar überproportionalen Rück-
gang der Einnahmen aus der Einkommensteuer. Mit Einnahmen aus der 
Einkommensteuer bei älteren Bevölkerungsgruppen, die in den alten Bundesländern z. T. 
über Vermögen verfügen und dadurch auch Einkommensteuer abführen, ist in den neuen 
Bundesländern nicht zu rechnen (vgl. Abbildung 25). Somit hat wiederum die Verschie-































Abbildung 25: Einkommenssteuerzahlungen nach Lebensalter79 
 
                                          
77  Dafür kommen besonders folgende Ausgaben in Betracht: Flächenerschließung und -ausweisung für 
Wohngebiete, Wohneigentumsförderung, Wohnumfeldverbesserung, attraktive Infrastrukturen, Grünflä-
chen und möglicherweise große Sport- und Kulturevents. Zudem können finanzielle Anreize für Studenten 
geschaffen werden, ihren Hauptwohnsitz in die Universitätsstadt zu verlegen. 
78  Loeffelholz, Hans Dietrich von; Rappen, Hermann (2002): Bevölkerungsentwicklung und Kommunalfinan-
zen im Ruhrgebiet – ein Problemaufriss; Essen, S. 35. 
79  Loeffelholz, Hans Dietrich von; Rappen, Hermann (2002): Bevölkerungsentwicklung und Kommunalfinan-
zen im Ruhrgebiet – ein Problemaufriss; Essen, S. 35. 
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Bei der Betrachtung der Abhängigkeit von Gebühreneinnahmen von der demographi-
schen Entwicklung muss zwischen standortgebundenen und standortungebundenen Inf-
rastrukturleistungen unterschieden werden. Zu den standortgebundenen Infrastruktur-
leistungen gehören beispielsweise Abwasser- und Abfallbeseitigung, wobei die 
Bereitstellung und Inanspruchnahme dieser Dienstleistungen sowohl durch die Gemeinde 
wie auch durch die privaten Wirtschaftssubjekte nur bedingt beeinflussbar ist. Typischer-
weise handelt es sich hierbei vielfach um Pflichtaufgaben der Gemeinden, die bei der Er-
füllung Vorgaben übergeordneter Gebietskörperschaften zu beachten haben. Auf der an-
deren Seite besteht für die privaten Haushalte und Unternehmen Anschluss- und 
Benutzungszwang. Steigende Kosten der Infrastrukturleistungserstellung pro Nutzenein-
heit durch den Bevölkerungsrückgang könnten in Zukunft unmittelbar an private Haus-
halte und Unternehmen weitergegeben werden, um die Kostendeckung des Angebotes 
weiterhin zu gewährleisten. Standortungebundene Infrastrukturleistungen sind durch 
große angebots- und nachfrageseitige Autonomie gekennzeichnet, die sich vor allem in 
den Bereichen Sport und Kultur wiederfinden. Private Haushalte und Unternehmen haben 
hier die Möglichkeit, auf die Leistung vollständig zu verzichten oder entsprechende Ange-
bote anderer Gemeinden wahrzunehmen. Dadurch entsteht ein Preisdruck, durch wel-
chen die Gemeinden – entscheiden sie sich für den Erhalt der Infrastruktureinrichtungen 
– auf Gebührenerhöhungen verzichten müssen, um den Nachfragerückgang nicht zu ver-
schärfen.80 So wird sich der Kostendruck bei den standortungebundenen Infrastruktur-
leistungen durch den Rückgang der Bevölkerung verschärfen.81  
Auf der Ausgabenseite wird in erster Linie der Kostenremanenzeffekt in der Fachlitera-
tur diskutiert.82 Kostenremanenz bezeichnet den Effekt, dass Kosten bei Zunahme der 
Bevölkerung schneller steigen, als diese bei einem Rückgang der Bevölkerung aus wirt-
schaftlichen, sozialen, arbeitsorganisatorischen, arbeitsrechtlichen und betriebspoliti-
schen Gründen abgebaut werden können. Als Konsequenz steigen die Pro-Kopf-
Ausgaben. Typischerweise betrifft dieser Effekt vor allem kommunale Betriebe mit hohem 
Fixkostenanteil. So muss z. B. die Auslastung der Trinkwasser- und Abwassernetze bei 
einem Rückgang der Bevölkerung vorerst vollständig erhalten werden und kann nur suk-
                                          
80  Gegen eine Gebührenerhöhung bei standortungebundenen Infrastrukturleistungen spricht zudem der me-
ritorische Aspekt. Gerade niedrige Gebühren für Museen, Theater und Musikschulen sollen vielen Bevölke-
rungsgruppen die Inanspruchnahme der Einrichtungen ermöglichen. Vgl. Lenk, Thomas (2005a): Gemein-
definanzbericht Sachsen 2004/2005; a. a. O., S. 13 f. 
81  Geht die Bevölkerung zurück, sind für einige Positionen der so genannten „sonstigen Einnahmen“ geringe-
re Einnahmen zu erwarten. Dies betrifft z. B. die Einnahmen aus Mieten und Pachten, da zum einen durch 
die hohe Leerstandsquote und zum anderen die Verringerung der Anzahl an potenziellen Mietern die Miet-
höhe weiter sinken wird. Außerdem ist es sehr wahrscheinlich, dass sich die Gewinnanteile aus wirtschaft-
lichen Unternehmen reduzieren, da gerade die kommunalen Unternehmen von der tendenziell sinkenden 
lokalen Nachfrage aufgrund des Bevölkerungsrückgangs betroffen sein werden. Die Einnahmen aus der 
Konzessionsabgabe für Strom und Gas sind an den Verbrauch gekoppelt und werden sich deshalb höchst-
wahrscheinlich reduzieren. Geringere Einnahmen sind auch für Einnahmen aus Bußgeldern, Ordnungsstra-
fen und Zwangsgeldern zu erwarten, da die Höhe der Einnahmen mit der Anzahl der Bevölkerung korre-
liert. Grundsätzlich kann auch bei den sonstigen Einnahmen mit einem tendenziellen Sinken der 
Einnahmen gerechnet werden, obgleich eine genaue Abschätzung des Rückgangs aufgrund der Vielfältig-
keit und Unterschiedlichkeit der Einnahmen nicht möglich ist. Vgl. hierzu Lenk, Thomas (2005a): Gemein-
definanzbericht Sachsen 2004/2005; a. a. O., S. 18. 
82  Lenk, Thomas; Birke, Anja (1998): Ausgewählte Probleme des sächsischen kommunalen Finanzausgleichs 
aus finanzwissenschaftlicher Perspektive. Teil I; in: Finanzwirtschaft, 52. Jg. (1998), H. 9, S. 199 - 204, 
S. 223. Vesper, Dieter (2000): Infrastrukturausstattung und Nachholbedarf in Ostdeutschland. Gutachten 
im Auftrag der ostdeutschen Ministerpräsidenten; Berlin, S. 31. Karrenberg, Hans; Münstermann, Engel-
bert (2002): Gemeindefinanzbericht 2002 – Städtische Finanzen: Kollaps oder Reformen! In: Deutscher 
Städtetag (Hrsg.) (2002): der Städtetag, Heft 4/2002; Köln, S. 4 - 100, S. 37. Speziell die Auswirkungen 
des starken Bevölkerungsrückgangs in den neuen Bundesländern analysiert Baum, Britta; Seitz, Helmut; 
Worobjew, Andrej (2002): Der Einfluss der Alters- und Familienstrukturen auf die Ausgaben der Länder 
und Gemeinden. In: Vierteljahreshefte zur Wirtschaftsforschung; 71 (2002), 1, S. 147 - 162. 
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zessive unter hohem Kostenaufwand (zusätzlich temporär steigende Pro-Kopf-Ausgaben) 
zurückgebaut werden. Auch Fernwärmeversorgungseinrichtungen und Verkehrsinfra-
strukturen wie Straßen und Anlagen des ÖPNV sind von Kostenremanenzeffekten betrof-
fen.  
Auch die einzelnen Ausgabepositionen weisen demographiebedingte Effekte auf. Die Kür-
zung der Personalausgaben z. B. kann sich, ähnlich wie die Fixkosten der Infrastruktur-
einrichtungen, nicht direkt am Bevölkerungsrückgang orientieren, da Stellenkürzungen 
und Tarifverträge dem politischen Beschluss unterliegen. Da der laufende Sachaufwand  
stark mit den Personalausgaben korreliert – der Einsatz von Personal bedeutet zugleich 
die Erfordernis von entsprechenden Sachkosten wie Aufwand für Bürogebäude, Büroma-
terial, Haltung von Kfz – ist auch hier nur bedingt ein Kürzungspotenzial zu erwarten. Die 
Höhe der Sozialausgaben spielt eine besondere Rolle, da die Gesetzeslage in den letzten 
und in den nächsten Jahren Veränderungen unterzogen wurde und wird und demnach für 
die kommunale Ebene bezüglich der Demographiesensitivität nur bedingt prognostizier-
bar sind. Generell richten sich die Ausgaben nach der Anzahl der anspruchsberechtigten 
Personen und nach der Höhe der diesen Personen zustehenden Leistungen. Die Kommu-
nen werden in jedem Fall durch ihre Beteiligung an Krankenhäusern und Alteneinrichtun-
gen an den steigenden Kosten beteiligt sein.83  
Die Alterung der Gesellschaft wird auf kommunaler Ebene eine Anpassung der Infrastruk-
turangebote notwendig machen. Bei der sozialen Infrastruktur sind dabei Erweiterungsin-
vestitionen in einigen altersabhängigen Sektoren wie Krankenhäusern und Pflegeeinrich-
tungen zu nennen. Der Rückgang der Bevölkerung wird zudem Rückbaumaßnahmen 
unumgänglich machen. Werden bspw. Infrastruktursysteme nicht rechtzeitig zurückge-
baut, bergen diese die Gefahr zusätzlicher Kosten.84  
Zusammenfassend muss festgestellt werden, dass der Druck auf die kommunalen Ausga-
ben durch die Erhöhung oder schleppende Reduzierung der Ausgaben bei gleichzeitigem 
Sinken der Einnahmen steigt. Dass die Gemeinden trotz des infrastrukturellen Nachhol-
bedarfs in den neuen Ländern bei den Investitionen sparen, ist inzwischen vor allem auch 
                                          
83  Eine Erhöhung der Ausgaben ist dabei außerdem z. B. aufgrund von lückenhaften Erwerbsbiographien (de-
mographiebedingter „qualifikatorischer Mismatch“ (vgl. hierzu Fuchs, Johann; Walwei, Ulrich (2004): Kon-
sequenzen der Demographie für Arbeitsmarkt und Qualifikation. In: Milbradt, Georg; Meier, Johannes 
(Hrsg.) (2004): Die demographische Herausforderung – Sachsens Zukunft gestalten; Gütersloh, S. 100 -
 120) zu erwarten. LENK erwartet zudem erhöhte Kosten im Zuge des geringeren Zusammenhaltes von 
Familien und einem schwächeren Eingebundensein von Menschen in soziale Netze (Vereine, Nachbarschaf-
ten o. ä.), wodurch vermehrt die Kommunen Verantwortung für Menschen in sozialen Notlagen überneh-
men müssen (vgl. hierzu Lenk, Thomas (2005a): Gemeindefinanzbericht Sachsen 2004/2005; a. a. O., 
S. 11 f). MÄDING rechnet gleichzeitig durch die reduzierte Kinderzahl und die wachsende berufliche Mobili-
tät mit einem Rückgang des Anteils von Pflegeleistungen, die von Familienangehörigen erbracht werden. 
Hinzu kommt, dass in den nächsten Jahren der Anteil der Ältesten und damit auch die Zahl an Pflegebe-
dürftigen stark zunehmen werden (vgl. hierzu Mäding, Heinrich (2004): Demographischer Wandel und 
Kommunalfinanzen. Einige Trends und Erwartungen. In: Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.) (2004): 
Deutsche Zeitschrift für Kommunalwissenschaften, Nr. 2004/1: Demographischer Wandel in Kommunen; 
Berlin, S. 84 - 102). 
84  Dabei ist der Druck auf die Infrastrukturausgaben ohnehin schon erheblich. Während Personalausgaben 
und Sozialtransfers in erster Linie durch äußere Faktoren determiniert werden, besteht bei der Strukturie-
rung bzw. Begrenzung der Ausgaben im Infrastrukturbereich zumindest rechtlich Spielraum für die Kom-
munen. Abgesehen davon unterliegen investive Maßnahmen der Kommunen haushaltswirtschaftlichen 
Grenzen. Das Gemeindehaushaltsrecht begrenzt, in Abhängigkeit von der finanziellen Leistungsfähigkeit 
einer Kommune, deren Kreditaufnahme. Bei Einnahmerückgängen müssen Investitionen zeitlich verlagert 
oder gegebenenfalls unterlassen werden, um Folgekosten zu vermeiden. Dementsprechend sind Investiti-
onskürzungen bei sinkenden Steuereinnahmen und steigenden kommunalen Ausgaben aufgrund des en-
gen Zusammenhangs von Investitionstätigkeit und Verschuldungsgrenze nahe liegend. LENK zeigt im Ge-
meindefinanzbericht für den Freistaat Sachsen, dass dieses Prinzip bereits seine Umsetzung findet und 
Infrastrukturausgaben bei nach wie vor hohem Investitionsbedarf drastisch gesunken sind (vgl. hierzu 
Lenk, Thomas (2005a): Gemeindefinanzbericht Sachsen 2004/2005; a. a. O., S. 60 ff. 
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für die sächsischen Gemeinden empirisch nachgewiesen.85 Bei einem gleichzeitigen An-
stieg des Investitionsbedarfs durch Schrumpfung und Alterung ergeben sich zusätzliche 
Zuschussbedarfe. Eine Berücksichtigung des zusätzlichen Investitionsbedarfes der Kom-
munen ist dringend geraten, vor allem auch weil nicht nur Investitionen sondern auch Er-
satzinvestitionen und Reparaturen unterbleiben, die letztendlich die Bedarfe nicht nur in 
die Zukunft verschieben, sondern wiederum auch erhöhen.  
Weil die Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen sowohl im Grundgesetz als auch in den 
landesrechtlichen Regelungen86 sowie in der EU-Struktur- und Kohäsionspolitik 
Art. 158 EGV87 festgeschrieben ist, wäre ein explizites Zulassen der stärkeren Differen-
zierung der Regionen durch Unterlassen ausgleichender Maßnahmen ohne eine Anpas-
sung des Grundgesetzes, Raumordnungsgesetzes, der Finanzausgleichsgesetze, Förder-
richtlinien usw. kaum denkbar.  
Auch in den Bereichen der kommunalen Finanzausgleiche z. B. über eine Auflockerung 
des Einwohnerfokus bei der Schlüsselmassenverteilung über einen Zentrale-Orte-Ansatz, 
Sozialansatz, demographischen Ansatz o. ä. könnte eine Berücksichtigung der neuen Be-
darfe erfolgen. Ebenso wie die Unterstützung von Infrastrukturmaßnahmen, die der Er-
haltung dienen, muss in den schrumpfenden Regionen der Rückbau gefördert werden, da 
nur so erhöhte Folgekosten vermieden werden können. Neue Steuerungs- und Verwal-
tungsinstrumente, wie z. B. E-Governance bieten die Möglichkeit zur Kosteneinsparung. 
Noch realistischer und pragmatischer könnte allerdings der gewünschte positive „Neben-
effekt“ sein, der sich aus einer koordinierten und effizienten Absprache zwischen den 
Kommunen und Anreizen zur interkommunalen Kooperation ergibt, wenn auch mit ande-
rem Ziel. Die interkommunale Zusammenarbeit hat, auch bei originär anderen Zielen 
(Flächenreduzierung, Sicherstellung eines besonderen oder „normalen“ öffentlichen An-
gebotes) oft den positiven Nebeneffekt, dass Kosteneinsparungen resultieren bzw. auf-
tretende Kostenremanenzen durch die geschickte Nutzung neuer territorialer Größenvor-
teile abgefangen werden können.  
4.1.3 Strukturreformen in Sachsen und Sachsen-Anhalt  
Die Strukturreformen in den beiden Bundesländern Sachsen und Sachsen-Anhalt spielen, 
vor allem bei der Betrachtung der gegebenen und sich verändernden Aufgabenstruktur 
und der im günstigsten Fall darauf aufbauenden Finanzstruktur und -verteilung, eine we-
sentliche Rolle. Auf die Beschreibung der Maßnahmen, öffentlichen und wissenschaftli-
chen Diskussion und den Auswirkungen für die Gebietskörperschaften in den betreffen-
den Bundesländern und vor allem im Untersuchungsgebiet soll aber an dieser Stelle 
verzichtet werden, da THOMAS GAWRON im Rahmen des Projektes eine umfassende Exper-
tise vorlegen wird, der hier nicht vorgegriffen werden soll.88 
                                          
85   Lenk, Thomas (2005a): Gemeindefinanzbericht Sachsen 2004/2005; a. a. O., S. 60 ff. 
86  So z. B. in Sachsen in der Koalitionsvereinbarung der Staatsregierung des Freistaates Sachsen: „Neben 
der Entwicklung von Wachstumskernen werden auch verstärkt die Wirtschafts- und Innovationspotenziale 
von strukturschwachen Regionen entwickelt.“ 
87  „Die Gemeinschaft setzt sich insbesondere zum Ziel, die Unterschiede im Entwicklungsstand der verschie-
denen Regionen und den Rückstand der am stärksten benachteiligten Gebiete […] zu verringern.“ 
88  Gawron, Thomas (2007): Verwaltungsreform in ostdeutschen Bundesländern. Unveröffentlichtes Gutach-
ten im Rahmen des REFINA-Projektes „KoReMi“; Berlin. 
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4.2 Einschätzung der Region anhand ausgewählter kommunaler 
Kennzahlen im Raum von 1997 - 2005 
4.2.1 Auswahl und Interpretation der Kennzahlen 
Die Einschätzung der Region anhand ausgewählter kommunaler Kennzahlen fußt auf der 
These, dass raumordnerische Maßnahmen einen Einfluss auf bestimmte Finanzpositionen 
von Ländern und Kommunen haben. Die Auswahl der Kennzahlen basiert daher auf der 
Frage danach, inwiefern diese geeignet sind, Veränderungen im Raum anzuzeigen. Im 
späteren Verlauf des Projektes sollen ggf. Grenzwerte identifiziert werden, bei denen für 
die Kommune/den Landkreis/die Region/das Land ein Handlungsbedarf entsteht, raum-
ordnerische Maßnahmen anzupassen.  
Das Gewerbesteueraufkommen kann Aufschluss darüber geben, wie attraktiv ein 
Standort für die angesiedelten und potenziell anzusiedelnden Unternehmen ist. Da das 
Gewerbesteueraufkommen durch die Zahl der ansässigen Gewerbetreibenden determi-
niert wird und die Kommunen finanziell umso besser aufgestellt sind, je mehr bzw. grö-
ßere Unternehmen sich angesiedelt haben, kann davon ausgegangen werden, dass 
Kommunen im Wettbewerb um Unternehmensansiedlungen stehen. Gleichzeitig deutet 
ein hohes Gewerbesteueraufkommen auf eine hohe Standortattraktivität hin. Die Höhe 
des Aufkommens hängt dabei auch von der Höhe des Gewerbesteuerhebesatzes ab, der 
von den Kommunen im Rahmen ihrer Selbstverwaltung gesetzt werden kann. Ein hoher 
Hebesatz kann indizieren, dass sich die Kommune aufgrund anderer guter Standortfakto-
ren einen hohen Hebesatz „leisten“ kann, ohne dadurch Gewerbeansiedlungen zu hem-
men. 
Das Grundsteueraufkommen funktioniert in der Systematik und auch in der Aussage 
durch die Hebesatzorientierung ähnlich wie das Gewerbesteueraufkommen. Auch hier 
fließt bei den Gemeinden die Überlegung in die Hebesatzfestlegung mit ein, wie attraktiv 
der Wirtschafts- und Wohnstandort ist. Ein hohes oder steigendes Grundsteueraufkom-
men kann für die Attraktivität einer Kommune sprechen. 
Das Einkommensteueraufkommen indiziert die Stärke der Kaufkraft einer Region und 
damit auch deren Standortattraktivität für Unternehmensansiedlungen. Des Weiteren 
kann eine höhere Kaufkraft eine steigende Nachfrage nach Bauland und Eigenheimen de-
terminieren und damit direkten Einfluss auf raumordnerische Belange nehmen. Das Ein-
kommensteueraufkommen (pro Kopf) gibt auch einen groben Aufschluss über die Struk-
tur der (Erwerbs-)Bevölkerung vor Ort.  
Die Interpretation der Nettoschuldenaufnahme ist problematisch, weil eine Schulden-
aufnahme, die die Schuldentilgung übersteigt, nicht per se negativ belegt sein muss. So 
kann es durchaus sein, dass sich eine Gemeinde zeitweise verschuldet, um notwendige 
und im günstigsten Fall rentierliche Investitionen z. B. in die Infrastruktur zu tätigen. Ist 
die Nettoschuldenaufnahme hingegen über einen längeren Zeitraum negativ, bedarf es 
schon der sehr genauen Analyse, um dafür eine finanzwissenschaftliche Rechtfertigung 
zu finden.  
Das Investitionsvolumen gibt vor allem im Zusammenhang mit der Nettoschuldenauf-
nahme Aufschluss darüber, inwiefern noch Investitionen getätigt werden konnten und wie 
diese finanziert wurden. Ein hohes Investitionsvolumen liegt oft dann vor, wenn eine 
Kommune konkrete Pläne zur Entwicklung der Gemeinde bzw. der Region umsetzt. Die 
Kennzahl kann daher auch etwas über das z. T. selbst attestierte Entwicklungspotenzial 
der Gemeinde aussagen. 
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Die Höhe der Zuweisungen an Zweckverbände und Unternehmen zeigt auf, ob die 
Kommune Aufgaben ausgelagert hat bzw. in welchem Ausmaß Kooperationen mit priva-
ten Akteuren bestehen. Somit trifft diese Kennzahl gleichzeitig Aussagen über die Koope-
rationsnotwendigkeit sowie auch über die Kooperationswilligkeit einer Kommune. 
Die Freie Spitze bestimmt die Höhe der Zuführung zum Vermögenshaushalt, mit der In-
vestitionen aus Eigenmitteln finanziert werden. So können zum Beispiel Kommunen, die 
aufgrund günstiger Einnahmenverläufe oder sparsamen Wirtschaftens eine Freie Spitze 
haben, einen Teil als Rücklagen bilden oder verstärkte Investitionen tätigen. Umgekehrt 
verhält es sich, wenn die Freie Spitze negativ ausfällt. Der theoretisch zwar nicht einge-
plante, aber in der Praxis durchaus regelmäßig auftretende Fall bedeutet, dass die Kom-
mune keinen Handlungsspielraum besitzt, ihre Standortattraktivität durch Investitionen 
zu verbessern. 
4.2.2 Zu den einzelnen Kennzahlen in der Region 
Das Aufkommen aus der Gewerbesteuer ist gekennzeichnet durch einen sehr volatilen 
Verlauf. Dies resultiert nicht nur daraus, dass die Gewerbesteuer eine sehr konjunktur-
reagible Steuer ist, sondern auch aus dem Abrechnungsmodus der Gewerbesteuer, der 
durch Nachberechnungen und damit Vorauszahlungen, Nachzahlungen und Nachberech-
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Abbildung 26: Gewerbesteueraufkommen pro Einwohner der Kommunen; Mittelwert auf 
Landkreisebene 1997 - 200589 
Abbildung 26 zeigt die aggregierten Werte des Gewebesteueraufkommens der Kommu-
nen auf Landkreisebene für das Untersuchungsgebiet Kernregion Mitteldeutschland. Die 
beiden stärkeren Linien markieren den Verlauf, der sich im Mittelwert für die Länder 
Sachsen und Sachsen-Anhalt ergibt. Dabei ist erkennbar, dass sich das sächsische Ge-
                                          
89  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. 
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werbesteueraufkommensniveau mit einem leicht positiven Trend seit 1997 über dem 
Aufkommensniveau der Kommunen in Sachsen-Anhalt bewegt. In der Kurve für die säch-
sischen Kommunen ist der Einschnitt des kommunalen Gewerbesteuereinnahmenein-
bruchs zu erkennen, der deutlich stärker ausfällt als in Sachsen-Anhalt.  
Auffällig ist das deutlich erhöhte Niveau des Pro-Kopf-Gewerbesteueraufkommens in der 
Stadt Leipzig im Vergleich zu Halle (Saale). Überdurchschnittlich ist auch das Gewerbe-
steueraufkommen in den Kommunen des Landkreis Delitzsch (zunehmend; verursacht 
vor allem durch die Gemeinden Wiedemar, Schkeuditz, Eilenburg und Krostitz). Ein be-
sonders niedriges Gewerbesteueraufkommen weisen die Kommunen in den Landkreisen 
Torgau-Oschatz und Anhalt-Bitterfeld auf. 
Das Grundsteueraufkommen ist weit weniger volatil als das Gewerbesteueraufkom-
men. Auffällig ist wieder das deutlich höhere durchschnittliche Niveau in den sächsischen 











1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005
Sachsen-Anhalt Landkreis Anhalt-Bitterfeld Halle (Saale), Stadt
Saalekreis Sachsen Leipzig, Stadt
Landkreis Delitzsch Landkreis Leipziger Land Muldentalkreis
Landkreis Torgau-Oschatz
 
Abbildung 27: Grundsteueraufkommen pro Einwohner der Kommunen; Mittelwert auf 
Landkreisebene 1997 - 200590 
Die Ausschläge im Jahr 1999 resultieren aus mehreren Einzelausschlägen in den Kom-
munen der Landkreise Anhalt-Bitterfeld (hier: Gröbern, Bitterfeld-Wolfen) und dem Leip-
ziger Land, wo eine Gegenbewegung zwischen den Gemeinden Neukieritzsch (starker po-
sitiver Ausschlag) und Böhlen, Zwenkau (negativer Ausschlag bis Null gehend) zu einem 
insgesamt positiven Ergebnis geführt hat. Nahe liegt die Vermutung, dass diese kurzfris-
tige Entwicklung mit der Etablierung des Industriestandortes Böhlen-Lippendorf auf dem 
Neukieritzscher Flur zusammenhängt. Durch welche Abrechnungen im Einzelnen die Wer-
te zustande kommen, müsste allerdings ggf. in Einzelgesprächen vor Ort oder im Rah-
                                          
90  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. 
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men eines Workshops detaillierter analysiert werden. Ein aus statistischen Gründen kaum 
sichtbarer Einzeleffekt im Jahr 2005 (starker Anstieg des Grundsteueraufkommens) beim 
Wert für den Landkreis Anhalt-Bitterfeld resultiert aus Sondereffekten beim Grundsteuer-
aufkommen in den Gemeinden Grimme und Reuden. Andere Effekte, wie signifikante 
Ausschläge in Gemeinden des Saalekreises (Kötzschlitz, Spergau, Günthersdorf, Nempitz) 
verschwinden allein aufgrund des Statistischen Effektes, weil bei einer hohen Anzahl der 
Gemeinden (mit normalen Grundsteueraufkommensniveau) einige Gemeinden mit star-
kem Ausschlag statistisch nicht so stark ins Gewicht fallen. 
Bezüglich des Einkommensteueraufkommens91 fällt vor allem der signifikante Aus-
schlag im Jahr 1999 auf, der bei fast allen Gemeinden der betrachteten Landkreise auf-
tritt. Darüber hinaus lässt sich vor allem in den Städten Leipzig und Halle (Saale) ein 
deutlich überdurchschnittliches Einkommensteuerniveau feststellen, während die Kom-
munen der Landkreise Anhalt-Bitterfeld und Torgau-Oschatz das niedrigste Pro-Kopf-
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Abbildung 28: Einkommensteueraufkommen pro Einwohner der Kommunen; Mittelwert 
auf Landkreisebene 1997 - 200592 
In der Einzelanalyse der Gemeinden fallen vor allem Bitterfeld-Wolfen mit einem schwan-
kenden, aber hohen Einkommensteuerniveau (ähnlich dem Hallenser Niveau) sowie Chö-
rau, Günthersdorf, Kötzschlitz und Taucha mit einem kontinuierlich steigenden und zu-
                                          
91  Die Einkommensteuer ist eine Gemeinschaftssteuer, d. h. das Aufkommen aus der Einkommensteuer wird 
zwischen Bund, Ländern und Kommunen geteilt. Dabei erhalten die deutschen Kommunen in ihrer Ge-
samtheit 15 % des Aufkommens. Generell orientiert sich die innerdeutsche Verteilung der Einkommens-
teuer am Wohnortprinzip, weil viele Betriebe die Lohnsteuer für alle Betriebsstätten zentral am Hauptsitz 
abführen und so erhebliche Verzerrungen auftreten würden. Bei der gemeindescharfen Verteilung spielt 
dann neben dem Wohnsitz auch die Steuerleistung bis zur Kappungsgrenze (20.452 € bzw. 40.903 € bei 
Zusammenveranlagung) eine Rolle. Durch die Kappungsgrenze soll eine nivellierende Wirkung erzielt wer-
den. 
92  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. 
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letzt deutlich überdurchschnittlichem Niveau auf. In Borsdorf, Machern und Belgershain 
ist im beobachteten Zeitraum eine fast s-förmige Kurve zu erkennen, die die drei Ge-
meinden von dem im Landkreisvergleich niedrigsten Niveau auf das höchste im Landkreis 
gebracht hat. 
Bei der Nettoschuldenaufnahme ist ein Trend zur Entwicklung „entlang der Nulllinie“ 
zu erkennen. Viele Gemeinden versuchen jetzt, Schulden, die sich in den ersten Jahren 
des betrachteten Zeitraumes (bis 2001) aufgebaut haben, wieder durch Entschuldung 
abzubauen. In Abbildung 29 ist dies beispielhaft an den Großstädten Halle (Saale) und 
Leipzig zu erkennen. Eine Entschuldung über den betrachteten Zeitraum ist vor allem bei 
den Gemeinden der Landkreise Delitzsch, Torgau-Oschatz und Leipziger Land zu erken-
nen. Entgegen dem Trend weisen Schildau und Oschatz seit einigen Jahren eine deutlich 
positive Nettoneuverschuldung auf. Im Landkreis Leipziger Land beeinflusst den positiven 
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Abbildung 29: Nettoneuverschuldung (Kreditaufnahme-Tilgung) pro Einwohner der 
Kommunen; Mittelwert auf Landkreisebene 1997 - 200593 
Im Saalekreis wird eine exorbitante Nettoneuverschuldung der Stadt Wettin im Jahr 2001 
mit fast 5.000 € pro Einwohner durch die statistische Masse des Landkreises optisch ni-
velliert. Der besondere Ausschlag der gleichen Kurve im Jahr 2003 ist auf eine extreme 
Kreditaufnahme der am „Grünen Gewerbegebiet Göhren“ beteiligten Gemeinden Zöschen 
und Zweimen zurückzuführen, an die im Jahr 2003 nach zehn Jahren ein mit Fördergel-
dern erschlossenes, nicht ausgelastetes Gewerbegebiet sowie die damit verbundenen un-
getilgten Kredite überging, die in den Kommunalhaushalt samt Zinsen eingestellt werden 
mussten.  
 
                                          
93  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. 
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Beim Investitionsvolumen ist ein Rückgang der eingesetzten Mittel als Trend für alle 
betrachteten Gemeinden zu identifizieren. Ein längerfristiger anhaltender Aufwärtstrend 
als Gegenläufer ist bei keiner der Gemeinden im Untersuchungsgebiet zu erkennen. 
Gleichwohl treten eine Reihe von Sondereffekten auf. Besonders auffällig sind die Aus-
schläge in den Jahren 1999 im Saalekreis (Nempitz, Kötzschlitz und andere kleinere posi-
tive Ausschläge) sowie im Jahr 2003 in den Landkreisen Anhalt-Bitterfeld (hervorgerufen 
v. a. durch Tornau vor der Heide, Burgkemnitz, Brehna, Libehna und Chörau) und Mul-
dentalkreis (hervorgerufen durch einen sehr starken plötzlichen bis 2005 anhaltenden 










1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005
Sachsen-Anhalt Landkreis Anhalt-Bitterfeld Halle (Saale), Stadt
Saalekreis Sachsen Leipzig, Stadt
Landkreis Delitzsch Landkreis Leipziger Land Muldentalkreis
Landkreis Torgau-Oschatz
 
Abbildung 30: Investitionsvolumen pro Einwohner der Kommunen; Mittelwert auf Land-
kreisebene 1997 - 200594 
Die Zuweisungen an Zweckverbände und Unternehmen verlaufen generell auf ei-
nem niedrigeren Pro-Kopf Niveau als die anderen aufgeführten Kennzahlen. Ausschläge 
sind dennoch vor allem in den Gemeinden des Landkreises Anhalt-Bitterfeld (verursacht 
durch sehr viele verschiedene Gemeinden) zu erkennen. 
                                          
94  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. 
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Abbildung 31: Zuweisungen an Zweckverbände und Unternehmen pro Einwohner der 
Kommunen; Mittelwert auf Landkreisebene 1997 - 200595 
In vielen anderen Gemeinden der betrachteten Landkreise ist eine Tendenz zu höheren 
Zuweisungen an Zweckverbände und Unternehmen zu beobachten, was auf eine erhöhte 
Bereitschaft zur Auslagerung und wirtschaftlichen Kooperation schließen lässt. Starke 
Einzelausschläge, wie zum Beispiel in Zweimen und Zöschen (beide 2002), Günthersdorf 
und Kötzschlitz (beide 2001) sowie Domnitz (1999, 2000 und 2003) im Saalekreis nivel-
lieren sich in der Grafik durch die große Anzahl von Gemeinden in diesem aggregierten 
Wert. 
Die kreisfreien Städte Halle (Saale) und Leipzig bewegen sich gleichzeitig gleich bleibend 
auf einem relativ niedrigen Niveau, was aber auch statistische Ursachen in der relativ ho-
hen Einwohnerzahl im Verhältnis zur betrachteten Finanzposition hat, wodurch der Pro-
Kopf Wert dieser Kennzahl tendenziell einen geringeren Stellenwert erhält, als mögli-
cherweise eine objektive Beurteilung der Situation ergeben würde. 
                                          
95  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. 
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Abbildung 32: Freie Spitze pro Einwohner der Kommunen; Mittelwert auf Landkreisebe-
ne 1997 - 200596 
Bei der Freien Spitze weisen die sachsen-anhaltinischen Gemeinden einen durchgehend 
besseren Wert auf als die Gemeinden des Freistaates Sachsen, wenngleich in den be-
trachteten sächsischen ein positiver Trend erkennbar bleibt.  
In den Gemeinden aller Landkreise außer Anhalt-Bitterfeld bewegen sich die Werte um 
die Nulllinie ohne erkennbaren Trend und mit wenigen signifikanten Ausnahmen (ein-/ 
zweimalige Abweichungen nach unten: Schlaitz, Bitterfeld-Wolfen, Peißen, Sennewitz, 
Hohenthurm, Wiedemar, Krostiz, Geithain, Regis-Breitlingen, Kohren-Sahlis, Colditz, Bel-
gern und Arzberg; nach oben: Spergau, Nempitz und Kötzschlitz). In den Gemeinden des 
Landkreises Anhalt-Bitterfeld (und hier vor allem bei den Gemeinden des ehemaligen 
Landkreises Köthen) sind deutlichere, jährlich wechselnde Ausschläge in beide Richtun-
gen von sehr vielen Gemeinden zu beobachten, was paradoxerweise zu einer noch näher 
an der Nulllinie liegenden Entwicklung führt. Bad Lausick im Muldentalkreis hat seit 2000 
eine deutlich negative, aber immerhin sich positiv entwickelnde Freie Spitze. 
 
                                          
96  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Darstellung. 
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5 Siedlungs- und funktionsräumliche Entwicklung in der 
Kernregion Mitteldeutschland 
5.1 Einleitung 
Das Untersuchungsgebiet Kernregion Mitteldeutschland umfasst auf administrativer Ebe-
ne die kreisfreien Städte Leipzig und Halle (Saale) mit den Landkreisen Anhalt-Bitterfeld, 
Delitzsch, Leipziger Land, Muldentalkreis, Saalekreis und Torgau-Oschatz. Mit einer Ge-
samtfläche von über 740.000 ha befindet sich das Untersuchungsgebiet sowohl im Frei-
staat Sachsen als auch im Bundesland Sachsen-Anhalt. Die Kernregion Mitteldeutschland 
grenzt im Norden an das Land Brandenburg und im Süden an den Freistaat Thüringen. 
Der engere Verdichtungsraum um Halle (Saale) und Leipzig hat den Charakter einer 
großflächigen Siedlungslandschaft, die eine Vielzahl kleinerer und größerer Siedlungsker-
ne umfasst. Mit zunehmender Entfernung zu den Oberzentren schließen sich zunächst 
verdichtete und später ländliche Räume mit offenen Kulturlandschaften und intensiver 
agrarischer Nutzung an.  
In raumstruktureller Hinsicht übernimmt die Kernregion Mitteldeutschland mit dem Ver-
dichtungsraum um die Oberzentren Leipzig und Halle (Saale) wichtige Funktionen für die 
vier angrenzenden Bundesländer sowie innerhalb der europäischen Metropolregion Sach-
sendreieck. Neben dem traditionell starken Standbein der Region im Messe-, Handels- 
und Dienstleistungssegment ist es insbesondere die günstige infrastrukturelle Lage und 
Ausstattung, die wirtschaftliche Wachstumspotenziale erschließt. Ein Blick auf die jüngs-
ten Ansiedlungserfolge, darunter global agierende Großunternehmen wie DHL, Lufthansa 
Cargo, Amazon.de, BMW oder Porsche, verdeutlicht, dass die Region mit ihrer leistungs-
fähigen Luftfahrt-, Straßen- und Schieneninfrastruktur über eine hohe Attraktivität ver-
fügt.  
Die wirtschaftliche Dynamik nach Jahren massiver Deindustrialisierung und der Suburba-
nisierungsdruck auf das Umland der Kernstädte haben auch zu raumstrukturellen Defizi-
ten geführt. So sind es besonders die Mittelzentren im Untersuchungsgebiet, die neben 
dem demographischen Wandel massive, auf junge Bevölkerungsschichten konzentrierte, 
Abwanderung erlitten.  
Das ursprüngliche Naturraumpotenzial der Region Mitteldeutschland ist durch die intensi-
ve agrarische Nutzung, die Siedlungsentwicklung, die Industrialisierung sowie den flä-
chenextensiven Braunkohleabbau im „Mitteldeutschen Revier“ stark beeinträchtigt wor-
den. Riesige Abbaufelder der Braunkohletagebaue haben die Landschaft im Süden 
Leipzigs und in weiten Teilen der ehemaligen Landkreise Bitterfeld und Merseburg-
Querfurt irreversibel verändert. Viele kleinere und mittlere Ortschaften im Untersu-
chungsgebiet waren von Umsiedlung betroffen oder verloren durch die errichteten Berg-
arbeitersiedlungen den typisch ländlichen Charakter. Hinzu kam die chemische Industrie 
rund um Bitterfeld-Wolfen und im Großraum Merseburg, die Grundwasser und Boden an 
den Standorten über Jahre hinweg massiv kontaminiert hat. Heute finden sich daher im 
Kerngebiet um Leipzig und Halle (Saale), mit Ausnahme der Leipziger Auwaldlandschaft, 
kaum mehr großräumig erhaltene Biotopstrukturen.  
Trotz der zweifellos negativen Folgen erschließt dieses industriehistorische Erbe allerdings 
auch wertvolle neue Potenziale. Bereits jetzt entsteht durch die Flutung der Tagebaufol-
gelandschaften eine Vielzahl an Gewässern in einer Seenlandschaft, die als attraktive 
Naherholungsgebiete die Lebensqualität in der Region erheblich aufwerten. Erste Revita-
lisierungsprojekte der Bergbaufolgelandschaft wie die gefluteten Tagebauseen Goitzsche 
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nahe Bitterfeld-Wolfen und Cospudener See im Süden Leipzigs konnten sich bereits als 
fester Bestandteil einer neuen Kulturlandschaft etablieren. Prägende Grünzäsuren bilden 
insbesondere die Flussläufe der Elbe und ihrer südlichen Zuflüsse Saale, Weiße Elster und 
Mulde. Im Landkreis Torgau-Oschatz finden sich mit der Dahlener und Dübener Heide-
landschaft zudem großflächige Forst- und Erholungsgebiete. Im Grünen Ring Leipzig ar-
beiten derzeit die Landkreise Delitzsch und Leipziger Land sowie 14 Kommunen gemein-
sam an der Attraktivitätssteigerung der Region um Leipzig sowie der Sanierung der 
Kulturlandschaft, um diese für den Bürger erlebbar zu machen. 
5.2 System und Konzept der Zentralen Orte 
Besondere Bedeutung für den Erhalt leistungsfähiger Raumstrukturen hat in den bislang 
vorliegenden Stellungnahmen und Diskussionspapieren nach wie vor das Zentrale-Orte-
Konzept. Mit dem Zentrale-Orte-Konzept verbindet sich eine langfristig angelegte raum-
ordnerische Steuerung von Konzentrations- und Dekonzentrationskräften, die direkte 
Auswirkungen auf die Siedlungsinfrastruktur und Freiraumversorgung haben.97 Der Ge-
setzgeber geht davon aus, dass die Siedlungstätigkeit räumlich zu konzentrieren (Leitbild 
der Dezentralen Konzentration) und auf ein System leistungsfähiger zentraler Orte aus-
zurichten ist.98 Die Organisation räumlicher Verteilung und Allokation durch das System 
der zentralen Orte stellt auch zukünftig das Grundgerüst zur Bewältigung regionaler An-
passungsprozesse bei der Infrastruktur dar und wird als geeigneter Ansatz zur räumli-
chen Bündelung von Einrichtungen und Dienstleistungen angesehen. 
Seit einem halben Jahrhundert stellt das zentralörtliche System der räumlichen Gliede-
rung des Landesterritoriums „eines der tragenden Säulen der überörtlichen Planung“99 
dar. Das großräumig ausgerichtete, das gesamte Bundesgebiet umfassende Zentrale-
Orte-System oder Zentrale-Orte-Konzept100 bildet auch das siedlungsstrukturelle Grund-
gerüst der räumlichen Ordnung in der Kernregion Mitteldeutschland. In Kombination mit 
dem Konzept von Entwicklungsschwerpunkten und Entwicklungsachsen begründet das 
System ein grundsätzliches Prinzip der Raumordnung,101 das auf Konzentration von Sied-
lungsstrukturen im Raum ausgerichtet ist. Die Zentrale-Orte-Konzeption zielt auf die Ge-
währleistung einer räumlich ausgewogenen Ausstattung mit Bildungs-, Kultur- und Ver-
waltungseinrichtungen nach definierten Mindeststandards.102 In den zentralen Orten, die 
in der Kernregion Mitteldeutschland auf Grundlage der Landesentwicklungspläne Sach-
sens und Sachsen-Anhalts sowie der Regionalpläne Westsachsen, Halle und Anhalt-
Bitterfeld-Wittenberg festgelegt werden, ist entsprechend dem Grundsatz in 
§ 2 Abs. 2 Nr. 4, Satz 3 ROG die wirtschaftliche und soziale Infrastruktur zu bündeln.  
                                          
97  Zeck, Hildegard (2003): Zentrale Orte als räumliches Konzept für Anpassungsstrategien; S. 725. In: Infor-
mationen zur Raumentwicklung (IzR), Heft 12.2003, S. 725 - 736.  
98  Vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 2, Satz 2 Raumordnungsgesetz (ROG). 
99  Blotevogel, Hans-Heinrich (1999): Zentrale Orte. Zur Theorie und Krise eines Konzeptes in Geographie 
und Raumplanung; S.  11. In: Erdkunde (Vol. 50), S. 9 - 25. 
100  Zur Terminologie vgl. Blotevogel, Hans-Heinrich (2002): Zu Theorie und Praxis des Zentrale-Orte-Konzepts 
in Deutschland; S. 11 ff. In: Blotevogel, Hans-Heinrich (Hrsg.) (2002): Fortentwicklung des Zentrale-Orte-
Konzepts. Forschungs- und Sitzungsberichte Band 217 der Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
(ARL). Hannover 2002, S. 10 - 16. 
101  Hoppe, Werner (2004): Gemeindliche Bauleitplanung und Erfordernisse der Raumordnung; § 2.2, RdNr. 2, 
S. 231. In: Hoppe, Werner et al.: Öffentliches Baurecht. Lehrbuch, § 6, München, S. 222 - 250. 
102  Schmitz, Holger (2002): Rechtliche Einordnung des Zentrale-Orte-Konzepts unter dem Gesichtspunkt der 
Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung; S. 55. In: Blotevogel, Hans-Heinrich (Hrsg.) (2002): 
Fortentwicklung des Zentrale-Orte-Konzepts. Forschungs- und Sitzungsberichte Band 217 der Akademie für 
Raumforschung und Landesplanung (ARL). Hannover 2002, S. 55 - 62. 
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5.2.1 Das Zentrale-Orte-System im Untersuchungsgebiet 
Der Freistaat Sachsen hat im Jahr 1994 seinen ersten Landesentwicklungsplan veröffent-
licht.103 Darin wird zwischen Ober-, Mittel-, Unter- und Kleinzentren unterschieden und 
als Sonderformen Zentraler Orte Städteverbünde, kooperierende Zentrale Orte und Sied-
lungsschwerpunkte eingeführt.104 Kleinzentren und ihnen zugehörige Funktionen werden 
dem Subsidiaritätsprinzip entsprechend in den jeweiligen Regionalplänen ausgewiesen.105  
Der Ende der 1990er Jahre verabschiedete eigenständige Landesentwicklungsplan für das 
Land Sachsen-Anhalt sieht die Gliederung des Zentrale-Orte-Systems in Oberzentren, 
Mittelzentren mit Teilfunktionen eines Oberzentrums, Mittelzentren, Grundzentren mit 
Teilfunktionen eines Mittelzentrums und Grundzentren vor.  
Die beiden Oberzentren Leipzig und Halle (Saale) bilden den siedlungsstrukturellen Kern 
der Untersuchungsregion. Gemeinsam stellen die Großstädte 735.000 Einwohner und 
somit allein 43 % der Gesamtbevölkerung der Kernregion Mitteldeutschland. Hinsichtlich 
ihrer zentralitätsorientierten Ausstattung erfüllen beide kreisfreien Städte auch überregi-
onal bedeutende Knotenfunktionen als Gateway-, Entscheidungs- und Kontrollinstanz 
(z. B. Flughafen Leipzig/Halle, Bundesverwaltungsgericht) und prägen maßgeblich Inno-
vation und Wettbewerb. Beide Städte weisen im interregionalen Vergleich die höchsten 
Siedlungsdichten auf (Leipzig: 36,5 EW/ha; Halle (Saale): 37,5 EW/ha; Stand 
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Abbildung 33: Entwicklung der Siedlungsdichte nach Landkreisen106 
                                          
103  Landesentwicklungsplan Sachsen (LEP), Verordnung der Sächsischen Staatsregierung vom 16.08.1994. 
104  Landesentwicklungsplan Sachsen (LEP) 1994, Plansatz 1.4. 
105  Landesentwicklungsplan Sachsen (LEP) 1994, Plansatz 1.4.13.1. 
106  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Berechnung und Darstel-
lung. 
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Abbildung 34 verdeutlicht, dass beide Oberzentren mit ihrer herausragenden verkehrli-
chen Erschließung einen erheblichen Bedeutungsüberschuss als Arbeitsort für die gesam-
te Untersuchungsregion besitzen. Das Verhältnis der SV-Beschäftigten am Arbeitsort zu 
den SV-Beschäftigten am Wohnort ist bei beiden kreisfreien Städten größer 1. Diese wirt-
schaftliche Stärke unterstreicht die Funktionszuweisung als Oberzentrum mit hoher Ar-
beitsplatzdichte. 










Abbildung 34: Verhältnis der SV-Beschäftigten am Arbeitsort zu den SV-Beschäftigten 
am Wohnort107 
Die Landesentwicklungspläne der Länder Sachsen und Sachsen-Anhalt weisen im Unter-
suchungsgebiet 18 Mittelzentren im Umland beider Oberzentren aus, die jeweils für einen 
begrenzten Marktbereich Versorgungsfunktionen zur Deckung des gehobenen Bedarfes 
übernehmen. Die raumstrukturelle Konstellation um das Oberzentrum Leipzig mit den 
zugehörigen Mittelzentren Borna, Delitzsch, Eilenburg, Grimma, Schkeuditz und Wurzen 
zeigt ein – im Sinne des Zentrale-Orte-Systems – nahezu idealtypisches Hexagonalmus-
ter (vgl. Abbildung 35). Eine solche hierarchische Raumstruktur ist insofern vorteilhaft zu 
beurteilen, da sie die optimale Abdeckung der Marktgebiete unter Vermeidung von Ver-
sorgungslücken und unter Berücksichtigung des Wirtschaftlichkeitsprinzips gewährleistet. 
                                          
107  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Berechnung und Darstel-
lung. 
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Abbildung 35: Verteilung der derzeitigen Zentralen Orte im Untersuchungsgebiet108 
Besondere Bedeutung kommt im Rahmen des Zentrale-Orte-Systems den Grund-, Klein- 
und Unterzentren zu.109 Die Zahl der – in den für das Untersuchungsgebiet betreffenden 
Regionalplänen – ausgewiesenen grundzentralen Siedlungsschwerpunkte beträgt für das 
Untersuchungsgebiet insgesamt 56, also mehr als das Doppelte aller Ober- und Mittel-
zentren zusammen. Das vierstufige Zentrale-Orte-System des Freistaates Sachsen führt 
zudem zu einer außerordentlich hohen Anzahl zentraler Orte, die deutlich höher liegt als 
die in den anderen ostdeutschen Ländern. Die AKADEMIE FÜR RAUMFORSCHUNG UND LANDES-
PLANUNG (ARL) hat in ihrer Empfehlung zur Fortentwicklung des Zentrale-Orte-Konzeptes 
für die Aufrechterhaltung einer wohnstandortnahen Grundversorgung in Grundzentren für 
viele Einrichtungen „Mindeststandards“ vorgeschlagen.110 Tabelle 3 dokumentiert die 
Zentralität in der Kernregion Mitteldeutschland, differenziert nach Planungsregionen und 
vereinfacht systematisiert nach Ober-, Mittel- und Grundzentren inklusive Zwischenstu-
fen: 
 
                                          
108  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM, eigene Darstellung. 
109  Die Terminologie ist länderweise unterschiedlich und zum Teil weiter ausdifferenziert.  
110  Blotevogel, Hans-Heinrich (Hrsg.) (2002): Fortentwicklung des Zentrale-Orte-Konzepts. Forschungs- und Sit-
zungsberichte Band 217 der Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL); Hannover 2002, 
S. 10 - 16. 
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Oberzentren 1 0 1 2 
Mittelzentren 1 3 8 12 
Grund-/Unter-/Kleinzentren 9 5 42 56 
 
Tabelle 3: Zentrale Orte in der Kernregion Mitteldeutschland 
Auch im sachsen-anhaltinischen Teil des Untersuchungsgebietes ist die Zahl unterzentra-
ler Kommunen gegenüber ober- und mittelzentraler Orte (inkl. Zwischenstufen) groß. 
Diese „großzügige“ Ausweisung zentraler Orte ist in erheblichem Maße der kommunalpo-
litischen Einflussnahme auf die Raumordnung zuzuschreiben. Die Steuerungsmöglichkei-
ten des regionalplanerischen Instrumentariums sind hinsichtlich der Lenkung kommuna-
len Wachstums eingeschränkt. Hoher Flächenverbrauch, massiver Leerstand von 
Gewerbeflächen und disperse, nicht nachhaltige Raumstrukturen können heute als Folge 
dieses Lenkungsdefizites ausgemacht werden. In den kommenden Jahren muss in den 
neu zu erstellenden Regionalplänen auf diesen raumordnerischen Missstand reagiert und 
die Zahl der Grund-, Klein- und Unterzentren wieder erheblich eingeschränkt werden. Die 
derzeitige Überarbeitung des Regionalplans Westsachsen bis Mitte 2008 sieht eine erheb-
liche Verringerung der grundzentralen Orte vor (vgl. Abbildung 36). 
 
Abbildung 36: Verteilung der Zentralen Orte im Untersuchungsgebiet laut Entwurf Regi-
onalplan Westsachsen111 
 
                                          
111  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM, eigene Darstellung. 
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5.2.2 Die Bedeutung des Zentrale-Orte-Konzeptes für schrumpfende 
Regionen 
Fachpolitik und Raumwissenschaft befürworten gleichermaßen die weitere Anwendung 
des Zentrale-Orte-Systems, da ihm eine zentrale Bedeutung bei der Anpassung an die 
veränderten Lebensverhältnisse in schrumpfenden Regionen zukommt. Diese Einschät-
zung ist insofern bemerkenswert, als dass noch Ende des letzten Jahrzehnts in Bezug auf 
die Leistungsfähigkeit des Zentrale-Orte-Konzeptes die kritischen Stimmen gegenüber 
den Befürwortern dieser raumordnerischen Konzeption überwogen haben.112   
Unstrittig ist, dass der Umbau der Infrastruktur und der Einrichtungen der Daseinsvor-
sorge gerade in Regionen mit zurückgehender Bevölkerung und/oder zunehmender Alte-
rung, wie es für die Kernregion Mitteldeutschland zutrifft, einer sektoral übergreifenden 
Abstimmung und Koordination bedarf. Bei unkoordinierter Einschränkung von Leistungen 
der Daseinsvorsorge und der Aufgabe von Angebotsstandorten ohne Berücksichtigung 
der Folgewirkungen, droht vor allem in dünn besiedelten Regionen ein Dominoeffekt, der 
zu gravierenden Unterversorgungen führen kann. Dies ist mit dem Prinzip der gleichwer-
tigen Lebensverhältnisse nicht mehr vereinbar.113 Inwieweit diese Argumentation jedoch 
zukünftig Bestand haben wird, ist in Anbetracht der zunehmenden Kritik an öffentlicher 
„Gießkannenförderung“ in Frage zu stellen. Die im Juni 2006 beschlossenen neuen Leit-
bilder der Raumordnung führen nun den Begriff der „großräumigen Verantwortungsge-
meinschaften“ ein114, d. h. eine verstärkt auf überregionale Kooperation von Wachstums- 
und Stabilisierungsräumen ausgerichtete Raumordnungsstrategie. Zur Ausgestaltung der 
großräumigen Verantwortungsgemeinschaften wird möglicherweise das Zentrale-Orte-
Konzept herangezogen. 
5.3 Situation und Entwicklungstendenzen der Siedlungsstruktur  
Die Bevölkerungssituation in dem betrachteten Untersuchungsgebiet ist durch einen an-
haltenden negativen Entwicklungstrend geprägt, der in der gesamten Bundesrepublik zu 
verzeichnen ist, in den meisten ostdeutschen Regionen jedoch deutlicher hervortritt. Dies 
umfasst den nach wie vor anhaltenden negativen Binnenwanderungssaldo, einen starken 
Rückgang der Geburtenrate und damit verbunden eine deutliche Überalterung der ver-
bliebenen Bevölkerung.115  
Problematisch ist in diesem Zusammenhang, dass die Siedlungs- und Verkehrsflächen-
entwicklung offensichtlich entkoppelt von der Bevölkerungs- und der Wirtschaftsentwick-
lung erfolgt. Konträr zum teils erheblichen Rückgang der gemeldeten Einwohner steigt 
die Siedlungs- und Verkehrsfläche (S+V) von Jahr zu Jahr weiter an, verlangsamt bzw. 
stagnierend seit den Jahren 2004/2005. Die ambivalente Entwicklung von Siedlungs- und 
Verkehrsfläche und Beschäftigtenzahl innerhalb des Untersuchungsgebietes ist in 
Abbildung 37 an zwei Landkreisen beispielhaft veranschaulicht. 
                                          
112  Vgl. Diskussionsstand in: Blotevogel, Hans-Heinrich (Hrsg.) (2002): Fortentwicklung des Zentrale-Orte-
Konzepts. Forschungs- und Sitzungsberichte Band 217 der Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
(ARL). Hannover 2002, S. 17 ff. 
113  Blotevogel, Hans-Heinrich (2006): Neuorientierung der Raumordnungspolitik? Die neuen „Leitbilder und 
Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in Deutschland“ in der Diskussion. Manuskript. Dortmund; 
S. 15. 
114  Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) (Hrsg.) (2006): Leitbilder und Hand-
lungsstrategien für die Raumentwicklung in Deutschland. Berlin, S. 16. 
115  Vgl. Kapitel 3. 




























































SV-Beschäftigte Siedlungs- und Verkehrsfläche
 
Abbildung 37: Entkopplung des S+V-Flächenverbrauchs und der SV-Beschäftigten im 
Landkreis Delitzsch (links) und im Saalekreis (rechts)116 
Der Umfang an Siedlungs- und Verkehrsflächen im gesamten Untersuchungsgebiet in der 
Kernregion Mitteldeutschland stieg im Zeitraum von 1996 - 2005 um 24.123 ha, was ei-
ner durchschnittlichen Flächenneuinanspruchnahme von 6,6 ha je Tag entspricht. Die zu-
sätzliche Inanspruchnahme von Fläche ist in Abbildung 38 für die Landkreise und kreis-
freien Städte und in Abbildung 39 für die Kommunen des gesamten 
Untersuchungsgebietes dargestellt. Zu erkennen ist, dass die Inanspruchnahme seit 2004 
in fast allen Landkreisen und kreisfreien Städten stagniert bzw. sich nur noch geringfügig 
zum Vorjahr veränderte. Bei differenzierterer Betrachtung fällt auf, dass es extreme Un-
terschiede zwischen den einzelnen Kommunen gibt. Im Zeitraum 1996 - 2005 liegt die 
Spanne der Entwicklung zwischen -12 % und +183 %. In den Jahren 2000 - 2005 im-
merhin noch zwischen -47 % und +165 %. Allerdings hat sich die Anzahl der Kommunen 
mit einem Siedlungs- und Verkehrsflächenverbrauch von über 30 % enorm verringert, 
wohingegen die Anzahl an Kommunen mit negativer Entwicklung sich erhöht hat. Es lässt 
sich somit festhalten, dass die Neuausweisungen Anfang der 1990er Jahre bis zur Jahr-
tausendwende ein enormes Flächenpotenzial hervorgebracht haben, von dem die Kom-
munen im Untersuchungsgebiet noch heute profitieren können. Die Inanspruchnahme 
von 2004 bis 2005 betrug 398 ha, was einem täglichen Flächenverbrauch von ca. 1,1 ha 
entspricht. 
                                          
116  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Berechnung und Darstel-
lung. 
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Abbildung 38: Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche in der Kernregion Mittel-
deutschland nach Landkreisen (1996 = 100)117 
 
Abbildung 39: Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche in den Kommunen des 
Untersuchungsgebietes 1996 - 2005 (links) und 2000 - 2005 (rechts)118 
Der zusätzliche Flächenverbrauch für Siedlungs- und Verkehrsfläche bis 2004 ist nicht zu-
letzt auf den anhaltenden Suburbanisierungsprozess im Untersuchungsgebiet zurückzu-
führen.119 Die Entmischung von Wohnen und Arbeiten ist ein Anzeichen für die Entste-
hung von getrennten Funktionsbereichen des alltäglichen Lebens. Diese Entwicklung wird 
besonders in den Umlandgemeinden der großen Städte Halle (Saale) und Leipzig deut-
lich. Die Abnahme des Verhältnisses von sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ermit-
                                          
117  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Berechnung und Darstel-
lung. 
118  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-
Anhalt, eigene Berechnung und Darstellung. 
119  Vgl. Abbildung 66 in Anhang. 
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telt nach Arbeitsort- und Wohnortprinzip weist auf diese Entmischung hin. Als wesentli-
che Aussage kann konstatiert werden, dass gemeindebezogen die Bewohner zunehmend 
an einem anderen Ort arbeiten, als ihrem eigenen Wohnort, entsprechend steigt das 
Pendleraufkommen. Der Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfläche bis 2004 lässt sich 
einerseits dem Streben der Bevölkerung nach Wohneigentum, meist in Form von Ein- o-
der Zweifamilienhäusern, andererseits dem Ausbau der zunehmend belasteten Verkehrs-
infrastruktur zuordnen. Die Konsequenz des vorstädtischen und ohnehin flächenintensi-
ven Wohnens in Eigenheimen ist somit eine weitere Flächeneuinanspruchnahme für die 
Verkehrsnutzung. Vor dem Hintergrund des überdimensionierten Wohnraumangebotes 
auch und besonders in den Städten, besteht in diesem Bereich Handlungs-, Lenkungs- 
und Ordnungsbedarf (vgl. Kapitel 8). 
Aktuelle Untersuchungen des Bundes zeigen, dass sich die bisherige Entwicklung der 
Siedlungs- und Verkehrsflächenzunahme auch künftig ohne externe Maßnahmen weiter 
fortsetzen wird.120 Neben der Bevölkerungsentwicklung scheint der Flächenverbrauch für 
Siedlungs- und Verkehrsfläche unabhängig von der wirtschaftlichen Situation zuzuneh-
men. Die flächendeckend steigenden Zahlen der Sozialhilfeempfänger und größtenteils 
wachsende Arbeitslosenzahlen sowie der Rückgang der Gewerbeneuanmeldungen für die 
meisten Teile des Untersuchungsgebietes stoppen die Neuinanspruchnahme offensichtlich 
keineswegs.121 Folge des andauernden Flächenverbrauchs ist eine deutliche Abnahme der 
Freiräume122 sowie der störungsarmen Räume123 in der Kernregion Mitteldeutschland. 
Entsprechend steigt die Freiraumbelastung bzw. die Zahl der potenziell belasteten Frei-
räume.124 
                                          
120  Vgl. Abbildung 67 in Anhang. 
121  Vgl. Kapitel 7. 
122  Vgl. Abbildung 68 in Anhang. 
123  Vgl. Abbildung 69 in Anhang. 
124  Vgl. Abbildung 69 in Anhang. 
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6 Technische Infrastrukturen zur Ver- und Entsorgung  
6.1 Die Bedeutung der technischen Infrastrukturen zur Ver- und Ent-
sorgung für die Siedlungsentwicklung 
Im folgenden Kapitel werden Kommunen des Untersuchungsgebietes anhand ihrer Aus-
stattung mit technischen Infrastrukturen der Wasserversorgung sowie der Abwasser- und 
Abfallentsorgung beschrieben. Dabei konzentrieren sich die Ausführungen auf Eigen-
schaften, die von der Siedlungs- und Bevölkerungsentwicklung abhängen und gegebe-
nenfalls durch Flächenmanagementansätze gemindert werden können.  
Die Ausgestaltung der technischen Infrastrukturen zur Ver- und Entsorgung ist eng mit 
der Siedlungsstruktur und der Siedlungsentwicklung verbunden. Gegenwärtig wird der 
Einfluss der Siedlungsentwicklung auf die Höhe von Infrastrukturkosten intensiv disku-
tiert.125 Leitungsgebundene Infrastrukturen weisen einen hohen Anteil an Fixkosten126 
und an sogenannten „Sunk Costs“127 auf und unterliegen gleichzeitig technischen Funkti-
onsgrenzen.128 Eine Verringerung der Bevölkerungszahl und -dichte in Siedlungsgebieten 
führt zu erhöhten Betriebskosten, eventuell zu Anpassungskosten sowie darüber hinaus 
zu einer erhöhten Pro-Kopf-Belastung der Bevölkerung bei den Fixkosten. Die lange Nut-
zungsdauer bestehender Anlagen begünstigt Pfadabhängigkeiten und Inflexibilitäten der 
vorhandenen Infrastrukturen gegenüber einem veränderten Nutzerverhalten.129  
                                          
125  Z. B. Braumann, Christoph (1988), Doubek, Claudia (2001), Einig, Klaus; Siedentop, Stefan (2006), Freu-
denberger, Dieter; Koziol, Matthias (2003), Herz, Raimund; Marschke, Lars (2005), Koziol, Matthias 
(2004), Rothenberger, Dieter (2003), Rupp, Marco et al. (2002), Schiller, Georg; Siedentop, Stefan 
(2005), Schulze, Dieter; Nikolajewski, Andrè (1994), Siedentop, Stefan et al. (2006), Winkel, Rainer 
(1990). Eine umfassende Zusammenfassung des wissenschaftlichen Diskussionsstandes bieten Siedentop, 
Stefan et al. (2006, S. 5 - 33).  
126  Bei der Abwasserentsorgung wird der Fixkostenanteil mit 75 - 85 % angegeben. Vgl. Deutsche Vereini-
gung für Wasserwirtschaft Abwasser und Abfall (ATV-DVWK); Bundesverband der deutschen Gas- und 
Wasserwirtschaft (BGW) (Hrsg.) (2003): Marktdaten Abwasser 2003. Ergebnisse der gemeinsamen Um-
frage zur Abwasserentsorgung. Berlin, Hennef. Abrufbar unter http://www.dwa.de/download/marktdaten-
abwasser_2003.pdf; abgerufen am: 02.11.2007. S. 6. Für die Trinkwasserversorgung wird ein ähnlich ho-
her Wert angegeben. Vgl. Arbeitsgemeinschaft Trinkwassertalsperren e. V. (ATT) et al. (Hrsg.) (2005): 
Branchenbild der deutschen Wasserwirtschaft 2005, Bonn. S. 20. 
127  „Sunk Costs“ grenzen sich von Fixkosten dadurch ab, dass sie bei einem Marktaustritt des Infrastruktur-
anbieters nicht wiedergewonnen werden können. Vgl. Owen, Robert; Ulph, David (2002): Sunk Costs, 
Market Access, Economic Integration, and Welfare. In: Review of International Economics, Jg. 10, Heft 3, 
S. 539 – 555.  
128  Vgl. z. B. Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS); Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung (BBR) (Hrsg.) (2006): Stadtumbau Ost. Anpassung der technischen Infrastruktur – Er-
kenntnisstand, Bewertung und offene Fragen. Werkstatt: Praxis, Heft 41, Bonn, S. 19). 
129  Sehr vereinfacht scheint sich für Infrastrukturanbieter, solange keine Funktionsgrenzen erreicht werden 
aufgrund ihrer Monopolstellung und aufgrund der hohen „Sunk Costs“ ein Umbau von Infrastrukturen nur 
zu lohnen, wenn das neue System kostengünstiger als die eingesparten Betriebskosten ausfällt. Lange 
Nutzungsdauern verlängern diesen Zeitpunkt. Vgl. hierzu Kluge, Thomas; Scheele, Ulrich (2003): Trans-
formationsprozesse in netzgebundenen Infrastruktursektoren. Neue Problemlagen und Regulationserfor-
dernisse. Berlin. Abrufbar unter http://www.difu.de/index.shtml?/ publikationen/liste_ng.phtml; abgerufen 
am: 02.11.2007, S. 6. Darüber hinaus werden große technische Systeme auch durch gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen stabilisiert (vgl. z. B. Kaijser, Arne (2004): The dynamics of infrasystems. Lessons 
from history. In: IFZ-Inter-University Research Centre for Technology, Work and Culture (Hrsg.): Interna-
tional Summer Academy on Technology Studies. Proceedings. Graz, S. 153 – 165. Abrufbar unter 
http://www.ifz.tugraz.at/index_en.php/article/articleview/658/1/30/, abgerufen am: 02.11.2007. 
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Aufgrund der Bedeutung derartiger kostenwirksamer Aspekte für die im Rahmen des For-
schungsprojektes zu untersuchenden Fragestellungen wird diesen bei der Vorstellung der 
Infrastruktursituation des Untersuchungsgebietes große Aufmerksamkeit eingeräumt.  
Es soll jedoch darauf verwiesen werden, dass sich die Wechselwirkungen zwischen tech-
nischen Infrastrukturen und Siedlungsstrukturen nicht auf Kostenaspekte beschränken. 
Das Ziel dieser Infrastrukturen besteht in der Erbringung verschiedener Dienstleistungen, 
die in ihrem Umfang und ihrer Qualität durch die Siedlungsstruktur mit beeinflusst wer-
den, aber ihrerseits ebenfalls mehr oder weniger direkt die Siedlungsentwicklung beein-
flussen. Beispielsweise lässt sich die Frage aufwerfen, ob durch die flächendeckend vor-
handene, zentrale Trinkwasserversorgung nicht nur die Versorgung mit einem 
hochwertigen Grundnahrungsmittel sichergestellt wird, sondern gleichzeitig die räumliche 
Unabhängigkeit der Wohnentscheidung jedes Einzelnen von der kleinörtlichen Verfügbar-
keit von Wasser wesentlich erleichtert wird. Gleiches gilt auch für die räumliche Freiheit 
der Gewerbeansiedlung bei denjenigen Unternehmen, die von einer ausreichenden Was-
serversorgung abhängen, aber keine eigenen Förder- und Aufbereitungsanlagen betrei-
ben möchten. In größeren Orten wird durch die Trinkwasserversorgung weiterhin das 
Löschwasser bereitgestellt, so dass ein Beitrag zum Schutz der Gesundheit und des Pri-
vateigentums geleistet wird.  
Die Abwasserentsorgung dient mehreren Zwecken: der Ableitung von Schmutz- und Re-
genwasser aus dem privaten und öffentlichen Raum, der Siedlungshygiene und dem Ge-
wässerschutz. Umfang und Qualität dieser Dienstleistungen hängen neben naturräumli-
chen Gegebenheiten nicht unwesentlich von der jeweiligen Siedlungsstruktur ab. 
Während beispielsweise Einzelanwesen mit einer Kleinkläranlage ausreichend ausgestat-
tet sein können und keine Niederschlagsentwässerung benötigen, erhöhen sich die An-
sprüche an Regenwasserbeseitigung und Siedlungshygiene schnell mit steigender Sied-
lungsgröße und -dichte. Weiterhin wird auch das Niveau des Gewässerschutzes durch die 
Siedlungsstruktur beeinflusst. So steigen einerseits die rechtlichen Anforderungen an die 
Abwasserbehandlungsanlagen mit deren Größe,130 andererseits wurde der Ausbau der 
Abwasserentsorgung in Abhängigkeit von der Siedlungsdichte unterschiedlich forciert.131 
Schließlich wird die gewerbliche Standortwahl von Unternehmen, die auf ein öffentliches 
Kanalnetz angewiesen und somit Indirekteinleiter sind, auch von der verfügbaren Kläran-
lagenkapazität bestimmt.  
Die öffentlich-rechtliche Abfallentsorgung dient dem Bedürfnis nach Entsorgung von nicht 
mehr benötigten Gütern und Stoffen, sie dient der Siedlungshygiene, dem Landschafts-
schutz (Vermeidung illegaler Müllkippen) sowie dem Boden- und Gewässerschutz. Auch 
hier beeinflusst die Siedlungsdichte u. a. die Ansprüche an die Dienstleistungen sowie die 
Kosten ihrer Bereitstellung.132  
 
                                          
130  Vgl. die Gütekriterien für eingeleitetes Wasser aus kommunalen Kläranlagen, die in Abhängigkeit der Grö-
ßenklasse definiert sind (Anh. 1 AbwV ). In: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit (BMU) (2004): Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer, Ab-
wasserverordnung (AbwV). In: BGBl. I, Nr. 28, S. 1108. 
131  Der Ausbau der Kanalisation und der Zeitpunkt der Erfüllung der Einleitungsanforderungen bei den Kläran-
lagen wurde von der Bevölkerungsdichte abhängig gemacht (z. B. §§ 3 u. 4 SächsKomAbwVO). In: Säch-
sisches Staatsministerium für Umwelt und Landesentwicklung (SMUL) (1996): Verordnung zur Umsetzung 
der Richtlinie 91/271/EWG über die Behandlung von kommunalem Abwasser - Sächsische Kommunalab-
wasserverordnung (SächsKomAbwVO) vom 3. Mai 1996. In: GVBl., S. 180. 
132  Zum Beispiel erfolgt in ländlichen Gebieten u. U. keine Sammlung von Bioabfällen. Darüber hinaus variiert 
der Sammelaufwand mit der Siedlungsdichte.  
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Im Folgenden werden die Gemeinden im Hinblick auf drei verschiedene inhaltliche Aspek-
te beschrieben und miteinander verglichen. Einführend wird deren Stellung innerhalb der 
Organisationsstrukturen der Aufgabenträger vorgestellt. Danach werden die Gemeinden 
dahingehend untersucht, welche Rahmenbedingungen sie für kosteneffiziente Netzstruk-
turen bieten. Dies erfolgt anhand von Kennzahlen zur Siedlungsstruktur sowie anhand 
weiterführender Kennzahlen zur Trinkwassernachfrage und Infrastrukturausstattung. Ab-
schließend wird der gegenwärtige Gestaltungsspielraum der Infrastrukturen für eine An-
passung an veränderte Sieldungsentwicklungen diskutiert.  
Die Beschreibung der Kommunen basiert auf Daten der Statistischen Landesämter Sach-
sen und Sachsen-Anhalt für die Jahre 1996, 2004 und 2005, die teilweise durch eigene 
Recherchen ergänzt wurden.133 Mithilfe des verfügbaren Datenmaterials können aller-
dings die eigentlich zu treffenden Aussagen, z. B. zur siedlungsstrukturell bedingten Inf-
rastrukturausstattung und Kostenbelastung der Einwohner und zu den zukünftigen An-
passungskosten, nicht direkt beschrieben, sondern nur umschrieben werden. Ausgehend 
von dem verfügbaren Datenmaterial wurden daher möglichst viele Kennzahlen formuliert, 
die jeweils Teilaussagen liefern. Hierbei konnten jedoch auch aufgrund der eingeschränk-
ten Datenverfügbarkeit nicht alle Aspekte einbezogen werden, z. B. ließen sich die Kapa-
zitäten der zentralen Trinkwasserversorgungs- und Abwasserbehandlungsanlagen auf-
grund der überkommunalen Netzstrukturen nicht den Gemeinden zuordnen. Ein Vergleich 
der Kommunen anhand der Kapazitätsauslastung erfolgte daher nicht.   
6.2 Organisationsstruktur zur Aufgabenerbringung 
Die Kommunen sind die Aufgabenträger für die kommunale Trinkwasserversorgung sowie 
für die öffentliche Abwasserentsorgung. Für die Abfallentsorgung sind die Kreise verant-
wortlich. Gleichwohl haben sich bei allen drei Infrastrukturen die Kommunen bzw. die 
Kreise teilweise zu größeren Organisationseinheiten zusammengeschlossen. Im Folgen-
den werden die Organisationseinheiten anhand der Anzahl der zusammenarbeitenden 
Gemeinden vorgestellt.  
Für die öffentliche Trinkwasserversorgung existieren im Untersuchungsraum 32 Auf-
gabenträger (vgl. Abbildung 40). Nur sieben Kommunen organisieren die Trinkwasserver-
sorgung eigenständig, die restlichen Kommunen haben sich zu unterschiedlich großen 
Einheiten zusammengeschlossen. Hierbei schwankt beispielsweise im sächsischen Teil 
des Untersuchungsgebietes die Größe der Aufgabenträger zwischen 7.000 und 600.000 
Einwohnern mit einem Mittel (Median) von 70.000.134  
Im Mittel (Median) erstrecken sich die Aufgabenträger über vier Kommunen.135 Die bei-
den betrachteten Teilräume unterscheiden sich allerdings hinsichtlich der Größe der 
Strukturen deutlich. Während in Sachsen im Mittel (Median) zehn Kommunen zusam-
menarbeiten und in 50 Prozent der Fälle136 zwischen drei und 14 Kommunen kooperieren, 
liegt der Median für Sachsen-Anhalt mit drei Kommunen deutlich niedriger.137 Jedoch 
weist Sachsen-Anhalt mit der MIDEWA auch eine besonders große Organisationsform auf. 
Allein 63 Kommunen des sachsen-anhaltinischen Untersuchungsgebietes arbeiten in die-
sem Versorger mit.  
                                          
133  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt. Aufgrund des Datenumfangs 
werden die Ausgangsdaten nicht im Anhang beigefügt, können aber bei den Autoren eingesehen werden. 
134  Für den sachsen-anhaltinischen Teil lagen die Zahlen nicht vor.  
135  Eine Kommune wurde auch dann berücksichtigt, wenn sie nur mit einzelnen Ortsteilen zu dem Aufgaben-
träger gehört. 
136  25. Perzentil und 75. Perzentil. 
137  25. Perzentil liegt bei einer Gemeinde; das 75. Perzentil bei fünf Gemeinden.  
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Abbildung 40: Organisation der öffentlichen Wasserversorgung138 
Die öffentliche Abwasserentsorgung unterscheidet sich schon durch ihre wesentlich 
kleinräumigere Organisationsstruktur von der Trinkwassersorgung (vgl. Abbildung 41). Es 
existieren 68 Organisationseinheiten, wobei 24 Gemeinden selbstständig agieren. Die 
Größe der Aufgabenträger für die Abwasserentsorgung im Freistaat Sachsen schwankt 
beispielsweise zwischen 2.000 und 600.000 Einwohnern bei einem Mittel (Median) von 
11.000 Einwohnern. Im Mittel (Median) umfassen die Organisationseinheiten sowohl im 
sächsischen als auch im sachsen-anhaltinischen Teil zwei Kommunen bzw. Ortsteile von 
zwei Kommunen. Die größte Einheit vereinigt 22 Kommunen, in 75 % der Fälle arbeiten 
zwischen einer und fünf Kommunen zusammen. Im Gegensatz zur Trinkwasserversor-
gung lassen sich bei der Abwasserentsorgung größere Einheiten eher im sachsen-
anhaltinischen Teilraum finden.139  
Insbesondere bei der Abwasserentsorgung arbeiten Kommunen nicht nur zusammen, 
sondern es werden auch Kommunen auf zwei oder mehr Abwasserentsorger aufgeteilt. 
Dies betrifft neun Kommunen im sachsen-anhaltinischen Teil (5 % der Kommunen) und 
17 Kommunen im sächsischen Teiluntersuchungsraum (20 %). Diese Zerschneidung der 
Gemeindegebiete stellt das Ergebnis von Gemeindezusammenlegungen der vergangen 
Jahre dar. 
                                          
138  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: eigene Erhebungen, eigene Darstellung; Stand Ja-
nuar 2007. 
139  Im sachsen-anhaltinischen Teilraum wird das 75. Perzentil durch Strukturen mit neun Gemeinden gebildet, 
während im sächsischen Teil vier Gemeinden den 75. Perzentilwert kennzeichnen. Hierbei muss allerdings 
berücksichtigt werden, dass die Gemeinden in Sachsen-Anhalt durchschnittlich deutlich kleiner sind. 
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Abbildung 41: Organisation der öffentlichen Abwasserentsorgung140 
Die Organisationsstruktur der öffentlich-rechtlichen Abfallentsorgung richtet sich im 
Wesentlichen nach den Kreisgrenzen. Dies führt zu den größten Organisationseinheiten 
bei den betrachteten Infrastrukturen (vgl. Abbildung 42). Die Zahl der kooperierenden 
Kommunen liegt zwischen 17141 und 56 Kommunen.142 Die Kreise Leipziger Land und der 
Muldentalkreis haben sich mit der Stadt Leipzig in einem Zweckverband zusammenge-
schlossen, wobei jedoch die Sammlung kreisweise organisiert wird. 
                                          
140  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: eigene Erhebungen, eigene Darstellung; Stand Ja-
nuar 2007. 
141  Ohne Berücksichtigung von Halle (Saale).  
142  Im Zuge der Kreisreform in Sachsen-Anhalt ergeben sich noch größere Organisationsformen mit 88 Kom-
munen im Landkreis Anhalt-Bitterfeld und 78 Kommunen im Saalekreis. 
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Abbildung 42: Öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger der Abfallentsorgung143 144 
Der vorangegangene Vergleich der Organisationsstrukturen zeigt, dass die Größe der ein-
zelnen Organisationseinheiten in Abhängigkeit von der Infrastrukturaufgabe schwankt, 
dass sie aber auch innerhalb jedes Aufgabenbereiches sehr unterschiedlich ausfällt. Die 
Einbettung der einzelnen Kommunen in ungleich groß ausfallende Aufgabenträger könnte 
unter Umständen zu einer unterschiedlich intensiven Verknüpfung der kommunalen Sied-
lungsstrukturentwicklung mit der spezifischen Kostenentwicklung führen. Beispielsweise 
beeinflusst die Größe der Organisationsstruktur im Zusammenspiel mit anderen Rahmen-
bedingungen die betriebswirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Aufgabenträger.145 Wei-
terhin ist es denkbar, dass bei größeren Aufgabenträgern kleinräumige interkommunale 
Wanderungsbewegungen eher innerhalb des Wirkungsbereiches des Infrastrukturanbie-
ters stattfinden und somit andere Wirkungen bei den Infrastrukturkosten zeigen als 
Wanderungen über die Organisationseinheiten hinweg. Schließlich können größere Struk-
turen auch ein interkommunales Flächenmanagement zwischen Kommunen eines Aufga-
benträgers erleichtern. 
                                          
143  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: eigene Erhebungen, eigene Darstellung; Stand Ja-
nuar 2007. 
144  Im Zuge der Kreisreform in Sachsen-Anhalt zum 01.07.2007 gingen auch die Aufgaben der öffentlich-
rechtlichen Abfallentsorgung auf die neuen Kreise Anhalt-Bitterfeld und Saalekreis über. 
145  Folgende Beispiele werden für betriebswirtschaftlich sinnvolle Mindestgrößen der Wasserver- und Abwas-
serentsorgung aufgeführt: 15.000 EW („Beispiel einer gutachterlichen Empfehlung für Landkreise in Ost-
deutschland“), 45.000 EW („Untersuchungsergebnis einer Studie in Österreich“), 500.000 EW („Kostenef-
fizienzanalyse für eine westdeutsche Mittelstadt mit Umland“). Gleichwohl wird auf den starken Einfluss 
der konkreten Rahmenbedingungen verwiesen. Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) 
(Hrsg.) (2005): Wasserleitfaden. Leitfaden zur Herausbildung leistungsstarker kommunaler und gemischt-
wirtschaftlicher Unternehmen der Wasserver- und Abwasserentsorgung. Berlin, S. 62. 
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Die Organisationsstruktur legt aber auch gleichzeitig den Einfluss der einzelnen Kommu-
nen auf die Infrastrukturkostenentwicklung fest. Dies wird im Folgenden für die Kommu-
nen des sächsischen Untersuchungsgebietes illustriert. Aufgrund der hohen Fixkostenan-
teile der Wasserver- und Abwasserentsorgung führt jeder Einwohnerrückgang zu einer 
Steigerung der einwohnerspezifischen Kosten. Da die Ermittlung der Gebühren/Entgelte 
in der Regel für den gesamten Aufgabenträger einheitlich erfolgt, wird die Kostenwirkung 
infolge der Einwohnerentwicklung einer Kommune gedämpft. Dies hängt von der Bedeu-
tung der Kommune innerhalb der Organisation ab, wobei die Bedeutung als Verhältnis 
der Einwohner einer Kommune zu der Gesamteinwohnerzahl des Aufgabenträgers skiz-
ziert wurde. Im Mittel (Median) umfassen die Kommunen im sächsischen Untersuchungs-
gebiet ungefähr 19 % der Einwohner des jeweiligen Aufgabenträgers für die Abwasser-
entsorgung.146 Dieser Wert liegt bei der Trinkwasserversorgung aufgrund der größeren 
Organisationsstrukturen mit einem Mittel (Median) von 5 % deutlich niedriger.147 Die 
Kostendämpfungswirkung148 fällt somit stärker bei der Wasserver- als bei der Abwasser-
entsorgung aus. Mit der verringerten Bedeutung der Kommune innerhalb der Organisati-
on nimmt allerdings gleichzeitig deren Abhängigkeit von der Einwohnerentwicklung in den 
übrigen Kommunen des Aufgabenträgers zu. Im Hinblick auf etwaige kommunale Sied-
lungsmanagementansätze zur Steuerung von Infrastrukturkosten bedeutet dies, dass 
derartiges kommunales Engagement eher bei der Abwasserentsorgung als bei der Trink-
wasserversorgung zu Kosteneinsparungen in der Kommune führen würde.  
6.3 Vergleich der Kommunen hinsichtlich der siedlungsstrukturell 
bedingten Kostenbeeinflussung 
6.3.1 Siedlungsdichte und ihre zeitliche Veränderung 
Die Siedlungsdichte stellt einen zentralen Einflussfaktor auf die generelle einwohnerspezi-
fische Kostenbelastung durch Netzstrukturen in Abhängigkeit von der Siedlungsstruktur 
dar.149 Sie repräsentiert allerdings nicht die Einflüsse der Topographie, Boden usw. auf 
die Infrastrukturkosten.150  
Die Siedlungsdichte des gesamten Untersuchungsgebietes151 betrug im Jahr 2005 
17,2 Einwohner pro Hektar Siedlungs- und Verkehrsfläche (E/ha) und repräsentiert zwar 
relativ gut den Durchschnittswert für Deutschland (17,9 E/ha), übersteigt allerdings den 
Wert für die neuen Bundesländer (15,5 E/ha). Hierbei unterscheidet sich der sächsische 
Teil des Untersuchungsgebietes (20 E/ha) stark vom sachsen-anhaltinischen Teil 
(14,2 E/ha).152 Beide Teilräume verhalten sich darüber hinaus unterschiedlich zum jewei-
ligen Rest des Landes. Die Siedlungsdichte des sächsischen Teilraumes entspricht unge-
                                          
146  Das 25. Perzentil beträgt 9 Prozent; das 75. Perzentil liegt bei 57 Prozent. 
147  Das 25. Perzentil beträgt 1 Prozent; das 75. Perzentil liegt bei 9 Prozent. 
148  Unter der Annahme von 100 Prozent Fixkosten und einer direkten Umlegung sämtlicher Kosten auf die 
Einwohner führt ein Einwohnerrückgang von 10 Prozent in einer Mediankommune bei der Abwasserentsor-
gung nur zu Kostensteigerungen von 2 Prozent (≈ 0,1*0,19) für alle Einwohner des Aufgabenträgers. 
149  Siedentop, Stefan et al. (2006): Siedlungsentwicklung und Infrastrukturfolgekosten – Bilanzierung und 
Strategieentwicklung. Bonn, S. 23 – 24 u. 224. 
150  Eine umfassende Zusammenfassung des Literaturstandes zu diesen Fragen bieten Siedentop, Stefan et al. 
(2006): Siedlungsentwicklung und Infrastrukturfolgekosten – Bilanzierung und Strategieentwicklung. 
Bonn, S. 5 - 33. 
151  Berechnet als Verhältnis aus der Gesamteinwohnerzahl und der gesamten Siedlungs- und Verkehrsfläche 
des Untersuchungsgebietes. 
152  Eigene Berechnungen anhand der Daten des Statistischen Bundesamtes (2006a, Tab. 2.1.1, 2.1.2, 2.2; 
2006b, Tab. A). Vgl. Statistisches Bundesamt (2006a): Statistisches Jahrbuch 2006. Wiesbaden. Weitere 
Quellen: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt. 
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fähr derjenigen vom restlichen Sachsen (19,7 E/ha), während die Dichte des sachsen-
anhaltinischen Teilraumes die Siedlungsdichte vom restlichen Sachsen-Anhalt (10,2 E/ha) 
signifikant überschreitet.  
Werden die Siedlungsdichten der einzelnen Kommunen des Untersuchungsgebietes be-
trachtet (vgl. Abbildung 43), so beträgt die mittlere Siedlungsdichte 9,1 E/ha (Median). 
Wiederum liegen für den sächsischen Teil des Untersuchungsgebietes die Werte im Mittel 
(Median: 11,5 E/ha) über denen des sachsen-anhaltinischen Gebietes (Median: 
8,1 E/ha). Die Werte schwanken zwischen unter 2 E/ha (Straguth, Grimme, Spergau) 
und 37,5 E/ha (Halle (Saale)). Wie die Abbildung verdeutlicht, konzentrieren sich die 
Kommunen mit sehr geringer Siedlungsdichte hauptsächlich auf den nördlichen Teil des 
sachsen-anhaltinischen Untersuchungsgebietes. Während im sachsen-anhaltinischen Teil-
raum mehr als 20 Kommunen eine Siedlungsdichte unterhalb von 5 E/ha aufweisen, las-
sen sich im sächsischen Teil nur die beiden Gemeinden Zwochau und Trossin mit einer 
ähnlich niedrigen Siedlungsdichte finden. Die Kommunen mit überdurchschnittlichen 
Siedlungsdichten konzentrieren sich auf den südlichen Teil des sächsischen Teilgebietes, 
auf den engen Umkreis von Halle (Saale), Bitterfeld-Wolfen sowie um Merseburg, Bad 
Dürrenberg und Köthen (Anhalt).  
Hinsichtlich der Auswirkung der Siedlungsdichte auf die spezifischen Kosten der Abwas-
serentsorgung wird in der Literatur als „Faustzahl“ angeführt, dass eine Veränderung der 
Siedlungsdichte um 1 % mit einer ebensolchen Veränderung der Infrastrukturkosten ein-
hergeht.153 Dementsprechend sollten die spezifischen Kosten für Halle (Saale) als dem 
Ort mit der höchsten Siedlungsdichte nur 3 % der spezifischen Kosten des dünnstbesie-
delten Ortes betragen. Betrachtet man nur die Orte, welche das 25. Perzentil und das 75. 
Perzentil repräsentieren, so ergibt sich eine Kostendifferenz von ungefähr 50 %.154 
                                          
153  Siedentop, Stefan et al. (2006): Siedlungsentwicklung und Infrastrukturfolgekosten – Bilanzierung und 
Strategieentwicklung. Bonn, S. 224. 
154  Sicherlich werden derartig große Kostendifferenzen, die die Kennzahl Siedlungsdichte vermuten lässt, 
nicht in der Realität auftreten. Beispielsweise steigen bei hohen Siedlungsdichten die Baukosten an sowie 
der spezifische Aufwand für die Netzstrukturen. Gleichzeitig wirken sich die in der Einführung aufgeführten 
Unterschiede bzgl. des Umfangs und des Niveaus der Dienstleistungen in ländlichen Gebieten kostendämp-
fend aus. Vgl. hierzu Siedentop, Stefan et al. (2006): Siedlungsentwicklung und Infrastrukturfolgekosten – 
Bilanzierung und Strategieentwicklung. Bonn, S. 25 - 26 u. 143. 
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Abbildung 43: Siedlungsdichte – Verhältnis der Einwohner zur Siedlungs- und Verkehrs-
fläche (Stand 2005)155 
Aufgrund ihrer Kostenrelevanz für Infrastruktursysteme soll auf die zeitliche Entwicklung 
der Siedlungsdichte156 näher eingegangen werden. Auf das gesamte Untersuchungsgebiet 
bezogen, verringerte sich die Siedlungsdichte um 16 % im Zeitraum zwischen 1996 und 
2005. Diese Entwicklung entspricht der der neuen Bundesländer (-16 %) und verlief dop-
pelt so stark wie der bundesdeutsche Trend (-8 %).157 Während jedoch für den sächsi-
schen Teilraum die Siedlungsdichte nahezu konstant blieb (-3 %), verringerte sich diese 
im sachsen-anhaltinischen Teil um 30 %. Der sächsische Teilraum repräsentiert hierbei 
nicht den Trend im übrigen Freistaat Sachsen (-18 %), während der sachsen-
anhaltinische Teil noch unter der Siedlungsdichteabnahme im verbleibenden Teil von 
Sachsen-Anhalt lag (-26 %).158  
Werden die einzelnen Kommunen des Untersuchungsgebietes miteinander verglichen, so 
hat sich im Zeitraum zwischen 1996 und 2005 die Siedlungsdichte im Mittel (Median) um 
20 % reduziert. Die Hälfte der untersuchten Kommunen wiesen eine Verringerung der 
Siedlungsdichte zwischen 9 % und 30 % aus.159 Nur bei 22 Kommunen, dies entspricht 
9 % aller Kommunen, zeigen die statistischen Daten eine Erhöhung der Siedlungsdichte 
                                          
155  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-
Anhalt, eigene Darstellung.  
156  Verhältnis der Siedlungs- und Verkehrsfläche zur Einwohnerzahl. 
157  Eigene Berechnungen anhand der Daten des Statistischen Bundesamtes (1998, Tab. 3.2, 8.19; 2006a, 
Tab. 2.1.1, 2.1.2, 2.2; 2006b, Tab. A). Vgl. Statistisches Bundesamt (1998): Statistisches Jahrbuch 1998. 
Wiesbaden. 
158  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Berechnungen. 
159  25. Perzentil und 75. Perzentil. 
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an. Die negative Entwicklung der Siedlungsdichte legt somit eine nahezu flächendecken-
de Zunahme der einwohnerspezifischen Kostenbelastung infolge der siedlungsstrukturel-
len Veränderung nahe. 
Für die sachsen-anhaltinischen Kommunen wird eine hochsignifikant160 stärkere Abnahme 
der Siedlungsdichte mit einem Mittel (Median) von -25 % ausgewiesen, während sich für 
die sächsischen Kommunen ein Medianwert von -12 % ergab. Wie auch aus Abbildung 44 
ersichtlich ist, liegen die Kommunen mit stark wachsender Siedlungsdichte hauptsächlich 
im Einzugsbereich der Stadt Leipzig. Die Kommunen mit stark sinkender Siedlungsdichte 
befinden sich vor allem im nord-östlichen Teil des sachsen-anhaltinischen Teilraumes. 
  
Abbildung 44: Veränderung der Siedlungsdichte von 1996 - 2005161 
6.3.2 Einwohnerspezifische Ortschaftsentfernung 
Die siedlungsstrukturabhängigen Kosten von Netzinfrastrukturen werden nicht allein 
durch die Siedlungsdichte sondern auch durch die Lage der Ortschaften bzw. Ortsteile ei-
ner Gemeinde zueinander beeinflusst. Je weiter die Ortschaften voneinander entfernt lie-
gen, desto höher fällt der Aufwand für ihre Verbindung aus. Dies gilt insbesondere für 
kleine Ortschaften. Als Kennzahl für die durchschnittliche Entfernung zwischen den Ort-
schaften wurde in Anlehnung an SCHULZE ET AL. die „einwohnerspezifische Ortschaftsent-
fernung“ gewählt:162  
                                          
160  U-Test, bei Signifikanzniveau von 0,01.  
161  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-
Anhalt; eigene Berechnung und Darstellung… 
162  Schulze, Dieter; Nikolajewski, Andrè (1994): Ratgeber für die kommunale Abwasserentsorgung. Merce-
des- oder Vernunftlösung? Berlin, S. 86. 








Hierzu wurde der mittlere Abstand der Ortschaften als Wurzel aus Gesamtfläche (Ages) 
und Ortschaftsanzahl (NOrtschaft) ermittelt. Dieser Wert wurde mit der Ortschaftsanzahl 
multipliziert und schließlich auf die Einwohner (E) der Kommune bezogen. Diese Berech-
nungsschritte lassen sich zu der dargestellten Formel zusammenfassen. 
Diese Kennzahl stellt allerdings nur die siedlungsstrukturell bedingte Ortschaftsentfer-
nung dar, die bei zentralen, überörtlichen Netzstrukturen überwunden werden müsste, 
wenn alle Ortschaften einer Gemeinde an ein zentrales Netz angeschlossen würden. 
Durch die Einbeziehung der Einwohnerzahl wird veranschaulicht, welchen Anteil an den 
Netzstrukturen jeder Einwohner zu „finanzieren“ hätte. Inwieweit diese Entfernungen 
wirklich durch die errichteten Netzstrukturen überbrückt werden, wird nicht angezeigt. 
Niedrige Werte weisen auf eine siedlungsstrukturell gute Eignung für zentrale Netze hin. 
Unter diesen Umständen ist auch eine Realisierung derartiger Netze wahrscheinlich.163 
Hohe Indikatorwerte deuten auf eine ungünstige siedlungsstrukturelle Voraussetzung für 
ortschaftsübergreifende Netzstrukturen hin. Gleichzeitig wird es jedoch wahrscheinlich, 
dass derartige Netze nicht realisiert werden, um Kosten zu sparen (zumindest bei der 
Abwasserentsorgung). Insofern lässt sich aus einer hohen einwohnerbezogenen Ort-
schaftsentfernung nicht direkt auf hohe einwohnerspezifische Kostenbelastungen schlie-
ßen.  
Im Mittel (Median) ergibt sich eine Ortschaftsentfernung von 5,1 Meter pro Einwohner 
(m/E). Bei den mittleren 50 % der Kommunen liegen die Werte zwischen 2,5 m/E und 
8 m/E. Der Median für die sachsen-anhaltinischen Kommunen (5,4 m/E) übersteigt leicht 
denjenigen für den Teilraum in Sachsen (4,2 m/E). In einigen Fällen werden Ortschafts-
entfernungen von über 30 m/E erreicht. Abbildung 45 zeigt die Verteilung im Untersu-
chungsgebiet, wobei niedrige Werte für die Städte und hohe Werte insbesondere für die 
einwohnerschwachen, ländlichen Kommunen ermittelt wurden. Die einwohnerspezifische 
Ortschaftsentfernung korreliert stark und hochsignifikant mit der Siedlungsdichte der 
Kommunen.164 In ländlichen Räumen überlagern sich demnach die für zentrale Netzinfra-
strukturen ungünstigen Eigenschaften der lockeren Bebauung innerhalb von Ortschaften 
und der Lage der Ortschaften zueinander. 
                                          
163  Allerdings verliert die Kennzahl bei zunehmendem Anteil der Siedlungsfläche an der gesamten Gemeinde-
fläche an Aussagekraft, da sie sich auf punktförmige Ortschaften bezieht. Vgl. Schulze, Dieter; Nikola-
jewski, Andrè (1994): Ratgeber für die kommunale Abwasserentsorgung. Mercedes- oder Vernunftlösung? 
Berlin, S. 86. 
164  R = -0,745 bei Signifikanzniveau von 0,01 (zweiseitig, Spearman-Rho). 
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Abbildung 45: Einwohnerspezifische Ortschaftsentfernung (Stand 2005)165 
6.3.3 Einwohnerspezifische Kanallänge 
Die Kennzahl „einwohnerspezifische Kanallänge“ bezieht sich aus mehreren Gründen nur 
auf die Abwasserentsorgung. Zum einen sind statistische Daten zu Trinkwasserleitungen 
nicht verfügbar. Zum anderen müsste bei Betrachtung der Wasserversorgung im mittel-
deutschen Raum zusätzlich die Fernwasserversorgung berücksichtigt werden und deren 
Leitungsnetz den einzelnen Kommunen zugeordnet werden. Da aus der Abwasserentsor-
gung eine vergleichsweise höhere spezifische Kostenbelastung als durch die Trinkwasser-
versorgung erwächst,166 ist die Kennzahl trotzdem von Relevanz.  
Zur Berechnung dieser Kennzahl wurde die Gesamtkanallänge ins Verhältnis zur an das 
Kanalnetz angeschlossenen Einwohnerzahl gesetzt. Hierbei wurden Regenwasser-, 
Schmutzwasser- und Mischwasserkanäle berücksichtigt. Die mittlere Kanallänge beträgt 
9 m/E (Median). Die Minimal- und Maximalwerte betragen 1,3 m/E bzw. über 40 m/E. 
Die Hälfte aller Werte liegt in einem Bereich zwischen 6,9 m/E und 15,1 m/E.167 Die Wer-
te für Sachsen unterschreiten die Werte für Sachsen-Anhalt sowohl hinsichtlich des Medi-
anwertes (8,3 m/E für Sachsen bzw. 9,8 m/E für Sachsen-Anhalt) als auch der Maximal-
werte (das 95. Perzentil für Sachsen beträgt 18 m/E und das für Sachsen-Anhalt 25 m/E) 
signifikant.168  
                                          
165  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-
Anhalt, eigene Darstellung.  
166  Vgl. Siedentop, Stefan et al. (2006): Siedlungsentwicklung und Infrastrukturfolgekosten – Bilanzierung 
und Strategieentwicklung. Bonn, S. 145. 
167  25. und 75. Perzentil. 
168  U-Test, bei Signifikanzniveau von 0,01. 
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Für einen Vergleich mit den statistischen Informationen zu den Bundesländern wurde das 
einwohnergewichtete Mittel ermittelt. Dies liegt bei 5,9 m/E für das gesamte Untersu-
chungsgebiet, wobei auf den sachsen-anhaltinischen Teil 6,5 m/E und auf den sächsi-
schen Teil 5,6 m/E entfallen. Die Werte liegen unterhalb der Angaben für Sachsen-Anhalt 














































Abbildung 46: Einwohnerspezifische Kanallänge in Abhängigkeit von der Einwohnerzahl 
der Kommunen170 
Die „einwohnerspezifische Kanallänge“ differiert extrem bei einwohnerschwachen Ge-
meinden. Abbildung 46 verdeutlicht allerdings auch, dass in kleinen Kommunen teilweise 
ähnlich niedrige spezifische Kanallängen wie in Klein- und Mittelstädten erreicht werden 
können. Ab Gemeindegrößen von 15.000 Einwohnern bleibt der einwohnerspezifische 
Kanalaufwand nahezu unverändert bei 5 m/E. Die Tatsache, dass auch bei kleinen Kom-
munen ähnlich niedrige Werte angegeben werden, lässt die Möglichkeit der Anpassung 
der Infrastrukturausstattung an kleine Siedlungen vermuten. Mit den Kennzahlen Sied-
lungsdichte und „einwohnerspezifische Ortschaftsentfernung“ korreliert die einwohner-
spezifische Kanallänge gering, aber hochsignifikant.171 
                                          
169  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Berechnungen. 
170  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Berechnungen. 
171  Korrelation mit Siedlungsdichte: R = -0,286; Korrelation mit einwohnerspezifischer Ortschaftsentfernung: 
R = 0,254; Korrelation mit Einwohnerzahl: R = -0,265; in allen drei Fällen bei einem Signifikanzniveau 
von 0,01 (zweiseitig, Spearman-Rho). 
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Abbildung 47: Einwohnerspezifische Kanallänge im Vergleich zur Einwohnerzahl (Stand 
2004)172 
6.3.4 Trinkwasserverbrauch 
Anhand des einwohnerspezifischen Wasserverbrauches wird die siedlungsstrukturell be-
dingte Kostenintensität der Netzstrukturen um Nachfrageeffekte ergänzt, zu deren Be-
friedigung die zentralen Netzstrukturen der Wasserver- und Abwasserentsorgung errich-
tet werden. Im ersten Schritt wird der Wasserverbrauch der Haushalte und Kleingewerbe 
untersucht. Im zweiten Schritt wird die nachfragestabilisierende Wirkung des gewerbli-
chen Trinkwasserverbrauchs betrachtet.  
Der mittlere einwohnerspezifische Wasserverbrauch der Gemeinden betrug im Jahr 2004 
82 Liter pro Einwohner und Tag (l/E*d) mit einer Schwankungsbreite zwischen 50 l/E*d 
und 144 l/E*d. Der Medianwert für Sachsen-Anhalt liegt mit 80 l/E*d leicht unterhalb des 
Wertes für Sachsen (88 l/E*d). 50 Prozent der Werte liegen zwischen 76 l/E*d und 
92 l/E*d.173 Diese Kennzahl stellt sicherlich die Situation verzerrt dar, da im ländlichen 
Raum ein Teil der Wasserversorgung durch Hausbrunnen erfolgen kann und nicht durch 
die statistischen Angaben repräsentiert wird. 
Vergleiche mit Kennwerten der Bundesländer lassen sich wiederum nur anhand des ein-
wohnergewichteten Mittelwertes ziehen.174 Für das Untersuchungsgebiet betrug dieser 
92 l/E*d. Er stimmt annähernd mit dem Wert für den sächsischen Teilraum überein, wäh-
                                          
172  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM, Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-
Anhalt, eigene Darstellung. 
173  25. und 75. Perzentil. 
174  Verhältnis aus Gesamtverbrauch der Haushalte und des Kleingewerbes für das Untersuchungsgebiet und 
der Gesamtbevölkerung. 
6 Technische Infrastrukturen zur Ver- und Entsorgung 79 
 
rend der Verbrauchswert für den sachsen-anhaltinischen Teilraum mit 90 l/E*d leicht 
niedriger ausfällt. Im Vergleich hierzu liegt der Verbrauchswert für Sachsen-Anhalt mit 
92 l/E*d knapp über dem Wert für den sachsen-anhaltinischen Teilraum, während der 
Freistaat Sachsen mit 88 l/E*d einen niedrigeren Verbrauch als das sächsische Teilgebiet 
verzeichnet. Die neuen Bundesländer unterschreiten beim Wasserverbrauch (93 l/E*d) 
deutlich den Mittelwert für die alten Bundesländer (132 l/E*d).175  
Wie verhält sich der Wasserverbrauch zu den aufgeführten siedlungsstrukturellen Kosten-
indikatoren? Die Korrelationsanalyse zeigt, dass der einwohnerspezifische Verbrauch die 
siedlungsstrukturbedingte Kostendifferenzierung noch weiter verstärkt. Er korreliert in 
geringem Maße, aber hochsignifikant176 mit der Siedlungsdichte und der Einwohnerzahl 
der Kommunen. Das bedeutet, dass in den dünn besiedelten Gebieten, in denen Netz-
strukturen schon kostenintensiver ausfallen, diese darüber hinaus unterdurchschnittlich 
in Anspruch genommen werden.  
 
Abbildung 48: Einwohnerspezifischer Trinkwasserverbrauch der Haushalte und des 
Kleingewerbes (Stand 2004)177 
Gewerbebetriebe können, falls sie ihre Nachfrage nach Trinkwasser durch die öffentliche 
Trinkwasserversorgung decken, den Wasserbedarf deutlich steigern und zur besseren 
Auslastung der Strukturen beitragen. Aus diesem Grund wurde das Verhältnis von ge-
                                          
175  Statistisches Bundesamtes (2006a): Statistisches Jahrbuch 2006. Wiesbaden, Tab. 5; weitere Daten-
grundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Berechnungen. 
176  Korrelation mit Siedlungsdichte: R = 0,274; Korrelation mit Einwohnerzahl: R = 0,352, jeweils bei einem 
Signifikanzniveau von 0,01 (zweiseitig, Spearman-Rho). 
177  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-
Anhalt, eigene Darstellung. 
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werblichem Wasserbedarf und dem spezifischen Wasserbedarf der Haushalte berechnet. 
Im Mittel (Median) beläuft sich der gewerbliche Wasserbedarf für Gewerbe, Landwirt-
schaft und sonstige Nutzungen auf 9 % des Wasserbedarfs der Haushalte und des Klein-
gewerbes. Unterschiede zwischen Sachsen und Sachsen-Anhalt existieren kaum. Bei den 
mittleren 50 Prozent der Kommunen liegt der gewerbliche Wasserbedarf zwischen 0 % 
und 23 % desjenigen für Haushalte und Kleingewerbe.178 Für einzelne Kommunen, die 
überregional bedeutende Gewerbestandorte darstellen, ergeben sich allerdings auch Wer-
te bis zum zehnfachen des Haushaltsbedarfes. Es ist daher zu konstatieren, dass generell 
die Haushalte und das Kleingewerbe den Bedarf bestimmen. Hinsichtlich des Verhältnis-
ses des gewerblichen Trinkwasserbedarfs zu siedlungsstrukturellen Parametern ergeben 
sich keine bedeutsamen Zusammenhänge. 
 
Abbildung 49: Verhältnis gewerblicher Trinkwasserverbrauch zu Trinkwasserverbrauch 
der Haushalte und des Kleingewerbes (Stand 2004)179 
6.4 Vergleich des Gestaltungsspielraumes bei technischen Umwelt-
infrastrukturen in Anpassung an die Siedlungsentwicklung 
Die folgenden beiden Kennzahlen „Anschlussgrad an die öffentliche Abwasserentsorgung“ 
und „Anteil alter Kanäle am Gesamtkanalbestand“ betrachten den Gestaltungsspielraum 
beim Abwassernetz hinsichtlich einer möglichen Anpassung an die Bevölkerungs- und 
Siedlungsentwicklung. Die Anpassungsfähigkeit der technischen Netzinfrastrukturen ist 
unter anderem aufgrund der langen Nutzungsdauer dieser Anlagen, der hohen Fixkosten-
                                          
178  25. und 75. Perzentil. 
179  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-
Anhalt; eigene Berechnungen und Darstellung.  
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anteile und „Sunk Costs“ begrenzt. Dies trifft i. d. R. auf alle netzgebundenen Infrastruk-
turen der Ver- und Entsorgung zu. Die folgenden Kennzahlen beziehen sich aber aus-
schließlich auf die Abwasserentsorgung. Dies liegt zum einen in der mangelnden Verfüg-
barkeit der statistischen Daten für andere Infrastrukturen begründet, zum anderen auch 
in der höheren Kostenintensität für die Abwasserentsorgung im Vergleich zur Trinkwas-
serversorgung.  
6.4.1 Anschlussgrad an die öffentliche Abwasserentsorgung 
Der „Anschlussgrad an die öffentliche Abwasserentsorgung“ kann anzeigen, ob und in 
welchem Maße die Abwasserentsorgung noch ausgebaut wird und hierbei an aktuelle 
Veränderungen der Siedlungsentwicklung angepasst werden kann. Hinsichtlich des An-
schlussgrades muss zwischen dem Anschluss an öffentliche Abwasserbehandlungsanla-
gen und dem Anschluss an die öffentliche Kanalisation unterschieden werden. 
Der Anschlussgrad an die öffentliche Kanalisation beträgt für den gesamten Unter-
suchungsraum 92 % (Median) in beiden Ländern (Stand 2004). Im Vergleich hierzu liegt 
der Anschlussgrad für Sachsen bei 87,5 % und in Sachsen-Anhalt bei 88,3 % (Stand 
2004). Somit ist die Kanalisation im Untersuchungsraum vergleichsweise weit ausgebaut, 
liegt aber immer noch unter dem Wert für die Bundesrepublik (96 %).180 Die Hälfte aller 
Kommunen weist einen Anschlussgrad zwischen 77 % und 98 % auf,181 ein Viertel hat 
einen höheren Anschlussgrad als 98 %. Während in beiden Landesteilen Kommunen mit 
vollständigem Kanalnetz zu finden sind, weisen noch fünf Prozent der sachsen-
anhaltinischen Kommunen einen Anschlussgrad von 0 % auf.182 Wie Abbildung 50 ver-
deutlicht, befinden sich die Kommunen mit niedrigem Anschlussgrad vor allem im östli-
chen Bereich des sächsischen Teiles, nördlich und südlich von Halle (Saale) sowie am 
nördlichen Rand des Untersuchungsgebietes in Sachsen-Anhalt. 
                                          
180  Statistisches Bundesamt (2006c): Umwelt. Öffentliche Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 2004. 
Fachserie 19 Reihe 2.1. Wiesbaden, Tab. 6. 
181  25. und 75. Perzentil. 
182  Vermutlich wird diese Ungleichverteilung teilweise durch die unterschiedlichen Gemeindegrößen in beiden 
Ländern beeinflusst. Betroffen sind nur kleine Gemeinden (fast ausschließlich mit weniger als 1.000 Ein-
wohnern). Derart kleine Gemeinden existieren in Sachsen nicht mehr, so dass sich bei den sächsischen 
Gemeinden ein „Mittelwerteffekt“ ergibt. 
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Abbildung 50: Anschlussgrad an das öffentliche Kanalnetz (Stand 2004)183 
Der Anschlussgrad an die öffentliche Abwasserbehandlung unterscheidet sich von 
dem vorher beschriebenen Anschlussgrad an die öffentliche Kanalisation dann, wenn 
„Bürgermeisterkanäle“184 genutzt werden, um den Ablauf aus Kleinkläranlagen der 
Grundstücke abzuleiten. Für alle Kommunen des Untersuchungsgebietes liegt er mit 
87 % (Median) leicht unter dem Anschlussgrad für das Kanalnetz. Im sächsischen Teil-
raum liegt der Medianwert (79 %) deutlich unter dem Wert für den sachsen-
anhaltinischen Teil (90 %). Abbildung 51 zeigt diesen Unterschied auf. Hier wird für jede 
Kommune des Untersuchungsgebietes der Anteil der Einwohner ausgewiesen, die zwar an 
einer öffentlichen Kanalisation, aber nicht an einer öffentlichen Behandlungsanlage ange-
schlossen sind. Während im sachsen-anhaltinischen Teilgebiet nur bei wenigen Kommu-
nen Unterschiede auftreten, fallen insbesondere im Norden und Südosten des sächsi-
schen Teilgebietes deutliche Unterschiede auf.  
                                          
183  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-
Anhalt, eigene Berechnung und Darstellung. 
184  Bürgermeisterkanäle sind Entwässerungsleitungen, welche häufig im Zuge des Straßenausbaus zur Ablei-
tung des Niederschlages in ländlichen Gemeinden durch Eigenleistung errichtet wurden. Diese wurden a-
ber auch zum Ableiten des Ablaufs aus Absetzgruben und Kleinkläranlagen genutzt. Vgl. Sächsisches 
Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft (SMUL) (Hrsg.) (2001): Kleinkläranlagen zur dezentra-
len Abwasserbeseitigung. Dresden, S. 9. 
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Abbildung 51: Anteil der Einwohner mit Anschluss ans öffentliche Kanalnetz aber ohne 
Anschluss an öffentliche Abwasserbehandlungsanlagen (ABA) (Stand 
2004)185 
Der Anschlussgrad der Kommunen kann mit siedlungsstrukturellen Kennzahlen in Zu-
sammenhang gebracht werden. Der Anschlussgrad an die Kanalisation186 und auch der 
Anschlussgrad an die Behandlungsanlagen187 korrelieren gering, aber signifikant bis 
hochsignifikant mit der Siedlungsdichte und der einwohnerspezifischen Ortschaftsentfer-
nung.  
                                          
185  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-
Anhalt, eigene Berechnung und Darstellung. 
186  Korrelation mit Siedlungsdichte: R = 0,232; Korrelation mit einwohnerspezifischer Ortschaftsentfernung: 
R = -0,322; jeweils Signifikanz auf 0,01 Niveau (nach Spearman-Rho/zweiseitig). 
187  Korrelation mit Siedlungsdichte: R = 0,145 auf 0,05 Niveau; Korrelation mit einwohnerspezifischer Ort-
schaftsentfernung: R = -0,287 auf 0,01 Niveau (jeweils nach Spearman-Rho/zweiseitig). 





















































R-Quadrat linear = 0,001
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Abbildung 52: Anteil der Einwohner mit Anschluss ans öffentliche Kanalnetz aber ohne 
Anschluss an öffentliche Abwasserbehandlungsanlagen (ABA) 2004188 
Abbildung 52 zeigt deutliche Unterschiede zwischen den beiden im Untersuchungsgebiet 
vertretenen Bundesländern, welche strategischen Besonderheiten in der Entwicklung der 
Abwasserentsorgung vermuten lassen. Es wird der Anteil der Bevölkerung, der an die 
Kanalisation, aber nicht an Abwasserbehandlungsanlagen angeschlossen ist, mit der „ein-
wohnerspezifischen Ortschaftsentfernung“ für beide Länder getrennt verglichen. Obgleich 
sich beide Gemeindegruppen hinsichtlich der „einwohnerspezifischen Ortschaftsentfer-
nung“ überlagern, lässt sich nur für die sächsischen Kommunen eine Korrelation mit dem 
Anteil der an die Bürgermeisterkanäle angeschlossenen Einwohner darstellen. Dement-
sprechend können siedlungsstrukturelle Einflüsse hierbei durch historische oder strategi-
sche Einflüsse überdeckt worden sein.  
6.4.2 Anteil alter Kanäle am Gesamtkanalbestand 
Als zweiter Indikator zur Darstellung der Anpassungsfähigkeit der Abwasserentsorgungs-
infrastruktur an eine veränderte Siedlungsentwicklung wurde der Anteil an Kanälen mit 
einem Baujahr vor 1970 gewählt. Die Nutzungsdauer von Kanälen wird mit 50 bis 
80 Jahren angegeben.189 Bei Kanälen, die noch nicht vollständig abgeschrieben sind, 
werden für die Restbuchwerte im Falle eines Umbaus/einer Außerdienststellung Sonder-
abschreibungen notwendig. Insofern erleichtert ein hoher Anteil abgeschriebener Kanäle 
eventuelle Anpassungsmaßnahmen der Infrastruktur an Siedlungsstrukturveränderun-
gen.190 Dieser Indikator trifft allerdings keine Aussage darüber, inwieweit diese Erleichte-
                                          
188  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Berechnung und Darstel-
lung. 
189  Z. B. Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) (Hrsg.) (2005): Leitlinien zur Durchführung dynamischer 
Kostenvergleichsrechnung. Berlin, Anlage 1-1. 
190  KOZIOL bezeichnet das Zeitfenster zu dem vorhandene Systeme abgeschrieben und deshalb ohne Wertver-
luste ersetzbar sind als „windows of opportunity“. Vgl. Koziol, Matthias (2006): Transformationsmanage-
ment unter den besonderen Bedingungen der Schrumpfung; S. 360. In: Kluge, Thomas; Libbe, Jens 
(Hrsg.): Transformation netzgebundener Infrastruktur. Strategien für Kommunen am Beispiel Wasser. Di-
fu-Beiträge zur Stadtforschung Band. 45, Berlin, S. 355 - 400. 
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rungen aufgrund der konkreten Rahmenbedingungen auch ausgenutzt werden können.191 
Die statistischen Daten fassen alle Kanäle, die vor 1960 gebaut wurden, zusammen. Bei 
der Ausweisung alter Kanäle wurden die Kanäle, die vor 1970 gebaut wurden und die Ka-
näle, die laut Statistik zeitlich nicht einzuordnen sind, zusammengefasst. Zwar ließen sich 
durch die statistischen Berichte die Kanäle, die vor 1960 gebaut wurden, abgrenzen. Al-
lerdings liegt der Anteil an Kanälen, die nicht datierbar sind, sehr hoch. Zu diesen Kanä-
len zählen häufig Bürgermeisterkanäle, aber wahrscheinlich auch Kanäle, zu denen die 
Altersdokumentation im Zuge der Neustrukturierung der Abwasserentsorgung nach 1990 
verloren gegangen ist.192 Die Bürgermeisterkanäle werden i. d. R. nicht in den Bilanzen 
dargestellt und können insofern als abgeschrieben gelten.  
Der Medianwert liegt bei 35 % für den sächsischen Teil und bei 0 % für den sachsen-
anhaltinischen Teil. Das 75. Perzentil liegt bei 57 % im sächsischen Teil und bei 9 % im 
sachsen-anhaltinischen. Insofern unterscheidet sich die Situation zwischen dem sächsi-
schen und sachsen-anhaltinischen Teil des Untersuchungsgebietes erheblich. Der mit 
dem Indikator beschriebene Wert für alte (und zeitlich unbestimmbare) Kanäle ist weit-
gehend unabhängig von der Gemeindegröße und von der Siedlungsdichte. Es fällt auf, 
dass vor allem unter den Kommunen mit einer unterdurchschnittlichen Siedlungsdichte 
und einer unterdurchschnittlichen Einwohnerzahl die Kommunen mit einem jüngeren Ka-
nalnetz (fehlende Kohorte der alten Kanäle) zu finden sind.  
Abbildung 53 bietet einen Überblick über die Verteilung der alten und altersunbestimm-
ten Kanäle. Die Gruppierung hoher Werte im östlichen Teil des Untersuchungsgebietes 
(Muldentalkreis) ist durch hohe Anteile an Bürgermeisterkanälen zu erklären. Auch viele 
Städte weisen hohe Werte auf. Mittlere Werte sind bei den Umlandgemeinden um Leipzig 
zu finden. Die Gemeinden ohne nennenswerten Anteil an alten Kanälen liegen in den pe-
ripheren Bereichen des Untersuchungsgebietes, schwerpunktmäßig in Sachsen-Anhalt.  
                                          
191  Einerseits ergeben sich Restriktionen für eine Anpassung einzelner Netzteile, da das Gesamtnetz funkti-
onsfähig bleiben soll. Andererseits stellt die Erneuerung von Altanlagen auch erhebliche wirtschaftliche Be-
lastungen dar. Vgl. Wasserverbandstag e. V (Hrsg.) (2005): Positionspapier 2006 zur Organisation der 
Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung im Land Sachsen-Anhalt. Wasserverbandstag e. V Bre-
men, Niedersachsen Sachsen-Anhalt – Geschäftsstelle Sachsen-Anhalt. Magdeburg. Abrufbar unter 
http://www.wasserverbandstag.de/main/pdfs/Positionspapier_2006.PDF; abgerufen am: 02.11.2007, S. 
16. 
192  Laut Aussagen von Herrn Hummel, Abwasserzweckverband (AZV) Delitzsch vom 07.05.2007. 
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Abbildung 53:  Anteil des Kanalnetzes mit Baujahr vor 1970 bzw. des Kanalnetzes unbe-
stimmten Alters am Gesamtnetz (Stand 2004)193 
6.5 Zusammenfassende Betrachtung   
In diesem Kapitel 6 wurden die Gemeinden des Untersuchungsgebietes im Hinblick auf 
die Organisation und die gegenwärtige Infrastrukturausstattung beschrieben. Weiterhin 
standen siedlungsstrukturelle Parameter im Mittelpunkt des Interesses, welche die ein-
wohnerspezifischen Kosten der Infrastrukturen beeinflussen. Schließlich wurde die An-
passungsfähigkeit der Infrastrukturen an die Siedlungsentwicklung verglichen.  
Die Aufgaben der Abfallentsorgung, Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung 
werden in der Regel durch überkommunale Strukturen wahrgenommen, wobei die Größe 
der mittleren Organisationseinheiten in der aufgeführten Reihenfolge abnimmt. Hierdurch 
ergeben sich Konsequenzen, z. B. für die Beeinflussbarkeit der Infrastrukturkosten durch 
die einzelnen Kommunen.  
Hinsichtlich der siedlungsstrukturellen Parameter Siedlungsdichte, Entwicklung der Sied-
lungsdichte und der einwohnerspezifischen Ortschaftsentfernung differenziert sich das 
Untersuchungsgebiet deutlich aus, so dass von merklichen Kostendifferenzen zwischen 
den Kommunen des Untersuchungsgebietes ausgegangen werden muss. Hierbei fiel eine 
gegenseitige Verstärkung günstiger bzw. ungünstiger Siedlungsstrukturparameter auf 
(hinsichtlich der Siedlungsdichte und einwohnerspezifische Ortschaftsentfernung), welche 
noch durch die Nachfrage nach Trinkwasser verstärkt wird.  
                                          
193  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-
Anhalt, eigene Darstellung. 
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Anhand des Indikators „einwohnerspezifische Kanallänge“ konnte den siedlungsstruktu-
rellen Parametern die realisierte Infrastrukturausstattung entgegengestellt werden. Hier 
zeigte sich, dass kleinere Kommunen nicht prinzipiell eine höhere einwohnerspezifische 
Kanalausstattung als größere Kommunen aufweisen müssen. Allerdings ist dies trotzdem 
häufig der Fall.  
Der Ausbau der Abwasserentsorgung ist im Untersuchungsgebiet generell relativ weit 
fortgeschritten, wie anhand des Anschlussgrades an die Kanalisation und anhand des An-
schlussgrades an öffentliche Abwasserbehandlungsanlagen dargestellt werden konnte. 
Der Ausbaugrad schwankt jedoch beträchtlich zwischen den Kommunen. Der verbleiben-
de Gestaltungsspielraum zur Anpassung der noch zu errichtenden Infrastrukturen an 
kommende Trends der Siedlungsentwicklung fällt damit vergleichsweise gering aus. Die 
Alterstruktur der Abwasserkanalisation, dargestellt als Anteil der Kanäle mit Baujahr vor 
1970 sowie der Kanäle unbestimmten Alters am Gesamtkanalbestand, ist sehr inhomo-
gen. Anhand dieses Indikators lassen sich auch vorsichtig Schlussfolgerungen bzgl. der 
Kostenbelastung bei Anpassungsmaßnahmen im Bestand ziehen.  
Die Darstellung zeigte, dass zwischen dem sächsischen und dem sachsen-anhaltinischen 
Teilraum tendenzielle Unterschiede auftreten. Augenfällig sind diese Unterschiede bei 
dem Anschlussgrad an die öffentliche Abwasserbehandlungsanlagen, beim Anteil alter 
Kanäle am Gesamtkanalbestand, bei der einwohnerspezifischen Kanallänge, bei der Sied-
lungsdichte sowie sehr deutlich bei deren relativer Veränderung. Insgesamt scheinen im 
sachsen-anhaltinischen Teilraum die etwas ungünstigeren siedlungsstrukturellen Voraus-
setzungen für kostengünstige Netzstrukturen zu bestehen.  
Schließlich wurde das Untersuchungsgebiet mit den verbleibenden Teilen der Länder 
Sachsen und Sachsen-Anhalt verglichen. Der sächsische Teil des Untersuchungsraumes 
repräsentiert den Rest des Landes relativ gut im Hinblick auf die Siedlungsdichte, die 
einwohnerspezifische Kanallänge und mit Abstrichen im Hinblick auf den Trinkwasser-
verbrauch sowie den Anschlussgrad. Der sachsen-anhaltinische Teilraum unterscheidet 
sich demgegenüber stärker vom nicht einbezogenen Teil des Landes, besonders im Hin-
blick auf die höhere Siedlungsdichte, aber auch im Hinblick auf deren stärkere Abnahme 
in der letzten Dekade. Diese Unterschiede der Teilräume müssen bei einer Verallgemei-
nerung der Ergebnisse (auf die beiden Bundesländer mit berücksichtigt werden. 
Abschließend muss betont werden, dass die flächendeckende Datenverfügbarkeit sowie 
die Zuordenbarkeit von Kennziffern zu den einzelnen Kommunen eine wesentliche Rolle 
bei der Indikatorwahl spielte. Allerdings wird hierdurch die Aussagekraft der getroffenen 
Vergleiche teilweise eingeschränkt. Beispielsweise erlaubt der kommunale Bezug der 
Kennziffern zwar den Vergleich der Gemeinden untereinander, bildet aber die Unterschie-
de innerhalb der Gemeinden nicht ab. Somit wird im weiteren Verlauf der Arbeit eine 
räumlich differenziertere Detailbetrachtung für ausgewählte Kommunen notwendig. Dar-
über hinaus wird die kommunenübergreifende Verknüpfung von Ortsteilen durch reale 
technische Netze sowie die Ausstattung mit zentralen Anlagen (z. B. mit Kläranlagen und 
Wasserwerken) nicht ausreichend repräsentiert. Gleichwohl reflektiert diese Betrachtung 
deutlich die sehr heterogene Situation der Kommunen im Untersuchungsgebiet. 
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7 Wirtschaftliche Entwicklungen in der Kernregion Mit-
teldeutschland 
Gegenwärtig befinden sich in der Kernregion Mitteldeutschland im ostdeutschen Vergleich 
überdurchschnittlich viele Leit- und Wachstumsbranchen194. Im Mittel ist jeder Landkreis 
im Untersuchungsgebiet mit einer Wachstums- und Leitbranche ausgestattet 
(vgl. auch Tabelle 1), der Saalekreis und die Stadt Leipzig weisen hierbei die höchsten 
Konzentrationen auf. Zu nennen sind in erster Linie die Logistik- und Transportbranche, 
aber auch der Automobilbau, die chemische Industrie und die Biotechnologien.195  
Wirtschaftliche Schwerpunkte bilden neben den beiden Oberzentren Leipzig und Halle 
(Saale) einzelne Städte wie Bitterfeld-Wolfen und Leuna, die zu den traditionsreichen In-
dustriestandorten in Deutschland zählen. Hinzu kommen flächenmäßig bedeutsame Ge-
werbeansiedlungen in den Gemeinden Günthersdorf und Peißen im Saalekreis.196 Diese 
sind durch eine deutlich ungleichmäßige Verteilung arbeitender und Wohnbevölkerung 
gekennzeichnet. Festzustellen ist, dass die größeren Städte, angeführt von Leipzig und 
Halle (Saale), nach wie vor das wesentliche Arbeitsplatzangebot der Untersuchungsregion 
aufweisen. Einzelne großflächige Gewerbegebiete, durch besondere verkehrsinfrastruktu-
relle Ausstattung und Lage begünstigt, haben zudem an Bedeutung für den regionalen 
Arbeits- und Wirtschaftsmarkt gewonnen. Große Teile der übrigen Kernregion weisen ein 
Minderangebot an Arbeitsplätzen auf. Insbesondere in den suburbanen und randlich ge-
legenen Gebieten überwiegt die Wohnnutzung. Die Tendenz dieser rückläufigen Nut-
zungsmischung von Arbeiten und Wohnen hält flächenhaft an (vgl. Abbildung 54). Die 
zunehmende räumliche Trennung dieser Funktionen führt letztlich zu einem erhöhten 
Verkehrs- und Pendleraufkommen (vgl. Kapitel 3.4). 
                                          
194  Die Leit- und Wachstumsbranchen sind lt. PROGNOS AG: Leitbranchen: Maschinenbau, Metallindustrie, Au-
tomobilbau, Chemische Industrie, Elektrotechnik, Medizin-/Mess-, Steuer-, Regeltechnik/Optik, Kunststoff-
industrie, Papier-, Druck- und Verlagswesen. Wachstumsbranchen: Sonstiger Fahrzeugbau, Recycling, Lo-
gistik, IT, Forschung und Entwicklung, Unternehmensdienstleistungen. 
195  Vgl. Prognos AG (2006): Zukunftsatlas Branchen 2006. Berlin. Abrufbar unter http://www.prognos.com/ 
zukunftsatlas/; abgerufen am 02.11.2007. 
196  Zur Problematik des Zentrale-Orte-Konzepts vgl. auch Kapitel 5.2. 
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Abbildung 54: Verhältnis von SV-Beschäftigten Arbeitsort zu SV-Beschäftigten Wohnort 
(2005)197 
Die wirtschaftliche Bedeutung einzelner Kommunen wird durch ein Überangebot an Ar-
beitsplätzen erfasst. Abbildung 54 zeigt deutlich, dass gerade die größeren Zentren und 
Gemeinden als Arbeitsorte fungieren, was u. a. auch auf die infrastrukturelle Gunstlage 
zurückzuführen ist. Trotz vermeintlich prosperierender Einzelstandorte, sinkt die Zahl der 
SV-Beschäftigten an der Gesamtbevölkerung in allen Landkreisen der Kernregion (vgl. 
Abbildung 55). Deutlich betroffen sind unter anderem die Städte Leipzig und Halle (Saa-
le), die zwar als wirtschaftliche Motoren mit Leuchtturmfunktion für die gesamte Kernre-
gion Mitteldeutschland gelten, sich jedoch gleichwohl steigenden Zahlen von Sozialhilfe-
empfängern gegenübersehen. Eine Zunahme der Sozialhilfeempfänger in der Mehrzahl 
der Kommunen der Kernregion Mitteldeutschland geht einher mit einer sinkenden Zahl 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigter (vgl. Abbildung 56). 
                                          
197  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM, eigene Darstellung; Datengrundlage: Statistische Landesämter Sach-
sen und Sachsen-Anhalt, eigene Berechnungen. 
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Abbildung 55: Verhältnis SV-Beschäftigte Wohnort198 zur Gesamtbevölkerung199 
Ausgehend von den Ergebnissen, die in Abbildung 56 (links) dargestellt sind, zeigt sich, 
wie stark der Anteil der am Wohnort arbeitenden Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung 
in weiten Teilen des Untersuchungsgebietes zurückgegangen ist. Dies kann als weitere 
Kennzahl eines zunehmenden Pendleraufkommens gewertet werden, das im Wesentli-
chen auf Wanderungsverluste der städtischen Wohnbevölkerung an die Umlandgemein-
den (Suburbanisierungsprozesse) zurückzuführen ist (vgl. Kapitel 3). 
 
 
Abbildung 56: Entwicklung der SV-Beschäftigten 1999 - 2005 (links) und Entwicklung 
der Sozialhilfeempfänger 1996 - 2004 (rechts)200 
 
                                          
198  Freiberufler, Selbstständige und 1€-Jobs werden nicht durch die „SV-Beschäftigten Wohnort“ erfasst. 
199  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Berechnungen. 
200  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM, eigene Darstellung; Datengrundlage: Statistische Landesämter Sach-
sen und Sachsen-Anhalt, eigene Berechnungen. 
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Eine markante Verbesserung der wirtschaftlichen Situation ist nicht zu erkennen. Zwar 
konnten einzelne Großinvestitionen für die Kernregion gewonnen werden, wie u. a. die 
Ansiedlung von Porsche und BMW im Norden Leipzigs oder die Entscheidung des Lo-
gistikdienstleisters DHL aufgrund der guten infrastrukturellen Anbindung sein europäi-
sches Luftdrehkreuz hier zu errichten, jedoch bleibt der konjunkturelle Aufschwung ins-
gesamt auf relativ niedrigem Niveau konstant (vgl. Abbildung 57). Der starke Anstieg der 
Gewerbeneuanmeldungen von 2002 bis 2004 ist in erster Linie auf die Einführung der 
„Ich-AG“ als Gewerbemodell zurückzuführen und stellt keine konjunkturelle Belebung mit 
wesentlichen Effekten für den allgemeinen Arbeitsmarkt dar. Eine Vielzahl der angemel-













1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005
Kreisfreie Stadt Leipzig Landkreis Delitzsch Landkreis Leipziger Land
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Abbildung 57: Saldo der Gewerbean- und -abmeldungen 1996 - 2005201 
Allgemein deutet der Trend innerhalb des Untersuchungsgebietes sowohl bei der Bevöl-
kerungs-, als auch bei der Beschäftigtenentwicklung weiterhin auf Schrumpfung hin, mit 
mehr oder weniger stabilen Verhältnissen im Umfeld der Städte Bitterfeld-Wolfen, Halle 
(Saale) und Leipzig. Dennoch sind selbst die genannten stabilen bzw. stabileren Zentren 
im gesamtdeutschen Vergleich als unterdurchschnittlich oder allenfalls als durchschnitt-




                                          
201  Datengrundlage: Statistische Landesämter Sachsen und Sachsen-Anhalt, eigene Berechnungen. 




Abbildung 58: Stärkekarte (links) und Dynamikkarte (rechts) nach Zukunftsatlas 
2007202  
Als wesentlicher Bestandteil der Metropolregion Sachsendreieck besitzt die Kernregion 
Mitteldeutschland überwiegend Zukunftsrisiken203 außer den beiden kreisfreien Städten 
Halle (Saale) und Leipzig mit einem ausgeglichenen Chancen-Risikomix.204  Für die Un-
tersuchungsregion bedeutet dies, weiter aktiv an einer überregionalen Zukunftsfähigkeit 
zu arbeiten und nicht in ihren Bestrebungen zum Aufbau ihrer Stärken zu verharren.205 
Das Untersuchungsgebiet bildet für das Großgebiet Mitteldeutschland (mit den Ländern 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen) trotz allem einen wirtschaftlichen und innovati-
                                          
202  Vgl. Prognos AG (2007): Zukunftsatlas Regionen 2007. Berlin. Abrufbar unter http://www.prognos.com/ 
zukunftsatlas/; abgerufen am 02.11.2007. 
203  Hier bei den Indikatoren Demographie, Soziale Lage & Wohlstand, Arbeitsmarkt sowie Wettbewerbsfähig-
keit & Innovation (vgl. auch Abbildung 70 im Anhang). 
204  Vgl. im Anhang. 
205  Vgl. Prognos AG (2007): Zukunftsatlas Regionen 2007. Berlin. Abrufbar unter http://www.prognos.com/ 
zukunftsatlas/; abgerufen am 02.11.2007. 
94                                          7 Wirtschaftliche Entwicklungen in der Kernregion Mitteldeutschland 
ven Schwerpunkt. Die Dynamik dieser zentralen Region besitzt durchaus Entwicklungspo-
tenzial, um zu den etablierten Wachstumszentren in Deutschland aufzuschließen 
(vgl. Abbildung 58 rechts). 
Die Ausweisung und konzentrierte Förderung einzelner Wirtschaftscluster206 und die Bün-
delung von Kompetenzen ist letztlich die Voraussetzung für anhaltendes Wachstum, auch 
über die Region hinaus. Für die beiden Großstädte Leipzig und Halle (Saale) bildet neben 
den erwähnten wirtschaftlichen Spezialisierungen, die Förderung des Wissenschafts- und 
Innovationsstandortes eine Grundlage für anhaltenden wirtschaftlichen Erfolg. Die hohe 
Dichte an Hochschulen in der Kernregion führt zu bemerkenswerten Synergien für die 
Ansiedlung anspruchsvoller Berufs- und Wirtschaftsfelder. So zählt Leipzig mittlerweile zu 
den zehn deutschen Städten, in denen vermehrt hochqualifizierte Beschäftigte angestellt 
sind.207 
Neben der Ausstrahlungskraft bestimmter Cluster können einzelne Projekte und Be-
triebsansiedlungen letztlich einen bedeutenden Beitrag zur Imagebildung von Regionen 
leisten. Weichen Standortfaktoren und insbesondere dem Standortimage kommen so zu-
nehmend größere Bedeutung zu. Schwindende Ausstattungsunterschiede bei den harten 
Wirtschaftsfaktoren wie z. B. die infrastrukturelle Anbindung lassen dem Image mehr Re-
levanz bei der Standortwahl zukommen.208 Bedeutend ist dabei auch das Werben um gut 
ausgebildete und hochqualifizierte Fachkräfte,209 da diese Gruppe den innovativen Cha-
rakter einer Region und deren Zukunftsfähigkeit entscheidend beeinflussen kann. Nicht 
zuletzt dem guten Renommee der Städte Halle (Saale) und Leipzig (vor allem im Bil-
dungssektor) ist es zu verdanken, dass die Kernregion an Zukunftsfähigkeit gewinnen 
wird, trotz der aktuellen strukturellen Schwierigkeiten, die bspw. durch die hohen Ar-
beitslosen- und Sozialhilfeempfängerzahlen Ausdruck finden (vgl. Abbildung 56 (rechts) 
und Abbildung 59). 
                                          
206  Beispielsweise umfassen die innovativen Wirtschaftsschwerpunkte der Stadt Leipzig fünf Cluster in den Be-
reichen Gesundheit/Biotechnologie/Life Sciences, Automobilbau und Zulieferer, Medienwirtschaft und 
Kommunikation, Energie- Umwelt- und Querschnittstechnologien sowie Dienstleistungen. 
207  Vgl. Prognos AG (2007): Zukunftsatlas Regionen 2007. Berlin. Abrufbar unter http://www.prognos.com/ 
zukunftsatlas/; abgerufen am 02.11.2007: von 2000 bis 2005 entstanden in zehn Regionen über 43.000 
neue Stellen in diesem Bereich. 
208  Schätzl, Ludwig (2001): Wirtschaftsgeographie 1 – Theorie. Paderborn, S. 32 - 37. 
209  Vgl. Prognos AG (2007): Zukunftsatlas Regionen 2007. Berlin. Abrufbar unter http://www.prognos.com/ 
zukunftsatlas/; abgerufen am 02.11.2007. 
7 Wirtschaftliche Entwicklungen in der Kernregion Mitteldeutschland 95 
 
 
Abbildung 59: Veränderung der Arbeitslosenzahlen 1998 - 2005 (in %)210 
Der wirtschaftliche Schwerpunkt bzw. das wirtschaftliche Zentrum der Kernregion lässt 
sich im Wesentlichen an den Großstädten Halle (Saale) und Leipzig festmachen. Die Aus-
strahlungseffekte dieser Schwergewichte in die Umlandgemeinden und Kreise beziehen 
sich in erster Linie auf die Nutzung als Wohnstandort, vor dem Hintergrund einer den-
noch flächenhaft schrumpfenden Bevölkerung. Es existiert eine zunehmende räumliche 
Trennung von Arbeit (vorwiegend in und um die größeren Zentren) und Wohnen (disper-
se Verteilung über die gesamte Kernregion), unabhängig von lokal zur Verfügung stehen-
den Arbeitsmöglichkeiten.  
Die Kernregion Mitteldeutschland allgemein als strukturschwach zu bezeichnen, ist vor 
dem Hintergrund der vorangegangenen Ausführungen nicht gerechtfertigt. Strukturelle 
Probleme, resultierend aus hohen Arbeitslosen- und Sozialhilfeempfängerzahlen, sind je-
doch in der gesamten Kernregion vertreten und liegen über dem bundesdeutschen 
Durchschnitt.  
                                          
210  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM, eigene Darstellung; Datengrundlage: Statistische Landesämter Sach-
sen und Sachsen-Anhalt, eigene Berechnungen. 
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8 Verkehrsinfrastruktur  
Basis der folgenden Ausführungen sind die Berechnungsergebnisse des Verkehrsmodells 
des Mitteldeutschen Verkehrsverbundes (MDV).211 Dieses Verkehrsmodell umfasst in sei-
ner geographischen Ausdehnung größtenteils das diesem Forschungsprojekt zugrunde 
liegende Untersuchungsgebiet. Das MDV-Modell weist im südlichen Teil eine größere Aus-
dehnung aus, im nördlichen Teil fehlen jedoch Teile des Landkreises Anhalt-Bitterfeld, die 
Bestandteil des Untersuchungsgebietes dieses Forschungsprojektes sind. Da die fehlen-
den Gebiete jedoch nur einen kleinen Teil des Untersuchungsgebietes darstellen, kann 
das MDV-Modell durchaus als angemessene Grundlage für verkehrsplanerische Analysen 
und Berechnungen verwendet werden. In Abbildung 60 ist die Verkehrsbezirkseinteilung 
des MDV-Verkehrsmodells dargestellt. Insgesamt umfasst das Modell 1.502 Verkehrsbe-
zirke. 
 
Abbildung 60: Verkehrsbezirkseinteilung des MDV-Verkehrsmodells212 
                                          
211  Für die Durchführung des Forschungsvorhabens wurde eine Kooperation mit dem Mitteldeutschen Ver-
kehrsverbund (MDV) eingegangen. In diesem Rahmen stellt der MDV sein Verkehrsmodell für verkehrliche 
Untersuchungen zur Verfügung.   
212  Datengrundlage: MDV-Verkehrsmodell; eigene Darstellung. 
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Abbildung 61 zeigt das bestehende Eisenbahnnetz. Hierbei ist zu erkennen, dass alle O-
ber- und Mittelzentren an das bestehende (genutzte) Eisenbahnnetz angeschlossen sind. 
Außerdem ist deutlich die Verdichtung der Eisenbahninfrastruktur im Bereich des überre-
gional bedeutsamen Verkehrsknotenpunktes Leipzig/Halle zu erkennen. Hier verkehrt ne-
ben zahlreichen ICEs seit dem Jahr 2004 auch die S-Bahnlinie S 10, wodurch die Region 
Leipzig/Halle ein gemeinsames S-Bahnliniennetz besitzt. 
Der Großteil der Eisenbahnverbindungen ist elektrifiziert und zweispurig. Ausnahmen bil-
den hierbei lediglich die Verbindungen von Leipzig nach Grimma, Döbeln und Zeitz sowie 
von Halle (Saale) in Richtung Könnern (nordwestliche Richtung). 
Abbildung 61: Übersicht über das Eisenbahnnetz 
In Abbildung 62 ist das Straßennetz des Untersuchungsgebietes dargestellt. Hierbei sind 
die Bundesautobahnen farblich rot und die Bundesstraßen blau gekennzeichnet.213 Zu 
erwähnen ist, dass die Bundesautobahn A 38 – im Gegensatz zur Abbildung bzw. zum 
MDV-Modell – bereits bis zum Autobahndreieck „Parthenaue“ an der A 14 fertig gestellt 
ist. Es ist ersichtlich, dass alle Ober- und Mittelzentren entweder durch Bundesautobah-
nen oder durch Bundesstraßen miteinander verbunden sind. Unter anderem hieraus re-
sultieren die guten bis sehr guten Erreichbarkeit im Untersuchungsgebiet (vgl. Abbildung 
72 und Abbildung 73 im Anhang). 
 
                                          
213  Die farblich grau dargestellten Verbindungen sind alle weiteren im MDV-Netz implementierten Straßen. 











































































































































































































Abbildung 62: Übersicht über das überregionale Straßennetz 
100  8 Verkehrsinfrastruktur 
Die aktuellen Verkehrsbelastungen (Verkehrsströme) des motorisierten Individualver-
kehrs (MIV) im Untersuchungsgebiet sind in Abbildung 63 dargestellt. Die Verkehrsströ-
me verdeutlichen das Resultat der Verkehrsnachfrageberechnung mittels des MDV-
Verkehrsmodells. Sie entsprechen der Anzahl der Kraftfahrzeuge pro 24 Stunden (Stra-
ßenquerschnittwerte) und sind in fünf Verkehrsstärkekategorien eingeteilt. Wie zu erken-
nen ist, sind die Bundesautobahnen A 9 und A 14 sowie die Bundesstraße B 2 in Richtung 
Borna die am stärksten befahrenen Straßen. Am höchsten ist die Verkehrsbelastung auf 
der A 14 zwischen dem Schkeuditzer Kreuz und der Autobahnanschlussstelle Leipzig-Ost 
mit Querschnittwerten von ca. 60.000 Kfz/d. Weiterhin werden auf zahlreichen Straßen-
abschnitten in den Stadtzentren von Halle (Saale) und Leipzig ebenfalls tägliche Ver-
kehrsstärken von über 40.000 Kfz/d erreicht. 
Weiterhin sind neben diesen eben genannten hoch belasteten Strecken die Bundesstra-
ßen zwischen den Oberzentren Halle (Saale) und Leipzig sowie zwischen den Oberzentren 
und den Mittelzentren stark belastet. Hierzu zählen die Bundesstraßeabschnitte der B 6 
von Leipzig in Richtung Wurzen, der B 87 von Leipzig nach Eilenburg und Torgau, der 
B 184 von Leipzig in Richtung Delitzsch und Bitterfeld, der B 100 von Halle (Saale) in 
Richtung Bitterfeld sowie der B 91 von Halle (Saale) nach Merseburg und Weißenfels214. 
Außerdem weisen der abgebildete Abschnitt der Autobahn A 38 und zahlreiche innerstäd-
tische Straßen der Oberzentren starke verkehrliche Belastungen auf. 
Aus Abbildung 63 ist deutlich zu erkennen, dass die Verkehrsstärken zwischen den Mittel-
zentren zum Großteil einen Wert zwischen 5.000 und 10.000 Kfz/d aufweisen. Ausnah-
men bilden hierbei jedoch jene Strecken, auf denen es zu einer Überlagerung mit den 
Verkehrsströmen zu einem Oberzentrum kommt, wodurch zum Teil hoher Durchgangs-
verkehr entsteht. Als Beispiel seien hierfür die Mittelzentren Delitzsch, Eilenburg, Wurzen 
und Markkleeberg, das räumlich direkt an die Stadt Leipzig grenzt, genannt. 
Die Mehrzahl aller Straßen im Untersuchungsgebiet weist jedoch eine tägliche Verkehrs-
stärke von unter 5.000 Kfz auf. Hierzu zählen im Besonderen die flächenerschließenden 
Kreis- und Gemeindestraßen. Gerade diese Straßen machen jedoch – nicht nur in der Un-
tersuchungsregion sondern in ganz Deutschland – den Großteil der Straßenverkehrsinfra-
struktur aus. Somit ergibt sich für die Region ein (erwartetes) Bild mit einem relativ stark 
belasteten überregionalen und einem sehr schwach belasteten regionalen, flächener-
schließenden Verkehrsnetz. 
                                          
214  Weißenfels liegt außerhalb des Untersuchungsgebietes. 
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Abbildung 63: MIV-Verkehrsbelastung im Ist-Zustand 
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Abbildung 64 zeigt die Verkehrsbelastung (Personen pro Tag) durch den öffentlichen Per-
sonennahverkehr (ÖPNV). Es ist gut ersichtlich, dass in Halle (Saale) und Leipzig ein viel 
höheres ÖPNV-Verkehrsaufkommen als im restlichen Gebiet realisiert wird. Dies ist na-
türlich durch die Stadtstruktur und das wesentlich besser ÖPNV-Angebot zu begründen. 
Außerdem ist zu erkennen, dass auch innerhalb der Mittelzentren ein gegenüber den 
ländlichen Regionen deutlich höheres ÖPNV-Aufkommen existiert (wenn auch viel gerin-
ger als in den beiden Oberzentren). Stark ausgeprägte interkommunale ÖPNV-
Verflechtungen gibt es zwischen Leipzig und Grimma, Leipzig und Schkeuditz sowie zwi-
schen Halle (Saale) und Merseburg (südlich von Halle). Grundsätzlich ist auch hier – wie 
bereits beim MIV – zu erkennen, dass die Hauptverkehrsströme zwischen den Oberzent-
ren und den Mittelzentren bestehen. Bezüglich des Umlandes lässt sich feststellen, dass 
ein flächendeckendes ÖPNV-Angebot vorliegt. Dieses Verkehrsangebot wird durch Linien-
verkehr – mit Bussen – realisiert. In den Oberzentren Leipzig und Halle (Saale) kommt 
im Unterschied zum restlichen Untersuchungsgebiet die Straßenbahn als weiteres Ver-
kehrsmittel zum Einsatz. 
Die abgebildeten Verkehrsströme des im Untersuchungsgebiet realisierten Eisenbahnver-
kehrs (Personen pro Tag) umfassen sowohl den Nah- als auch den Fernverkehr. Für das 
Untersuchungsgebiet lässt sich festhalten, dass sehr hohe Verkehrsströme zwischen den 
Oberzentren Halle (Saale) und Leipzig existieren. Außerdem ist zu erkennen, dass zwi-
schen den Mittelzentren, mit wenigen Ausnahmen, keine Eisenbahnverbindungen beste-
hen und somit auch nahezu kein Eisenbahnverkehr realisiert wird. Somit ist der Eisen-
bahnverkehr im Untersuchungsgebiet im Besonderen durch die Verkehrsverflechtungen 
zwischen den Oberzentren mit den umliegenden Mittelzentren charakterisiert. Bedeuten-
de Relationen sind hierbei Leipzig-Wurzen, Leipzig-Delitzsch, Leipzig-Bitterfeld-Wolfen, 
Leipzig-Borna, Halle (Saale)-Merseburg, Halle (Saale)-Weißenfels und Halle (Saale)-
Bitterfeld-Wolfen. 
Insgesamt lässt sich für das Untersuchungsgebiet eine starke verkehrliche Ausrichtung 
auf die Oberzentren Leipzig und Halle (Saale) feststellen. Diese Verkehrsströme werden 
zum Großteil auf den verkehrsmittelspezifischen Hauptnetzen realisiert. Weiterhin exis-
tiert eine flächendeckende Erschließung des Untersuchungsgebietes durch das Kreis- und 
Gemeindestraßennetz und durch den öffentlichen Busverkehr. Der Eisenbahnverkehr ist 
hingegen nicht flächendeckend und beschränkt sich hauptsächlich auf Verkehrsverflech-
tungen zwischen den Ober- und Mittelzentren.  
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Abbildung 64: ÖPNV-Verkehrsbelastung im Ist-Zustand (Personen/Tag) 
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Abbildung 65: Gemeindeverbände als Grundlage der kleinräumigen Bevölkerungsprognose215
                                          
215  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Schlömer, Claus (2007): Räumlich differenzierte Bevölkerungsprognose im Großraum Halle-Leipzig bis zum Jahr 
2030. Unveröffentlichtes Gutachten, Bonn. 
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Abbildung 66: Stadt-Umland-Wanderungen von 1997 - 2001216 
 
                                          
216  Kartengrundlage: Raumordnungsbericht 2005, S. 193; eigene Darstellung. 
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Abbildung 67: Prognose der Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung217 
                                          
217  Kartengrundlage: Raumordnungsbericht 2005, S. 57; eigene Darstellung. 
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Abbildung 68: Funktionspotenzial der ländlichen Räume218 
                                          
218  Kartengrundlage: Raumordnungsbericht 2005, S. 212; eigene Darstellung. 
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Abbildung 69: Freiraumbelastung219 
                                          
219  Kartengrundlage: Raumordnungsbericht 2005, S. 170; eigene Darstellung. 
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Abbildung 70: Standort- und Zukunftsindikatoren zur Bewertung der Zukunftsfähigkeit 
im Standortranking220 
                                          
220  Vgl. Prognos AG (2007): Zukunftsatlas Regionen 2007. Berlin. Abrufbar unter http://www.prognos.com/ 
zukunftsatlas/; abgerufen am 02.11.2007. 
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Abbildung 71: Zukunftsfähigkeit der Regionen im Deutschlandvergleich221 
                                          
221  Vgl. Prognos AG (2007): Zukunftsatlas Regionen 2007. Berlin. Abrufbar unter http://www.prognos.com/ 
zukunftsatlas/; abgerufen am 02.11.2007. 
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Abbildung 72: Erreichbarkeit der Mittelzentren222 
                                          
222  Kartengrundlage: Raumordnungsbericht 2005, S. 127; eigene Darstellung. 
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Abbildung 73: PKW-Fahrzeit zum nächsten Oberzentrum (oben) bzw. zum nächsten O-
ber- oder Mittelzentrum (unten) 2004223 
 
                                          
223  Kartengrundlage: ATKIS-Basis-DLM; Datengrundlage: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR), 
eigene Darstellung. 
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